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Ist Merkel an der Macht?

Angela Merkel, die Pfarrerstochter aus dem 
beschaulichen Templin, hat einen schwe-

ren Weg hinter sich. In der atheistischen DDR 
wurde sie nach dem ihr aufgenötigten Abitur 
und erzwungener Promotion – ihre Marxismus-
Belegarbeit kam leider abhanden – auch noch 
zu einem nur politisch äußerst Unzuverlässi-
gen angebotenen Zusatzstudium in der Sowjet-
union gedrängt. Erst nach der Befreiung vom 
roten Joch konnte sie aufatmen. Wenn man 
der Kanzlerin heute „über die Schulter schaut“, 
glaubt man, sie sei tatsächlich an der Macht. 
Als Regierungschefin des stärksten europä-
ischen Staates gilt sie – wie einst Großbritanni-
ens Margaret Thatcher – manchen als „Eiserne 
Lady“. Andere halten sie sogar für die „mäch-
tigste Frau der EU“. 
Zugegeben: In der BRD gibt es derzeit wohl nie-
manden auf der politischen Bühne, der es mit 
der Kanzlerin in puncto Machtinstinkt aufneh-
men könnte. Merkels Machthunger ist durch 
nichts zu stillen. Ihr Machtgehabe wirkt durch-
aus glaubwürdig. Es beeindruckt selbst ähnlich 
Gepolte im In- und Ausland. Nehmen wir nur 
den französischen Präsidenten Sarkozy. Er geizt 
nicht mit Sympathiebekundungen, wenn er der 
Kanzlerin begegnet. Und die Buntbejackte gilt, 
obwohl beliebig austauschbar, da ohne eigen-
ständiges ideologisches Profil, nicht grundlos 
als mächtige Person. Immerhin steht sie am 
Ruder eines einflußreichen Machtgefüges. Aber 
ist sie deshalb auch an der Macht? Sind Ambi-
tion und Wirklichkeit hier deckungsgleich?
Wer in der BRD tatsächlich zu den Machtha-
bern gehört, wurde am 60. Geburtstag Josef 
Ackermanns transparent. Eine Party im Bun-
deskanzleramt verdeutlichte schlaglichtartig, 
an wessen Leine Angela Merkel marschiert. 
Nach Ackermanns Deutsche-Bank-Motto „Lei-
stung aus Leidenschaft“ lud sie die Gäste des 
Magnaten in das Allerheiligste ihrer schwarz-
gelben Koalition ein. 
Übrigens zählt auch BDI-Boß Dieter Hundt zu 
jenen, die dem Merkel-Kabinett Ton und Takt 
vorgeben. Zumindest mittelbar. Direkt hat er das 
seinem früheren Geschäftsführer Norbert Rött-
gen übertragen. Der in die Regierungsmann-
schaft vorgeschobene Hundt-Vertraute läßt dort 
die Katze aus dem Sack. Nach dem Ausfall von 
Friedrich Merz, der früher in der CDU-Frakti-
onsspitze die Konzerninteressen koordinierte, 
ist mit Röttgen ein Mann der Stromlobby als 
Minister für Umweltschutz installiert wor-
den. Er schirmt die Atomkraftgiganten gegen 
Zudringlichkeiten echter Umweltschützer ab. 
Daß zu diesem Spiel mit gezinkten Karten nach 
Fukushima die Maskerade eines „Atomausstiegs 

mit Augenmaß“ gehört, versteht sich von selbst. 
Röttgen wird’s schon richten. 
An den Schalthebeln steht auch ein Mann, der 
jetzt für die „Landesverteidigung am Hindu-
kusch“ zuständig ist. Thomas de Maizière, Sohn 
des einstmals ranghöchsten Generals der Bun-
deswehr, bedient die Interessen der deutschen 
Rüstungsindustrie, die sich inzwischen auf den 
dritten Platz unter den Waffenexporteuren der 
Welt vorgeschoben hat. 
Seit dem Wegfall des Warschauer Vertrages 
– der Verteidigungskoalition sozialistischer 
Staaten – jagt ein imperialistischer Krieg den 
anderen. Ohne Unterlaß bauen die Medien des 
Kapitals, die selbst zum Klub gehören, neue loh-
nende Aggressionsziele auf – erst Serbien, dann 
Irak, danach Afghanistan, schließlich Libyen. 
Auch Syrien paßt in das Raster zu attackieren-
der „Diktaturen“.
Kapitalismus und Krieg sind zwei Seiten einer 
Medaille. Das ist so sicher wie das Amen in der 
Kirche. Aber auch der Zusammenhang zwi-
schen Frieden und Sozialismus steht außer 
Frage. Diese Lektion haben inzwischen selbst 
etliche von jenen gelernt, welche einst gierig 
nach den Bananen des Westens griffen und 
ihren Sozialismus im Osten leichtfertig über 
Bord warfen.
Ist Merkel an der Macht?, haben wir eingangs 
gefragt. Bedeutet die ambitiöse Machtbeses-
senheit dieser „Christin“, die auf das 5. Gebot 
pfeift, oder ihre herausgehobene Position an der 
Regierungsspitze, daß sie tatsächlich mehr ist 
als ein gut funktionierendes Instrument der 
eigentlichen Machthaber? 
Doch auch das sei gesagt: Uns, die wir in der DDR 
zwischen 1949 und 1989 dem Kapital erfolgreich 
die politische Macht und das ausbeuterische 
Eigentum entzogen, hat die Konterrevolution 
mit dem sozialen Gestern konfrontiert. Nun 
ohne die Macht, sind wir indes nicht ohnmäch-
tig. Auch unsere Zeit wird wieder kommen. Der 
Geschichtsverlauf ist oft irregulär. Jähe Wen-
dungen gehören dazu. Nehmen wir nur ein Bei-
spiel: Mitte der 20er Jahre war die KPD – nach 
der verlorenen Novemberrevolution und den 
niedergeschlagenen Arbeiteraufständen in Mit-
teldeutschland und Hamburg – keine sehr ein-
flußreiche Kraft. Aber nur kurze Zeit später – zu 
Beginn des dritten Jahrzehnts – galt sie unter 
Thälmann als die weltweit stärkste kommuni-
stische Partei neben der KPdSU. 
Natürlich wiederholt sich die Geschichte nie-
mals in derselben Form. Aber man sollte aus 
ihr Lehren ziehen und Kraft schöpfen. Kraft 
und Mut für kommende Kämpfe.
� Klaus Steiniger
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Nördliche Flurbereinigung
Wie der Holter-Clan die Linkspartei SPD-kompatibel machen will

„Opposition ist Mist“, sagte einst der seiner-
zeitige SPD-Vorsitzende Franz Müntefering. 
Diese Auffassung hängt mit dem Anspruch 
seiner Partei zusammen. Seit August Bebels 
Tod im Jahre 1913 ist die SPD nämlich nicht 
mehr veränderungswillige politische und 
soziale Opposition, sondern ein entschei-
dender Faktor bei der Stabilisierung des 
kapitalistischen Systems. Die Folgen sind 
bekannt. 
Münteferings Gedanken sind unterdessen 
auch längst bei der Linkspartei in Mode 
gekommen. Mecklenburg-Vorpommerns PDL 
wurde bekanntlich zweimal in die SPD-Re-
gierung aufgenommen. Ihre Beteiligung 
brachte bescheidene Ergebnisse, offen-
barte aber einen beeindruckenden Mangel 
an Konsequenz. In Kabinettsverantwortung 
akzeptierte sie sogar den Bruch des Koali-
tionsvertrages durch den SPD-Minister-
präsidenten Harald Ringstorf, der sich im 
Bundesrat ohne Skrupel über sie hinweg-
setzte. Ein Anlaß, den Verbleib in der Koali-
tion auch nur zu prüfen, war das nicht. Zur 
Beruhigung der aufgebrachten Parteibasis 
hieß es lediglich, der SPD-Regierungschef 
habe es ja zugegeben und gelobt, es nicht 
wieder zu tun. 
Ein weiteres trauriges Resultat jenes Zusam-
mengehens – es blieb weitgehend unbemerkt –  
war das wohl schärfste Polizeigesetz der 
BRD. Die eindeutige Marschrichtung wurde 
schon damals durch die Devise bestimmt: 
Mitregieren um jeden Preis. Eine Auswer-
tung dieser Koalitionsbeteiligung mit der 
Basis der eigenen Genossen fand nicht statt, 
obwohl hierzu durch das Buch „Warum? Für 
wen? Wohin? 7 Jahre PDS Mecklenburg-Vor-
pommern in der Regierung“ eine kritische 
und ehrliche Analyse als Diskussionsgrund-
lage gegeben war.
Vor fünf Jahren wurde die PDS dann in die 
Opposition geschickt, weil es die SPD vorzog, 
fortan mit der CDU zu regieren, obwohl auch 
die andere Variante möglich gewesen wäre. 
Angeblich seien die inhaltlichen „Schnitt-
mengen“ zwischen SPD und CDU größer, hieß 
es. Und ausgerechnet diese CDU will „Die 
Linke“ künftig beim Mitregieren ersetzen. 
Dazu muß natürlich ein noch höheres Maß 
an Übereinstimmung mit der SPD bestehen. 
Das bedeutet nach den Vorstellungen eini-
ger tonangebender PDL-Politiker in M-V, die 
eigene Partei bis zum Wahltag SPD-kompati-
bel zu machen. Dabei geht es um das Ausräu-
men denkbarer Hinderungsgründe für eine 
Koalition mit den Sozialdemokraten. 
Ein Weg dorthin ist die radikale Säuberung 
der Partei von all jenen, welche der SPD einen 
Vorwand zur Fortsetzung ihrer Koalition mit 
der CDU liefern könnten. Diese Operation 
hat bereits im Herbst vergangenen Jahres 
begonnen. Da wurde plötzlich eine Medien-
kampagne über „neue Stasi-Verstrickun-
gen“ von Politikern der „Linken“ in Szene 
gesetzt. Zusätzliche Erkenntnisse lagen 
dabei über die angeschwärzten Genossinnen 

und Genossen, die sich schon früher erklärt 
hatten, nicht vor. Dennoch wurden einige 
von ihnen vorbeugend kaltgestellt. Damit 
war der erste Stolperstein aus dem Weg 
geräumt, der beim beabsichtigten Heraus-
kommen aus der „Mist“-Opposition hinder-
lich gewesen wäre. 
Der zweite Akt dieser Flurbereinigung wurde 
im April auf der Konferenz der Landesver-
treter gespielt. Hier stellte man die Liste für 
die Landtagswahlen im September auf. Nach 
der Satzung des Landesverbandes war der 
Vorschlag durch den Landesausschuß zu 
erarbeiten. Dafür gab es klare Richtlinien, 
nach denen neben der Fachkompetenz der 
Bewerber auch deren feste Verankerung in 
der Partei, Ausstrahlung nach außen und 
territoriale Herkunft zu berücksichtigen 
waren. Die Kreisverbände stellten ihre Kan-
didaten auf und gaben deren Reihenfolge 
auf der Gesamtliste vor. So konnte der Lan-
desausschuß nach eineinhalb Jahren inten-
siver Arbeit einen ausgewogenen Vorschlag 
unterbreiten. Diese Liste war einen Monat 
zuvor bekannt geworden und wurde von der 
Basis akzeptiert.
Auf der Konferenz der Landesvertreter ver-
kündete der M-V-Vorsitzende Bockhahn 
überraschenderweise, der Landesvorstand 
habe am Vorabend „Änderungen“ beschlos-
sen und neue Kandidaten vorgegeben. Im 
Ergebnis dieses Coups wurde die Genossin 
Birgit Schwebs, die der Landesausschuß in 
seinem Vorschlag auf Listenplatz 2 gesetzt 
hatte, „nach hinten durchgereicht“. Bei ihr 
handelt es sich um eine weit über Partei-
grenzen hinaus anerkannte Fachpolitikerin 
mit besonderer Kompetenz in Sachen Land-
wirtschaft und Umwelt, die überdies Vorsit-
zende des Finanzausschusses im Landtag ist. 
Seit etlichen Jahren ist sie auch Kreisvor-
sitzende im heimatlichen Bad Doberan. In 
gleicher Weise verfuhr man mit Gerd Wal-
ther aus Vorpommern, der nach dem Listen-
vorschlag des Landesausschusses Platz 8 
einnahm. Er ist besonders als Aktivist im 
Kampf gegen Neonazis anerkannt. An seine 
Stelle wurde André Brie lanciert. Auf ein-
mal galt das Argument einer dringend not-
wendigen Verjüngung des Kandidatenfeldes 
nicht mehr. 
Natürlich ist es möglich, von der Landesli-
ste abweichende Vorschläge zu unterbrei-
ten. Doch dabei muß es redlich zugehen. 
Hier aber wurden Überraschungskandi-
daturen präsentiert. Zugleich wurde jede 
sachliche Diskussion über sie abgewürgt. 
So waren die Saalmikrofone stets blockiert, 
bevor der betreffende Kandidat auftauchte. 
Stellungnahmen oder kritische Nachfra-
gen wurden auf diese Weise unmöglich 
gemacht. An den Mikrofonen wechselten 
sich vor allem Fraktionsvorsitzender Hol-
ter, Landesvorsitzender Bockhahn, Ex-Bun-
desgeschäftsführer Bartsch, die Schweriner 
Oberbürgermeisterin Angelika Gramkow 
und André Brie ab. Die Zusammensetzung 

des Teilnehmerkreises garantierte das 
gewünschte Ergebnis. Überwiegend waren 
die Delegierten Amts- und Funktionsträger 
oder abhängig Beschäftigte der Partei, also 
materiell Interessierte. Mit anderen Worten: 
Personen, die nicht für die, sondern von der 
Partei leben.
Wir kritisieren vor allem die Art und Weise, 
wie das Zustandekommen der Liste für die 
Landtagswahl organisiert wurde. Das Votum 
der als Basis zu betrachtenden Kreise und 
das Prinzip der territorialen Ausgeglichen-
heit wurden glatt übergangen. 
Die ganze Inszenierung erwies sich als 
Erfolg, was der gewünschte Partner auch 
unverzüglich zu würdigen verstand. Der 
Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion 
geizte nicht mit Lob für die geschilderte 
Regie. Schon am nächsten Tag erklärte er: 

„Ich habe mit Freude festgestellt, daß die 
Unterstützer der Antikapitalistischen Lin-
ken keine Rolle mehr spielen.“
Doch das Spiel geht weiter. Schließlich 
will „Die Linke“ stärkste Partei werden, 
zumal Holter für sich persönlich das Amt 
des Ministerpräsidenten anstrebt. Da aber 
die SPD Umfragen zufolge derzeit bei 34 % 
liegt, bedeutet das nichts anderes, als daß 

„Die Linke“ die Zahl ihrer Stimmen gegen-
über den letzten Landtagswahlen mehr als 
verdoppeln müßte. Doch gemach. Es gibt ja 
noch Möglichkeiten, antikommunistisch 
eingestellte Wähler zu begeistern: „Stasi“ 
ist abgehakt, kritisch eingestellte Kandida-
ten wurden ausgeschaltet – da eröffnet sich 
als letzte Gelegenheit zur Anbiederung an 
die SPD und zum Herüberziehen von Wäh-
lern eine „passende Stellungnahme zum  
50. Jahrestag des Mauerbaus“. Wetten, daß 
sich bestimmte Leute dazu noch etwas ein-
fallen lassen, um die bisher ergriffenen Maß-
nahmen weiterzutreiben!

Carsten Hanke, Lambrechtshagen /  
Peter Möller, Rostock

Wir trauern um unsere am 5. Juni 
verstorbene hochverdiente Genossin

Dr. Marianne Blankenhagen 
aus Berlin und drücken ihrem 
Mann Günther, der am 6. Juli sein 
85. Lebensjahr vollendet, unser 
tiefes Mitgefühl aus.
Marianne hat sich als leitende 
Propagandistin des Marxismus- 
Leninismus hohe Verdienste erwor-
ben. Durch beide Blankenhagens 
wurden die Zusammenkünfte der 
Berliner RF-Regionalgruppe viele 
Jahre auf konstruktivste Weise 
bereichert und mitgestaltet. Wir 
werden unserer Genossin Marianne 
ein ehrendes Andenken bewahren.
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Die zwei Gesichter des Willy Brandt
Ein „Friedenskanzler“, dessen Nimbus zu hinterfragen ist

Höhnisch kolportierte die großbürger-
liche FAZ am 22. Februar 2010 unter 

der Schlagzeile „Mausetoter Kommunis-
mus“ die schlimmsten Ausfälle auf einer 
Tagung, die sich mit „Erbe und Tradition“ 
befassen sollte und zu der die Histori-
sche Kommission beim Parteivorstand der 
PDL in die Leipziger Moritzbastei einge-
laden hatte. Unter dem glei-
chen Motto war zuvor eine 
zweibändige Anthologie im 
PDL-nahen Dietz-Verlag, Ber-
lin, erschienen. Helga Grebing 
von der Historischen Kom-
mission der SPD schilderte 
dort die „vorbildhaften politi-
schen Lebenswege“ Otto Bren-
ners, Heinz Kühns und Willy 
Brandts. In einer ND-Veröf-
fentlichung nahm Stefan Lie-
bich eine Gleichsetzung des 
faschistischen Pinochet-Put-
sches gegen Salvador Allende 
und des medial erzwungenen 
Rücktritts von Willy Brandt, 
den „leider auch die SED mit 
zu verantworten hatte“, vor.
Nach der Rosa-Luxemburg-
Konferenz der „jungen Welt“ 
im Januar 2011 ließen einige 
ehemalige SPD-Mitglieder, die 
jetzt der PDL angehören, ver-
lauten, sie seien und blieben „Sozialdemo-
kraten im Geiste von Willy Brandt“. Dabei 
handele es sich um „Linkssozialismus“. 
Spätestens hier muß ein Zwischenruf 
gestattet sein: Kann dieser SPD-Vorsit-
zende und Bürgermeister der Frontstadt 
Westberlin, der zwischen Oktober 1969 
und Mai 1974 Bundeskanzler der impe-
rialistischen BRD war, etwa Vorbild für 
die Partei Die Linke sein?
Willy Brandt, dessen medienwirksamer 
Kniefall am Warschauer Ghetto-Denkmal 
gern als Beispiel seines profunden Aus-
söhnungswillens ins Feld geführt wird, 
war ein Mann mit zwei Gesichtern, Pro-
dukt einer seit 1914 anhaltenden äußerst 
zwiespältigen Parteigeschichte. 
Am 10. September 1959 hatte die SPD den 
marxistisch-proletarischen „Ballast“ mit 
ihrem Godesberger Programm endgültig 
abgeworfen, um fortan eine „Volkspartei 
der Mitte“ zu werden. Das versprach neue 
Wählerschichten und die Öffnung für eine 
Koalition mit der CDU, welche zwischen 
1966 und 1969 dann auch zustande kam. 
Die SPD saß in dieser Zeit mit Strauß und 
dem Nazi Kiesinger am Kabinettstisch 
und bekannte sich rückhaltlos zur NATO 
und zur kapitalistischen „freien Markt-
wirtschaft“. 
Nach einem knappen Wahlsieg gelangte 
Willy Brandt dann als Kanzler einer sich 
„sozialliberal“ nennenden SPD/FDP-Koali-
tion ans Ruder. Diese Regierung konnte 
für sich die Förderung der betrieblichen 

Mitbestimmung, Fortschritte auf dem 
Gebiet der Tarifpolitik, der Gleichberech-
tigung von Frauen, der Gleichstellung 
Homosexueller sowie eine Neuorientie-
rung auf den Gebieten des Jugendstraf-
rechts und der Schulpolitik verbuchen. 
Das hieß im Vokabular von Willy Brandt: 
„Mehr Demokratie wagen!“ Noch aus der 

Vorkriegszeit überkommene und daher 
verkrustete Regelungen wurden dem 
Stand anderer westeuropäischer Länder 
angepaßt. Doch eines blieb ohne Abstriche 
bewahrt: der ebenso notorische wie bor-
nierte deutsche Antikommunismus!
Als „Friedenskanzler“ und Bahnbrecher 
der Entspannungspolitik wurde Brandt 
gefeiert, auch weil er die Existenz der DDR 
in Rechnung stellte. Abgesehen von einer 
bestimmten Regie, die hier sicher auch 
eine Rolle gespielt haben dürfte, sind die 

„Willy“-Rufe bei der Erfurter Begegnung 
mit Willy Stoph wohl in diesem Sinne 
zu deuten. Das Kräfteverhältnis hatte 
sich damals zugunsten der sozialisti-
schen Seite verschoben. Die Niederlage 
der USA in Vietnam sprach für sich. In 
einer solchen Situation mußte man mit 
den RGW-Ländern verhandeln. Der SPD-
Bundeskanzler ließ sich – anders als seine 
Vorgänger – dabei von Erwägungen poli-
tischer Nüchternheit leiten.
Der andere Willy Brandt aber war ein 
getreuer Vollstrecker der Vorgaben und 
Zielstellungen des NATO-Hauptquartiers 
und diente als Erfüllungsgehilfe bei der 
Umsetzung der Politik des damaligen US-
Präsidenten Richard Nixon. 
Die Internationale Vietnam-Konferenz 
des Sozialistischen Deutschen Studen-
tenbunds (SDS) richtete sich unmittelbar 
gegen Washingtons Kriegskurs und des-
sen deutsche Unterstützer. Der SDS wurde 
daraufhin von der SPD als assoziierte 

Organisation ausgeschlossen. Der Sozi-
aldemokratische Hochschulbund (SHB), 
ein Teil der Jusos, die „Falken“ und enga-
gierte Gewerkschafter aus dem Umfeld 
der SPD sympathisierten jedoch weiterhin 
mit der außerparlamentarischen Opposi-
tion der BRD. 
Nach Verabschiedung der berüchtigten 

Notstandsgesetze, die eine 
jederzeitige Außerkraftset-
zung des Grundgesetzes 
ermöglichten, sorgte auch 
Willy Brandts Kabinett durch 
neue und verschärfte Normen 
wie die Novellierung des Bun-
desgrenzschutzgesetzes, den 
Ausbau des Bundeskrimi-
nalamtes und die erhebliche 
Aufstockung der zu Geheim-
dienstzwecken bereitgestell-
ten Mittel für den zügigen 
Ausbau der BRD-Repres-
sionsorgane. Und der SPD-
Kanzler kommentierte stolz: 
„Dieser unser Staat ist sehr 
wohl imstande, das Maß an 
innerer Sicherheit zu gewähr-
leisten, … über das sonst nur 
wenige der vergleichbaren 
Staaten der Welt verfügen. 
Dafür hat auch die planende 
Arbeit der sozialliberalen 

Koalition seit 1969 gesorgt.“ So brüstete 
sich Willy Brandt, der sich zugleich gegen 
Proteste linker Kräfte, auch aus den eige-
nen Reihen, verwahrte, indem er die 1967 
in BRD-Schulbüchern erstmals aufge-
tauchte „Totalitarismusdoktrin“ über-
nahm: „Der Staat … ist auch von seiner 
Inneren Sicherheit zu schützen. Dies geht 
nur, wenn der politische Zusammenhang 
zwischen linksextrem drapiertem Terror 
und rechtsradikalen Verirrungen sowie 
deren heimliches Zusammenspiel sichtbar 
gemacht werden.“ zitierte die Hamburger 
„Zeit“ am 27. Dezember 1974 den Kanzler. 
„Die Unfähigkeit, an eine schrittweise Ver-
änderung zu glauben, gehört zweifellos 
zu den Antriebskräften der Terroristen …  
Wer die Erwartung an die Veränderbar-
keit der Gesellschaft ins gefährlich Ir- 
reale hochtreibt, sucht in Wahrheit nur 
die Rechtfertigung, insgesamt zu zer-
stören.“ resümierte der Nachfahre aus 
Noskes Partei. Damit zog Willy Brandt 
eine scharfe Trennlinie zu allen, die eine 
Überwindung der kapitalistischen Macht- 
und Eigentumsverhältnisse in Erwägung 
zogen oder anstrebten. Er unterstellte 
ihnen nackten Zerstörungswillen und 
blanke Mordlust.
So viel zu Willy Brandt. Möge ein jeder 
in der PDL gut überlegen, ob er sich den 
Namen dieses janusköpfigen, zwiespälti-
gen und zwielichtigen rechten Sozialde-
mokraten an seine Fahne heften möchte.

Jobst-Heinrich Müller, Lüneburg

Der BRD-Kanzler und Führer der Sozialistischen Internationale in 
Demutspose am Warschauer Ghettodenkmal
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Wenn jetzt über „Wege zum Kommunis-
mus“ debattiert wird, muß man diese 

Zukunftsperspektive der Menschheit histo-
risch richtig einordnen. Ich biete im folgen-
den einen Versuch hierzu an. 
Etwa 1500 Jahre vor unserer Zeitrechnung 
entstand das israelitische Gesellschafts-
modell. Maßgebliche Initiatoren waren 
Abraham, Isaak und Moses. Sie schufen 
die ethisch-moralischen Grundlagen für 
das Zusammenleben des Volkes Israel. Nach 
mehrfacher, aber immer alleiniger Rück-
sprache mit Gott – Jahwe verkündete Moses 
die 10 Gebote und viele andere Gesetze. 
Zusammengefaßt sind diese in der Thora 
(5 Bücher Mose, Altes Testament). Jahwe 
gibt sich als ein strenger, strafender Gott. 
Er schafft dem Volke Israel Freiraum durch 
Vernichtung anders denkender und lebender 
Menschen. Es versteht sich als das auser-
wählte Volk. Es verteilte sich viele Jahr-
hunderte lang über die ganze Welt, ohne 
zunächst einen eigenen Staat zu besitzen. 
Reichlich 1500 Jahre nach Moses verjagte 
Jesus die Geldhändler und Wucherer aus 
dem Tempel von Jerusalem und leitete damit 
die Wende zum christlichen Gesellschafts-
modell ein. Er verwandelte u. a. mit seiner 
Bergpredigt (Neues Testament) den stren-
gen und strafenden Jahwe in den verzeihen-
den und liebenden Gott. Das Christentum 
verbreitete sich trotz großer Widerstände 
zunächst friedlich in ganz Europa.
Etwa 600 Jahre nach Jesus sprach Moham-
med mit seinem Gott – Allah, wiederum 
allein. Er empfing dabei die Botschaften 
Allahs, die im Koran zusammengestellt sind. 
Sie enthalten die wichtigsten Aussagen des 
Alten und Neuen Testaments ergänzt und 
angewandt auf die Bedingungen der noma-
dischen Wüstenvölker. Mohammed bean-
spruchte nie die Gottessohnschaft und 
lehnt die Dreieinigkeit des Christentums 
ab. Allah ist wie Jahwe ein strenger Gott, es 
gibt aber auch Ähnlichkeiten mit dem Gott 
der Christen. Nach der Anerkennung und 
Festigung seiner Lehre in Mekka, Medina 
und den umliegenden Gebieten verbreitet 
Mohammed seine Lehre des Islam mit dem 
Schwert. Er und seine Nachfolger erobern 
so weite Gebiete des Nahen Ostens, Nord-
afrikas, Asiens und zeitweise Europas für 
den Islam.
Die ökonomischen Grundlagen dieser drei 
Gesellschaftsmodelle waren bestimmt durch 
verschiedene Formen feudaler Systeme und 
in der Gegenwart durch das bürgerlich-ka-
pitalistische Wirtschaftssystem. Sie beru-
hen auf der skrupellosen Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen. Diese öko-
nomischen Grundlagen werden von den 
israelitischen, islamischen und christlichen 
Gesellschaftsmodellen nicht angezweifelt, 
sondern unterstützt.
Weitere etwa 1000 Jahre nach Mohammed 
entwickelten Marx und Engels ohne die 
Hilfe und Unterstützung eines überirdischen 

Gottes in der Mitte des 19. Jahrhunderts den 
Gedanken einer kommunistischen Gesell-
schaft, die auf der Assoziation der freien 
Produzenten beruhen sollte, ohne Klassen 
und Staat. Während die drei Vorläufer auf-
einander aufbauten und gemeinsame öko-
nomische Grundlagen hatten, schufen Marx 
und Engels ein sowohl ideologisch-philo-
sophisch wie ökonomisch völlig anderes 
Gesellschaftsmodell. Die Menschen leben 
in ihm frei von religiösen Dogmen in vol-
ler Übereinstimmung mit der Natur und 
befreit von jeglicher Ausbeutung mit hohen 
moralischen und ethischen Grundsätzen. 
Die Unterschiede zwischen Stadt und Land, 
zwischen geistiger und körperlicher Arbeit 
werden überwunden, die Persönlichkeit 
des einzelnen kann sich frei entfalten. Das 
Privateigentum an Produktionsmitteln ver-
schwindet, Grund und Boden werden ver-
gesellschaftet. Jeder leistet entsprechend 
seinen Fähigkeiten freiwillig seinen Beitrag 
zur Gesamtentwicklung. So kann der gesell-
schaftliche Reichtum so weit gesteigert wer-
den, daß die Verteilung aller Produkte nach 
dem Prinzip der Bedürftigkeit erfolgt. 
Im Gegensatz zu Marx und Engels konn-
ten Abraham, Moses, Jesus und Moham-
med ihre Ideen direkt umsetzen. Sie waren 
von Menschen umgeben, die ihnen gläubig 
folgten und deren Zahl ständig stieg. Dabei 
half ihnen ganz entscheidend die Berufung 
auf den überirdischen Jahwe-Gott-Allah. 
Ihre Nachfolger waren überzeugte Anhän-
ger, die das jeweilige Gesellschaftsmodell 
weiter verbreiteten. 
Marx und Engels hatten ebenfalls viele 
Anhänger in allen Teilen der Welt, aber sie 
erkannten, daß die ethisch-moralischen und 
vor allem wirtschaftlich-ökonomischen und 
wissenschaftlichen Voraussetzungen für die 
direkte Umsetzung ihrer Gesellschaftsidee 
nicht gegeben waren, und nannten demzu-
folge auch keinen Zeitpunkt für einen mögli-
chen Wandel der Verhältnisse. So blieb das 
drohende „Ein Gespenst geht um in Europa“ 
und die Aufforderung „Proletarier aller Län-
der, vereinigt euch!“
Betrachtet man die Entwicklung in die-
sen etwa 3000 Jahren, so ist die Heraus-
bildung und Verbreitung der jeweiligen 
Gesellschaftsmodelle immer mit hohen 
Verlusten an Menschen verbunden gewe-
sen. Dem Volk Israel half Jahwe bei der 
Vernichtung andersgesinnter Menschen. 
Mohammed verbreitete seine Lehre mit dem 
Schwert. Es wurden eine Vielzahl Kriege 
geführt zur Sicherung des Einflusses, um 
Heiligtümer und zur Vergrößerung der 
Macht – Kreuzzüge der Christen, Erobe-
rung großer Teile von Spanien durch die 
Mauren, Vorstoß der Osmanen bis vor Wien 
u. a. m. Die Christen Europas wanderten 
nach der Entdeckung Amerikas dorthin aus, 
raubten die Schätze und vernichteten fast 
die gesamte Ureinwohnerschaft im Namen 
ihres Gottes. Sie führten die Inquisition 

ein, folterten und ermordeten Menschen, 
die eine andere Lebensauffassung hatten. 
Sie setzen bis in unsere Tage auf Kriege 
zur Sicherung von Macht und Bodenschät-
zen mit Millionen Opfern. Unter dem Kapi-
talismus konnten sich solche Extreme wie 
Hitler entwickeln. 
Niemand käme auf die Idee, diese Gesell-
schaftsmodelle als grundsätzlich verbre-
cherisch zu bezeichnen.
Ganz anders ist der Umgang mit dem kom-
munistischen Gesellschaftskonzept von 
Marx und Engels. Darüber darf nur gespro-
chen werden, wenn gleichzeitig von Millio-
nen Opfern geredet wird. Dabei ist dieses 
Modell noch nie umfassend und vollstän-
dig realisiert worden. Es ist unstrittig, daß 
bei den Versuchen, die sozialistisch/kom-
munistische Gesellschaftsidee zu verwirk-
lichen, auch eine große Zahl von Menschen 
zu Schaden kam, ihrer persönlichen Frei-
heit beraubt wurde und den Tod fand. Das 
aber kann man nicht den Ideen von Marx 
und Engels anlasten. Man mag diese für 
utopisch halten, verbrecherisch und a priori 
Verbrechen erzeugend sind sie keineswegs. 
Man kann und muß also über Wege zum 
Kommunismus reden und debattieren. Ob 
und wann man sie beschreiten kann, ist 
eine ganz andere Frage.
Ein Mann vom Format des Jesus von Naza-
reth wäre wünschenswert, der die modernen 
Wucherer, Spekulanten und Geldhändler 
„aus dem Tempel jagt“. Diesmal sollte es 
allerdings ein Marxist sein.

Dr. rer. nat. Klaus Möbius, Berlin

Geschichte im Zeugenstand
Ein etwas anderer Zugang zur Kommunismus-Debatte

Alt wie das Rauschen der Bäume
sind die sehnsüchtigen Träume, 
daß sich die Märchen beleben, 
daß sich die Wunder begeben:

Bestraft wird die Untat, 
und Wohltat bringt Segen.
Die Fleißige geht 
durch den goldenen Regen. 
Der Knüppel schlägt 
den Betrüger und Dieb. 
Prinzessin und Bauernbursch 
haben sich lieb. 
Die List gelingt, 
die den Riesen bezwingt. 
Der Reif um das Herz 
des Getreuen zerspringt. 
Der Zauber trifft den, 
der ihn böse erdacht. 
Die freundliche Fee 
gibt den Gütigen Macht.

Ach, diese sehnsüchtigen Träume, 
alt wie das Rauschen der Bäume.

Helmut Preißler
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Grüne Verwirrspiele
Ist „ökologische Nachhaltigkeit“ unter  

kapitalistischen Vorzeichen überhaupt möglich?

Die Tragödie von Fukushima hatte 
ihre Ursache – von der hinzukom-

menden Wirkung der Naturgewalten 
abgesehen – vor allem im rücksichtslo-
sen Kampf der Führung eines territorial 
kleinen, aber dichtbesiedelten 
Landes um Energiequellen und 
die Behauptung seiner Position 
im Spitzenfeld der kapitalisti-
schen Weltwirtschaft. Eine Folge 
dessen war die Errichtung eines 
Übermaßes an Atomkraftwer-
ken in Japan. Einige der Mei-
ler wurden direkt an der stets 
durch Tsunamis bedrohten Küste 
der permanent von Erdbeben 
erschütterten Region errichtet.
Immer mehr Konsumgüter, ein 
ständig steigender Energiever-
brauch, der mörderische Kon-
kurrenzkampf um den zunächst 
zweiten, inzwischen aber dritten 
Rang unter den Wirtschaftsna-
tionen waren die Antriebskräfte 
einer Entwicklung auf des Mes-
sers Schneide. Dabei wurde alles 
auf eine Karte gesetzt. 
Ähnliches wie in Fukushima, wo 
ein ganzer Landstrich für die 
Einwohner auf Dauer gesperrt 
sein dürfte, hatten wir bereits 
anderswo beobachten können: 
Nach der Flutkatastrophe von 
New Orleans ließen die Behör-
den des USA-Bundesstaates 
Louisiana die evakuierten Ghet-
tobewohner gleich dort, wohin 
man sie verfrachtet hatte, um 
deren Grundstücke an interes-
sierte Konzerne zu verhökern. 
Die Fischer am Golf von Mexiko 
mußten gegenüber dem Ölgigan-
ten BT auf Entschädigungsan-
sprüche verzichten, um wenigstens Jobs 
bei der Strandreinigung zu erhalten. So 
bleibt abzuwarten, was nach den qualvol-
len Monaten des japanischen Super-Gaus 
noch geschehen wird. 
In der BRD dürfte davon auszugehen sein, 
daß sich die Energiegiganten sowohl die 
Abschaltung einiger Kernkraftwerke als 
auch die Alibi-Überprüfung der Reak-
torsicherheit durch die Regierung letz-
ten Endes vom Endabnehmer versilbern 
lassen. Die Anmeldung der Schadenser-
satzansprüche vom Netz genommener 
Spitzen-Umweltgefährder hat bereits 
angedeutet, wer die Zeche bezahlen soll. 
Was die Konzerne betrifft, so dürfte das 
Fell des Bären gewaschen werden, ohne 
daß es naß wird.
Eindeutiger Gewinner des jüngsten 
Geschehens sind die Grünen, die sich im 
Öko-Mainstream – einem Wust aus Halb-
wahrheiten, Lügen und Verwirrspielen 

– so darzustellen vermochten, als seien 
sie die einzigen mit „Kompetenz“. Fuku-
shima sei Dank! 
Der PDL-Programmentwurf von 2010 wirft 
die Frage auf: „Wie erhalten wir Natur und 

Gesellschaft?“ Es gehe um „sozial-ökolo-
gischen Umbau“. Dort finden sich einige 
präzisierungsbedürftige Ansätze zu einer 
alternativen Öko-Politik mit sozialisti-
schen Untertönen. Erkennt man aber den 
kapitalistischen Konkurrenzkampf und 
den daraus resultierenden Wachstums-
zwang, der wiederum ein Ansteigen der 
Konsumgüterproduktion ohne jedes ver-
nünftige Maß zur Folge hat, als Ursachen 
des immer höheren Energieverbrauchs, 
so wird das Verlangen nach einer Verge-
sellschaftung der Stromriesen – und kei-
neswegs nur der auf Atomkraft setzenden 
– zur elementaren Voraussetzung jeglicher 
nachhaltigen Wende überhaupt.
Der vom „Öko-Profitdenken“ des grünen 
Sektors der Bourgeoisie angetriebene Öko-
Kapitalismus verhindert indes keineswegs 
künftige Krisen und Kriege, denen das Pen-
tagon in strategischen Studien über „nach-
wachsende Energiequellen“ bereits seine 

Aufmerksamkeit gewidmet hat. Während 
„Bio-Sprit“ und „E 10“ zur drastischen Ver-
schärfung der Welternährungskrise füh-
ren, vertreibt das CO²-Sanierungsgesetz 
ärmere Bevölkerungsschichten zugun-

sten von Öko-Neubauten aus 
bezahlbaren älteren Gebäu-
den. Abgasverordnungen und 
Benzinpreiserhöhungen tref-
fen die Mobilität von Pendlern. 
Und für die an der Monopol-
kette marschierende Merkel-
Regierung dienen sie lediglich 
als Konjunkturprogramme für 
die Autoindustrie, tonangebende 
Bauunternehmen und Immobili-
enspekulanten.
Noch Schlimmeres wird aus 
armen Ländern vermeldet. Mer-
cedes-Benz-Bosse brüsten sich 
in Hochglanzbroschüren mit 
„Naturfasern von den Philippinen“, 
während fast jeder Atomkonzern 
sein „ökologisches“ Quentchen 
als Alibi für die Imagepflege 
dazugibt. „Alles Öko – alles gut“, 
heißt die verlogene Parole. Statt 
einer Gewährleistung des von 
der UNO proklamierten Men-
schenrechts auf Wasser wird 
diese Existenzgrundlage jegli-
chen Lebens inzwischen nur noch 

„unter Marktaspekten“ betrachtet 
und dadurch erst zum „akzeptab-
len Rohstoffhandelsobjekt“. Auf 
den Kanarischen Inseln sind die 
eigentlich ausreichenden Was-
serreserven unterdessen durch 
Massentourismus weitgehend 
aufgebraucht. Natürlich geht es 
auch hier allein um kapitalisti-
sche Profitmaximierung. 
Die PDL sollte den Mut aufbrin-

gen, gegen den „Mainstream-Opportunis-
mus“ anzukämpfen und den Finger auf die 
Wunde zu legen. Denn Öko-Kapitalismus 
ist nun einmal nichts anderes als grün 
angestrichener Kapitalismus.

Albert Bötersheim, Hamburg

Gor-leben oder Gor-Tod?
nicht wie ein Tor leben
der Brennstabreime pro Atomkraft schreibt!
eigenen Kindern
politische Verantwortung vorleben:
keine Wahl von Atom-Parteien 
reaktionär reaktorgefährlich!
gegen Zwischenlager Gorleben
gegen möglichen Gor-Tod!

Jürgen Riedel, Minden

Zeichnung: Heinrich Ruynat
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Die Anfänge der Hypo Real Estate 
(HRE) liegen im September 2001, als 

die Nürnberger Hypothekenbank, die 
Süddeutsche Bodencreditbank und die 
Bayerische Handelsbank zur damaligen 
HVB Real Estate Bank AG fusio-
nierten. Nach Abspaltungen, 
Umwandlungen sowie Zusam-
men- und Ausschlüssen firmiert 
diese seit Herbst 2003 als Hypo 
Real Estate Bank AG. Neben der 
Wahrnehmung des internationa-
len Immobiliengeschäfts der Real 
Estate-Gruppe hatte die HRE 2008 
Pfandbriefe im Wert von rund  
100 Mrd. Euro herausgegeben. 
Rechnete man jene der irischen 
Tochter hinzu, dann waren es 
sogar 140 Mrd. Das entspricht 
mehr als 15 % des deutschen 
Pfandbriefmarktes, der laut Spie-
gel online ein geschätztes Volumen 
von 900 Mrd. Euro besitzt.
Seit der 2009 gezwungenermaßen 
erfolgten Verstaatlichung durch 
die BRD-Regierung besteht jetzt 
folgende Struktur: An der Spitze 
steht die Hypo Real Estate Group AG mit 
zwei Tochterunternehmen. Eine davon – 
die Deutsche Pfandbrief AG München – ist 
Mitte 2009 aus dem Zusammenschluß der 
Hypo Real Estate Bank AG und der DEPFA 
Deutsche Pfandbriefbank AG entstanden. 
Die DEPFA-Bank plc ist im irischen Dublin 
angesiedelt und gehört seit Oktober 2007 
voll zum Konzern. 
Übrigens erwies sich die Depfa-Bank als 
vermutliche Hauptursache für das größte 
Finanzwelt-Desaster der deutschen Nach-
kriegsgeschichte. Die DEPFA gehörte 
der Bundesrepublik Deutschland und 
gewährte Wohnungsdarlehen für breite 
Bevölkerungsschichten. Sie wurde zu 
einem der größten Aussteller von Pfand-
briefen in der BRD. Ihre stürmische Ent-
wicklung verdankte die Bank vermutlich 
dem rasch anwachsenden Kommunalkre-
ditgeschäft. Das machte sie für Privat- 
investoren attraktiv. 
Im Rahmen der CDU-Privatisierungspo-
litik unter Kohl wurde die DEPFA des-
halb zum Jahreswechsel 1989/90 in eine 
Aktiengesellschaft umgewandelt. 1991 
brachte man sie für umgerechnet etwa 
275 Mio. Euro an die Börse. Das Huhn, 
das dem Staatsbudget goldene Eier gelegt 
hatte, wurde im Interesse privater Profi-
terwirtschaftung kurzerhand geschlach-
tet. Die Bilanzsumme stieg bis 1993 auf  
100 Mrd. DM. 2001 splittete man das lukra-
tive Unternehmen. Es entstand eine Bank, 
die auf Staatsfinanzierung ausgerichtet 
war – die heutige depfa-Bank plc –, eine 
Aktiengesellschaft irischen Rechts mit 
Hauptsitz in Dublin. 

Spätestens in den 90er Jahren begann 
die depfa dann am großen Rad zu dre-
hen. Mit ihrem Umzug nach Irland ging 
sie zu äußerst risikoreichen Finanzge-
schäften in vielen Ländern über. Dafür 

unterhielt sie eine Reihe von Niederlas-
sungen – so in Chicago, Amsterdam, Tokio 
und London. 
Die weltweite kapitalistische Finanz- und 
Bankenkrise schlug darum auf die depfa 
durch, weil deren Finanzierungsmodell 
vornehmlich darin bestand, langfristige 
Kredite mit kurzfristigen Anleihen zu 
refinanzieren. Bei einer „Austrocknung“ 
der Kreditmärkte mußte dieses Konzept 
zwangsläufig scheitern. Der riesige Refi-
nanzierungsbedarf riß nicht nur das 
eigene Institut, sondern auch die Kon-
zernmutter, die Hypo Real Estate, in den 
Abgrund.
Die Bundesregierung fürchtete den tota-
len Zusammenbruch der HRE und des 
gesamten Pfandbriefmarktes vor allem 
auch deshalb, weil die Bank nicht nur 
einer der größten Finanziers von staat-
lichen Haushalten, Kommunen, Län-
dern und gewerblichen Immobilien ist. 
Ein Konkurs hätte nicht nur diese, son-
dern auch Versorgungswerke, Pensions-
kassen und Berufsgenossenschaften 
empfindlich getroffen, haben sie doch 
zum Teil sehr hohe Beträge bei der HRE 
angelegt. Diese selbst konnte nur über-
leben, weil die 2009 allein aus Rettungs-
gründen verstaatlichte Pleitebank für  
102 Mrd. Euro Staatsbürgschaften aus dem 
Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung 
(Soffin) erhielt. Im September 2010 wur-
den dann nochmals 40 Mrd. Euro in das 
Faß ohne Boden geschüttet. In einer Auf-
wallung von Großzügigkeit schenkte die 
Bundesregierung den Altaktionären für 
die wertlosen Papiere der HRE insgesamt  

7,7 Mrd. Euro Steuergelder als Abfindung. 
Kanzlerin Merkel betrachtete diesen skru-
pellosen Akt als „alternativlos“. Anfang 
Oktober 2010 wurden zweifelhafte und 
unsichere Geschäfte/Wertpapiere ohne 

Wert der HRE im Kaliber von  
173 Mrd. Euro an eine staatliche 
„Bad Bank“ (FMS-Wertmanage-
ment) abgeschoben. Der Steuer-
zahler wird letztlich die Verluste 
tragen, wenn die Schuldner weder 
Zinsen noch Tilgungen bezah-
len. Wie hoch die Verluste der 
„Abwicklungsanstalt“ am Ende 
ausfallen werden, hängt vor allem 
vom weiteren Verlauf der Dinge in 
den Euro-Krisenstaaten Griechen-
land, Irland, Portugal, Spanien 
und Italien ab. Die HRE soll für ca.  
80 Mrd. Euro dorthin Kredite aus-
gereicht haben.
Die Vorläuferin der heutigen HRE – 
die HypoVereinsbank – kann nicht 
mehr für die Misere und dadurch 
entstandene Verluste belangt wer-
den. Als ehemaliger Haupteigentü-
mer der Hypo-Real-Estate-Gruppe 

hatte sie ihre „toxischen Papiere“ recht-
zeitig entsorgt. Alle profitablen Geschäfte 
hielt die HVB indes aufrecht. 
Allein diese dubiosen Vorgänge hätten es 
erforderlich gemacht, eine parlamentari-
sche Untersuchung einzuleiten und straf-
rechtliche Konsequenzen herbeizuführen. 
Wie es heißt, müßte der damalige Bun-
desfinanzminister Peer Steinbrück (SPD) 
von den Vorgängen in der Bank gewußt 
haben. Bereits 2007 hatte die Bankenauf-
sicht nämlich ihre Absicht angekündigt, 
die Hypo Real Estate genauer unter die 
Lupe zu nehmen. Das Bundesfinanzmi-
nisterium ließ jedoch eine Reaktion dar-
auf vermissen.
Gesetzlich geregelt ist, daß eine „Mutter“ 
fünf Jahre für Verluste zu haften hat, die 
bei einer „Tochter“ entstehen. Einen ein-
zigen Tag nach Ablauf dieser Frist gab 
Herr Steinbrück plötzlich bekannt, daß 
die Hypo Real Estate pleite sei. Damit 
war die HypoVereinsbank als „Mutter“ 
aus dem Schneider. Handelte es sich um 
einen Zufall oder um Vorsatz? Weder die 
damalige schwarz-„rote“ noch die jetzige 
schwarz-gelbe Regierung haben begreif-
licherweise ein Interesse daran, Licht in 
diese Vorgänge zu bringen.
Doch unleugbar ist: Für den gigantischen 
Bankenbetrug werden die Bürger der Bun-
desrepublik Deutschland die nächsten 20 
bis 30 Jahre aufkommen müssen. Einmal 
mehr bestätigt sich, daß im Kapitalismus 
stets die Gewinne privatisiert und die Ver-
luste sozialisiert, also der Gesellschaft 
aufgebürdet werden.

Dr. Ulrich Sommerfeld, Berlin

Die „toxischen Papiere“ der Hypo Real Estate
Wie die bundesdeutschen Pfandbriefhändler  
Millionen Kreditnehmer aufs Kreuz legten

Karikatur: Klaus Stuttmann



RotFuchs / Juli 2011� Seite 7

Auf dem 18. Parteitag der Sozialisti-
schen Partei Frankreichs, der 1920 

in Tours stattfand, gehörte auch ein 
junger vietnamesischer Journalist und 
Fotolaborant namens Nguyen Ai Quoc – 
er wurde später als Ho Chi Minh welt-
weit bekannt – zu den Mitbegründern 
der dort gerade entstehenden Franzö-
sischen Kommunistischen Partei (PCF). 
Spezielle Erfahrungen als Ausländer mit 
der Sozialdemokratie der Grande Nation 
bewogen ihn zu diesem Schritt. Trotz 
salbungsvoller Bruderschaftsparolen 
unterstützte deren Partei ohne Abstri-
che die knallharte Pariser Kolonialpoli-
tik, wobei ein Teil ihrer Mitglieder offen 
rassistische Töne anklingen ließ.
Heute vertritt die Sozialdemokrati-
sche Fraktion im Europaparlament 
wirtschaftsimperialistische Interes-
sen und bejaht die inhumane Abschot-
tung der EU-Außengrenzen gegen den 
Ansturm der Armen aus Afrika und 
Asien. Zugleich beteiligt sie sich an 
Aktionen gegen die fortschrittlichen 
Volksregierungen Lateinamerikas. Die 
SPD kann sich sogar so üble rassistische 
und sozialdarwinistische Scharfmacher 
wie Thilo Sarrazin und den Neuköllner 
Bezirksbürgermeister Buschkowsky in 
ihren Reihen leisten. Zugleich aber entfal-
ten örtliche SPD-Verbände, besonders in 
Wahlkampfzeiten, eine rege Integrations-
politik mit idyllischen Vorzeigeprojekten 
und propagandistisch zur Schau gestell-
ter Harmonie. 
Der ausschlaggebende Grund dafür liegt 
auf der Hand: Von den Millionen vor allem 
in Westdeutschland lebenden Menschen 
mit Migrationshintergrund sind inzwi-
schen mancherorts viele zu wahlberech-
tigten Staatsbürgern geworden. Während 
die CDU ganz ungeniert die Anpassung der 
„Zugewanderten“ an „deutsche Leitkultur“ 
verlangt und die Grünen „Multikulti-Para-
diese“ aus dem Hut zaubern, bietet die SPD 
vielerorts Bildungs- und Kulturprojekte 
mit finanzieller Hilfe an. Dabei vernetzt 
sie sich mit Eigeninitiativen der Betroffe-
nen wie diversen humanitären, kirchlichen 
und anderen Interessengruppen.
Uns fast täglich erreichende Medienbe-
richte über Asylantentragödien im Mit-
telmeer oder in BRD-Auffanglagern, 
Abschiebeknästen und bei „Schwarzar-
beiter-Razzien“ zerreißen den Grauschleier 
vermeintlich humanen Wohlwollens, das 
in krassem Gegensatz zu weitverbreiteten 
Ängsten und Abneigungen weiter Bevölke-
rungskreise steht, die aus trüben faschi-
stoiden und rassistischen Quellen gespeist 
werden.
Dies alles unterstreicht die zwingende Not-
wendigkeit, auch mit linker sozialistischer 
Politik gegen den offenen oder verdeckten 

Ausländerhaß anzugehen. Ohne den gan-
zen Fächer dieses Komplexes drängender 
Fragen hier darlegen zu können, möchte ich 
einige der wichtigsten Felder kurz strei-
fen und für einen höheren Stellenwert von 
Migranten-Politik plädieren. Wenn ganze 
Personengruppen ihrer demokratischen 
Grundfreiheiten aus ethnischen oder natio-
nalen Gründen beraubt werden, berührt 
das auf elementare Weise die Pflicht zur 
Verteidigung der Menschenrechte.
Bis hin zu Formen „moderner“ Sklaverei 
werden sogenannte Schwarzarbeiter und 
Migranten ohne berufliche Qualifizierung 
als Reservearmee aus Hungerlöhnern in 
Bereitschaft gehalten und mißbraucht. Wie 
Hartz-IV-Zwangsarbeiter und -Zwangs-
vermittelte dienen sie der herrschen-
den Klasse – ohne Mitbestimmungs- und 
Arbeitsschutzrechte – lediglich als Werk-
zeuge zur Zurückdrängung der Tarifarbeit 
und der gewerkschaftlichen Einflußnahme. 
Sie müssen als Sündenböcke für die Not-
lage vieler einheimischer Arbeiter herhal-
ten und werden zugleich zur Spaltung der 
sozial Deklassierten sowie zur Erhöhung 
des Drucks auf die „normal“ Arbeiten-
den mißbraucht. Der dafür gezahlte Preis 
ist die ständige Reaktivierung faschisti-
schen „Gedankengutes“. In einem Land, das 
Auschwitz und Maidanek hervorbrachte, 
ist das ein gefährliches Spiel! 
So erweist sich systematische Migran-
ten-Arbeit für Linke als Imperativ. Die 
unmenschliche und völkerrechtswidrige 

Abschottung der EU-Außengrenzen, 
wo durch FRONTEX auf hoher See, am 
NATO-Stacheldraht in Griechenland, in 
Spaniens Kolonien auf afrikanischem 
Boden, vor Lampedusa oder in verschlos-
senen LKWs ohne Belüftung immer mehr 
Menschen ums Leben kommen, ist ein 
Teil dieses rassistischen Gefüges. Eine 
solche Praxis steht in krassem Gegensatz 
zur angeblichen Integrationsbereitschaft 
maßgeblicher Politiker und Parteien der 
BRD. Hinter Merkels heimtückischer For-
mel „Nicht die Menschen hierher holen, 
sondern ihre Probleme in den Herkunfts- 
und Transitländern lösen!“ verbirgt sich 
eiskalte Berechnung. 
Wo immer sich Völker gegen die neokolo-
nialistische Politik der Imperialisten und 
ihrer einheimischen Komplizen, gegen die 
Unterdrücker aus NATO und EU zur Wehr 
setzen, ist unsere Solidarität gefragt. Denn 
wer vor reaktionären Regimes flüchten 
muß, der war und ist bei den Mächtigen 
in BRD und EU keineswegs willkommen 
und unterliegt von Beginn an der „Betreu-
ung“ durch „freiheitliche“ Geheimdien-
ste. Das Recht und die Pflicht, solche 
Opfer der Repression zu verteidigen, ent-
spricht sowohl dem Grundgesetz als auch 
der alten Losung des Kommunistischen 

Manifests von Marx und Engels: „Proleta-
rier aller Länder, vereinigt euch!“ 

Ernst Schrader, Kiel

Viel Geschwätz und wenig Wolle
Merkels heuchlerischer „Migrationspolitik“  

echte Solidarität entgegensetzen!

Zeichnung: Heinrich Ruynat

Gesichtslos
Den Vesuv im Herzen tragend
Schwell’n die Adern mir im Zorn.
Antwort suchend, gar mich plagend,
Fühle ich mich so verlor’n.

Sind in Deutschland die Gefühle
Anders als in Griechenland?
Selbst Neapel scheut die Kühle,
Die ich bei den Deutschen fand.

Leiden formt, verlangt auch Denken.
Letzt’res prägt ein Angesicht.
Könnt’ ich, ach, den Deutschen schenken
Einfach bloß ein kleines Licht.

E. Rasmus

Am 30. Juli um 10.30 Uhr spricht  
Eberhard Rebohle, Autor des Buches  
„Rote Spiegel“ auf einer Veranstaltung  
der RF-Regionalgruppe Königs Wuster-
hausen in der Sportgaststätte Cottbuser 
Straße 38 über das Thema

Grenzmauern gestern und heute
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Bahnbrecher der DDR-Hüttenindustrie
Wie aus dem bürgerlichen Ingenieur Kraemer  

ein Erbauer des Sozialismus wurde

Fritz Selbmann, der seit 1945 in verant-
wortlichen Positionen der DDR-Wirt-

schaft tätig war und sich später auch als 
Schriftsteller einen Namen machte, nannte 
Maximilian Heinrich Kraemer 1962 in einem 
Nachruf „eine jener Persönlichkeiten, 
welche bestimmenden Einfluß auf 
den Aufbau und die Entwicklung der 
metallurgischen Industrie der DDR 
genommen haben“. 
Dr.-Ing. Kraemer wurde 1898 in 
Saarbrücken als Sohn eines Inge-
nieurs geboren. Nach Absolvierung 
des humanistischen Gymnasiums 
gehörte er während der beiden letz-
ten Kriegsjahre 1917/18 in Frank-
reich einer Artillerie-Einheit an. Dort 
erlebte er die deutsche Novemberre-
volution. Nach einem Hüttenwerks-
Praktikum im Saarbrücken studierte 
Kraemer an den Technischen Hoch-
schulen Aachen und Berlin Eisenhüt-
tenkunde. 1932 promovierte er über 
Induktionsöfen, die damals Eingang 
in der Industrie fanden. Dabei wird 
elektrische Energie dem Schmelzgut 
durch ein elektromagnetisches Wechselfeld 
zugeführt. Kraemer lernte neue Isolier- und 
Konstruktionswerkstoffe (Hartgewebe) auf 
der Basis von Phenolharzen kennen, was 
seine berufliche Entwicklung beeinflußte.
Von 1929 bis 1936 arbeitete er in einer Firma 
für Gießereibedarf sowie im Verein Deut-
scher Ingenieure in Berlin. Er befaßte sich 
mit der Erprobung von Kfz-Motoren und 
Treibstoffen sowie der Anfertigung von Roh-
stoffrecherchen. Danach beschäftigte er sich 
mit Werkstoff-Forschung auf den Gebieten 
Kupfer, Nickel und Mangan sowie eisenar-
mer Erze und der Planung der Salzgitter-
werke. Von 1939 bis 1945 war Kraemer in 
der AEG Kunst- und Preßstoffabrik Hen-
nigsdorf technischer Vertriebsleiter. Am  
18. März 1945 legte ein anglo-amerikani-
scher Luftangriff die dortigen AEG-Fabri-
ken in Trümmer. 
Kraemer gehörte zum Widerstandskreis 
von Ernst Niekisch, der 1938 zu lebens-
langem Zuchthaus verurteilt wurde. Seit 
Mai 1945 arbeitete er in der Treuhand der 

AEG. Damals trat er der KPD bei. Von 1945 
bis 1949 war Kraemer in verantwortlichen 
Funktionen der Deutschen Zentralverwal-
tung Industrie (DZVI) und der Deutschen 
Wirtschaftskommission (DWK) tätig. Im 

Berg- und Hüttenwesen der Sowjetischen 
Besatzungszone (SBZ) setzte er sich für die 
Inbetriebnahme der Werke in Hettstedt, 
Ilsenburg, Olbernhau, Silbitz und Thale 
sowie insbesondere für die Maxhütte Unter-
wellenborn ein. Dieser Betrieb ist eng mit der 
Wettbewerbslosung „Aus Stahl wird Brot“ 
verbunden. Seitens der Sowjetischen Mili-
täradministration in Deutschland (SMAD), 
die ihren Sitz in Berlin-Karlshorst hatte, 
und in der Hauptverwaltung der SAG „Mar-
ten“ Berlin-Weißensee wurde seine Kompe-
tenz geschätzt. Mit Prof. Iwan Pawlowitsch 
Bardin, dem Vizepräsidenten der Akademie 
der Wissenschaften der UdSSR, der 1933 
Erbauer des Kusnezker Hüttenwerkes war, 
verband ihn eine enge Freundschaft. 
Den Wiederaufbau der demontierten 
Hüttenwerke Burg, Brandenburg, Finow, 
Freital, Gröditz, Hennigsdorf, Kirchmö-
ser und Riesa konzipierte Kraemer 1952 
bis 1962 im Auftrag von Fritz Selbmann 
als Direktor des Zentralen Konstruktions-
büros bzw. der Metallurgieprojektierung 

(Mepro). Sein Name ist unmittelbar mit 
dem Aufbau des Niederschachtofenwer-
kes Calbe und des Eisenhüttenkombinats 
Ost verbunden. Die Roheisenproduktion 
stieg von 124 kt (1946), auf 337 kt (1950), 

1517 kt (1955), 1995 kt (1960) und 
2338 kt (1965). Damit wurden die 
Grundlagen für den Maschinenbau 
der DDR geschaffen, die Reparati-
onsverpflichtungen gegenüber der 
Sowjetunion erfüllt und langfri-
stige Exporte gesichert. Die Auswir-
kungen der Spaltung Deutschlands 
sowie der BRD-Alleinvertretungs-
anmaßung (Hallstein-Doktrin) und 
des Wirtschaftsembargos konnten 
auf ein erträgliches Maß reduziert 
werden. 
Dr. Kraemer wurde Ende der 50er 
Jahre in politische Turbulenzen hin-
eingerissen. Gegen seinen Förderer 
Fritz Selbmann richtete sich auf der 
25. Tagung des ZK der SED der Vor-
wurf des „Managertums“ und indi-
rekter Unterstützung der „Fraktion 
Schirdewan/Wollweber“. Selbmanns 

Ablösung als stellvertretender Vorsitzen-
der des Ministerrates folgte.
M. H. Kraemer und Rudolf Kögl, Direktor 
der SAG Eisen- und Hüttenwerke Thale, 
hatten bereits 1947 den Fachverband 
Metallurgie der Kammer der Technik (KdT) 
gegründet. 1955 bereitete Kraemer im Auf-
trag des Ministers für Schwerindustrie die 
Gründung der Gesellschaft Deutscher Hüt-
tenleute (GDH) vor.
Er war auch Vorsitzender des Zentralen 
Arbeitskreises für Forschung und Tech-
nik „Eisen“ beim Forschungsrat der DDR, 
seit 1957 Korrespondierendes Mitglied der 
Deutschen Akademie der Wissenschaften 
zu Berlin und wurde 1955 als Verdienter 
Techniker des Volkes ausgezeichnet.
Als Stellvertreter Kraemers trieb Kurt 
Singhuber den Aufbau des Eisenhütten-
kombinats Ost weiter voran, bevor er von 
1965 bis 1990 Minister für Erzbergbau, 
Metallurgie und Kali der DDR war. 
Dr. Kraemer starb am 22. Juni 1962 in  
Berlin. � Dr. Helmut Kinne, Zepernick

Am 1. Januar 1951 legte Minister Fritz Selbmann im Eisen-
hüttenkombinat-Ost den Grundstein für den Hochofen L.

Am 2. Juli wird unser Genosse und Freund 

Gerd-Rolf Rosenberger 
aus Bremen-Nord 60 Jahre alt. 
Von ganzem Herzen beglückwünschen 
wir diesen standhaften und politisch 
erfahrenen Kommunisten, der unsere 
Zeitschrift durch seine Beiträge be-
reichert hat, zu seinem Jubiläum und 
wünschen ihm weiterhin viel Stehver-
mögen, Kampfesmut und maximale 
Gesundheit.

Am 18. Juli wird unser seit vielen Jah-
ren im „RotFuchs“ verankerter Autor 

Dieter Fechner 
aus Mühlhausen 75 Jahre alt. Als 
Kenner der DDR-Literaturszene hat er 
zahlreiche Ausgaben unserer Zeit-
schrift feuilletonistisch mitgestaltet. 
Die Redaktion dankt Dieter Fechner 
und wünscht ihm auch für den näch-
sten Lebensabschnitt Gesundheit und 
Produktivität.

Ganz liebe Grüße gehen an unseren 
treuen Genossen 

Horst Huther 
in Erfurt, der am 28. Juli seinen  
80. Geburtstag begeht. Der gestan-
dene Kommunist gehörte zu den 
Wegbereitern des RF im Thüringer 
Land und war an der Schaffung von 
Strukturen des Fördervereins in Erfurt 
maßgeblich beteiligt. 
Von Herzen alles Gute, lieber Horst!
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Neid auf die Akteure von einst
Wie ein später Geborener die „Zwangsvereinigung“  

vom April 1946 bewertet

Die Lektüre des Artikels von Klaus Stei-
niger „Der Zwang zur Vereinigung“ im 

April-RF und die Veranstaltungen anläß-
lich des 65. Jahrestages der Vereinigung 
von KPD und SPD zur Sozialistischen Ein-
heitspartei Deutschlands haben mich als 
Angehörigen einer weitaus jüngeren Gene-
ration dazu bewogen, dieses Thema noch 
einmal aufzugreifen. Mich hat die Schil-
derung des Geschehens beim Zusammen-
schluß vor sechseinhalb Jahrzehnten sehr 
beeindruckt. Man spürte förmlich, wie 
zwei Formationen der deutschen Arbeiter-
bewegung, deren Mitglieder sich jahrzehn-
telang untereinander bekämpft hatten, in 
einer historisch besonderen Situation auf-
einander zugingen. Alle heutigen Diffamie-
rungen durch die Sieger auf Zeit können 
die historische Tatsache nicht auslöschen, 
daß die Spaltung der Klasse in feindliche 
politische Lager nur dem Kapital nützt und 
der noch hemmungsloseren Ausbeutung 
Vorschub leistet. Der Sieg des Faschismus 
1933 in Deutschland hatte ja den Nach-
weis erbracht, daß eine Aufsplitterung 
des Proletariats verheerende Folgen nach 
sich ziehen kann. Diese entscheidende 
Lehre haben die Genossen, die im April 
1946 im Berliner Admiralspalast tagten, 
beherzigt und als Hauptmotiv für ihren 
Entschluß betrachtet. Ja, es gab in der 
Tat einen Zwang zur Vereinigung, bei dem 
es sich um das direkte Gegenteil einer 
Zwangsvereinigung handelte, welche uns 
Historiker im Dienste der Bourgeoisie ein-
reden wollen. 
Heute sind wir in Deutschland leider von 
einer klassenbewußten Arbeiterschaft 
und einer massengestützten revolutionä-
ren Bewegung, die dazu in der Lage wäre, 
dringend nötige soziale und politische 
Veränderungen herbeizuführen, meilen-
weit entfernt. Fast scheint es, als ob es 
den Herrschenden in der BRD gelungen 
wäre, das Klassenbewußtsein chirurgisch 
aus Köpfen und Herzen zu entfernen. Im 
Westen ertränkte man es im Konsum-
rausch. Jahrzehntelang ging es den Aus-
gebeuteten viel zu gut, um ihre Ausbeuter 
als solche wahrzunehmen. Irreführende 
Begriffe wie „Sozialpartnerschaft“, „Arbei-
ternehmer“ und „Arbeitgeber“ trübten 
den klaren Blick der meisten. Die kritik-
lose Übernahme antikommunistischer 
Klischees aus der Zeit des Faschismus, 
gepaart mit den Bundesbürgern unabläs-
sig eingeimpftem Überlegenheitsdünkel 
gegenüber den „armen Brüdern und Schwe-
stern im Osten“ taten ihre Wirkung. Die 
Ellbogengesellschaft erhob den Egoismus 
zur obersten Tugend und brachte die Mas-
sen dazu, nur an die eigenen Bedürfnisse 
zu denken und sich nicht als Teil eines 
Ganzen, geschweige denn einer Klasse, 
zu begreifen. Das Motto hieß apolitische 

Vereinzelung. So gelang es, dem größten 
Teil der arbeitenden Menschen in der BRD 
jegliches Klassengespür abzugewöhnen 
– eine Meisterleistung der sozialen Dem-
agogie.  
1989 mußten wir feststellen, daß sich auch 
in der DDR das politische Bewußtsein der 
Mehrheit der Werktätigen nur ungenü-
gend entwickelt hatte. Schon bald nach 
der Gründung des sozialistischen deut-
schen Staates waren Hunderttausende 
fortschrittlich eingestellte und bereits 
an den Marxismus-Leninismus herange-
führte Arbeiter für staatliche und gesell-
schaftliche Aufgaben aus der manuellen 
Produktion herausgezogen worden, um sie 
für andere wichtige Aufgaben – darunter 
den inneren Schutz und die Landesver-
teidigung – einsetzen zu können. Hinzu 
kamen ernste ideologische Versäumnisse 
der Führung, darunter die zunehmende 
Propagierung kleinbürgerlichen Wohl-
standsdenkens. Nur so läßt sich erklären, 
daß sehr viele DDR-Bürger den verlogenen 
Versprechungen der Feinde des Sozialis-
mus auf den Leim gingen und die Errun-
genschaften der eigenen Gesellschaft erst 
als solche wahrzunehmen begannen, als 
es bereits zu spät war, um sie noch vor der 
Konterrevolution retten zu können. 
Von den einst 3,2 Millionen Industriearbei-
tern der DDR blieben nach der Zerstörung 
der volkswirtschaftlichen Infrastruktur 
durch die Treuhand ganze 16 % übrig. Der 
größte Teil der Arbeiterklasse wurde so 
einfach ausgelöscht – ein in der Weltge-
schichte einmaliger Vorgang! Noch heute 
leben unzählige frühere DDR-Bürger in 
einer Art Schockstarre, die sich oftmals 
hinter Desinteresse und apolitischer Hal-
tung verbirgt.
Seit dem Ende der DDR als der System-
alternative zum Kapitalismus der BRD 
kann deren „Sozialstaat“ völlig ungeniert 
geschleift werden. Seit Jahren sinken die 
Reallöhne. Wachsendem Unmut begegnet 
man mit der schrittweisen Errichtung 
eines Polizeistaates und dem tausendfach 
bewährten Ausbeuterprinzip „Teile und 
herrsche!“ Die jahrzehntelang betriebene 
Entsolidarisierung hat zu einem regel-
rechten Kampf „jeder gegen jeden“ geführt. 
Dabei hetzt man Deutsche auf Auslän-
der, Job-Besitzer auf Arbeitslose, „Wes-
sis“ auf „Ossis“, Niedriglohnempfänger 
auf tariflich Bezahlte, Leih- auf Stamm-
arbeiter und jene, welche noch etwas zu 
verlieren haben, auf bereits restlos ins Aus 
Gestellte. Neben dem stets paraten Anti-
kommunismus wird ein hemmungsloser 
Sozial-Darwinismus als zweite Staatsre-
ligion installiert.
Ich gebe zu, daß ich als einer vom Jahr-
gang 1965 jene Generationen ein wenig 
beneide, welche es erleben durften, wie 

im April 1946 in Berlin der Aufbruch in 
eine bessere Zukunft eingeläutet wurde. 
Es muß bei aller Not der Nachkriegszeit 
ein wunderbares Gefühl gewesen sein, zu 
einer Bewegung zu gehören, die an den 
Aufbau eines friedlichen und gerechten 
Deutschland heranging.
Eine von „Bild, BamS und Glotze“ – um 
einen Lieblingsbegriff des einstigen SPD-
Kanzlers und heutigen Großkonzern-Ma-
nagers Gerhard Schröder zu benutzen –  
berieselte und abgerichtete Bevölke-
rung fällt heute in Resignation zurück. 
Jeder sucht seine Nische. Angst vor der 
Zukunft gehört zum Lebensalltag vieler 
Menschen.
So wird es lange dauern, bis die deutsche 
Arbeiterklasse sich wieder auf ihre Kraft 
besinnt. Die kommunistische Bewegung 
in der BRD ist derzeit klein und überdies 
zersplittert, das linke Lager nur begrenzt 
aktionsfähig. Eine Vereinigung der fort-
schrittlichen Kräfte ist nicht in Sicht. So 
bedarf es enormer Anstrengungen, bis 
eines Tages wieder ein Aufbruch wie im 
April 1946 gewagt werden kann. Doch wir 
dürfen nicht kapitulieren. Denn: Überlas-
sen wir die Zukunft dem Kapitalismus, 
wird die Menschheit bald keine Zukunft 
mehr haben. Sozialismus oder Barbarei! 

Der historische Händedruck des Kommu-
nisten Wilhelm Pieck und des Sozialde-
mokraten Otto Grotewohl hat den Beweis 
geliefert, daß Träume manchmal wahr 
werden können, wenn man mit Geduld, 
Klugheit und Augenmaß beharrlich für 
ihre Umsetzung wirkt. Halten wir uns an 
Ernesto Che Guevaras aufrüttelnde Worte: 
„Seien wir realistisch – versuchen wir das 
Unmögliche!“ � Ulrich Guhl, Berlin

Am 8. Juli um 17 Uhr spricht der 
Vorsitzende des RF-Fördervereins, Bot-
schafter a. D. Rolf Berthold, auf einer 
Veranstaltung des RF-Leserkreises Gör-
litz u. U. im Ständehaus, Dr.-Kahlbaum-
Allee 31, über das Thema

Die nationale und internationale 
Bedeutung des Aufschwungs der 
Volksrepublik China
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Wer die Nazis erfunden hat
Schon 1920 küßte Hitler dem Boß des Alldeutschen Verbandes die Hände

Als man im vergangenen Dezember den     
40. Jahrestag der Unterzeichnung des 

Vertrages zwischen der BRD und der Volksre-
publik Polen beging, wurde die „Aussöhnung“ 
mit Warschau als originär westdeutsche 
Großtat ausgegeben. Auch Helmut Kohls Aner-
kennung der Oder-Neiße-Linie im November 
1990 feierte man als BRD-„Verdienst“. End-
lich habe Deutschland wieder ein gutes Ver-
hältnis zu Polen, hieß es. Daß die DDR bereits 
1950 den Vertrag über die Oder-Neiße-Frie-
densgrenze signierte und 40 Jahre in guter 
Nachbarschaft zu Polen lebte, blieb völlig 
unerwähnt. 
Nicht anders verfährt man mit historischen 
„Randerscheinungen“ wie den Hexenjagden 
unter dem Sozialistengesetz oder den kai-
serlich-imperialistischen Verbrechen an den 
Hottentotten und Hereros in „Deutsch-Süd-
west-Afrika“. Was nicht in den Streifen paßt, 
wird wegretuschiert. Basta! Nach diesem 
Rezept verfährt man auch im Hinblick auf 
den deutschen Faschismus. Die „Aufarbei-
tung“ beginnt bei Hitlers „Machtergreifung“ 
und endet 1945. Würde man die Lücke fül-
len, wäre manches in der aktuellen Politik 
der BRD leichter zu verstehen.
Aus dem DDR-Braunbuch über Kriegs- und 
Naziverbrecher erfährt man z. B., was der 
Begründer des Rheinisch-Westfälischen Koh-
lensyndikats, Emil Kirdorf, am 31. Januar 
1934 in der gleichgeschalteten „Preußi-
schen Zeitung“ mitzuteilen wußte: „1927 
bin ich zum ersten Mal mit dem Führer 

zusammengekommen. … In der Erkenntnis, 
daß nur die Politik Adolf Hitlers zum Ziele 
führen werde, habe ich mich in der Folgezeit 
ganz seiner Bewegung zur Verfügung gestellt. 
Kurz nach der Münchner Unterredung fan-
den dann … mehrere Zusammenkünfte des 
Führers mit leitenden Persönlichkeiten des 
Industriereviers statt.“
So erklomm der Böse die Bühne. Aber die 
Weisheiten, die Hitler verkündete, entspran-
gen nicht seinem Gehirn. Schon lange vor dem 
Machtantritt der Nazis gab der Alldeutsche 
Verband, den die Kommunisten als „General-
stab des deutschen Imperialismus und Mili-
tarismus“ bezeichneten, seine Ziele bekannt. 
1890 verkündete er: „Wir sind bereit, auf den 
Ruf unseres Kaisers in Reih und Glied zu 
treten und uns stumm und gehorsam den 
feindlichen Geschossen entgegenführen zu 
lassen. Aber wir können dafür auch verlan-
gen, daß uns ein Preis zufalle, der des Opfers 
wert ist. Dieser Preis ist, einem Herrenvolk 
anzugehören, das seinen Anteil an der Welt 
selbst nimmt.“
Vorsitzender des Alldeutschen Verban-
des war Justizrat Heinrich Claß. Schon im 
Dezember 1920 lud er Hitler zu sich ein. Der 
„Führer“ küßte die Hände des Magnaten 
und versicherte Claß, sein treuer Schüler 
sein zu wollen. 
So waren Herrn Kirdorf und den anderen 

„leitenden Persönlichkeiten des Industriere-
viers“ Hitlers Gedanken und Pläne bestens 
vertraut. Nachdem der Nazi-Führer dann 

am 27. Januar 1932 im Industrieklub Düs-
seldorf eine zweieinhalbstündige Rede vor 
der gesamten „Elite der deutschen Wirt-
schaft“ gehalten hatte, floß das Geld für seine 
NSDAP in Strömen. Die Industriebosse setz-
ten auf Hitler, weil er jener Mann war, der die 
„Ideen“ des Alldeutschen Verbandes umzuset-
zen vermochte. Daß Deutschlands Faschist  
Nr. 1 aus Täuschungsgründen unter der 
Fahne eines „Nationalsozialismus“ segelte, 
störte die professionellen Sozialistenhasser 
in keiner Weise. 
Zur Verquickung deutscher Industrieller mit 
dem Faschismus zeigt man im BRD-Fern-
sehen mitunter auch Filmdokumente zur 
hemmungslosen Ausbeutung von Kriegsge-
fangenen und Häftlingen. Darin wird die 
Schuld für Opfer, Leid und Zerstörung im  
2. Weltkrieg ausschließlich mit dem Namen 
Hitlers verbunden, während man die Anstif-
ter, Auftraggeber und Finanziers der braunen 
Schreckensherrschaft bewußt übersieht. 
Inzwischen hat der weltweite Kampf um die 
immer knapper werdenden Ressourcen in 
aller Schärfe begonnen. Dabei erweisen sich 
die Bundeswehr als globale Eingreiftruppe 
und die BRD als erklärter Feind angegriffe-
ner und unterdrückter Völker. Die Möglichkeit 
sich rasch ausweitender „lokaler“ Kriege unter 
Beteiligung „Großdeutschlands“ ist ins Kalkül 
zu ziehen. Natürlich besteht dabei keinerlei 
Übereinstimmung zwischen der offiziel-
len Politik und den „rein privaten“ Konzern- 
interessen!� Erhard Römer, Berlin

Fasci di combattimento nannte Mussolini 
seine 1919 gegründeten, in schwarzen 

Hemden auftretenden terroristischen For-
mationen. Deren Symbol waren die Fasci, 
das Rutenbündel mit der Axt, welches im 
alten Rom den Mächtigen vorangetragen 
wurde. Faschismus ist ein Produkt der all-
gemeinen Krise des Kapitalismus, die im 
ersten Weltkrieg und der Oktoberrrevolution 
ihren Ausdruck fand. Er ist durch extremen 
Antikommunismus, wütenden Chauvinis-
mus und die strikte Zurückweisung inter-
nationaler Solidarität sowie die Leugnung 
des Klassenkampfes und Feindschaft auch 
gegenüber der bürgerlichen Demokratie 
gekennzeichnet. Hinzu kommen die Pro-
pagierung einer „Volksgemeinschaft“ aller 
Klassen und Schichten oder eines „Stände-
staates“, Rassismus verschiedenster Art 
und Terror-Verherrlichung nach innen und 
außen.
Dabei muß man exakt unterscheiden, ob 
es sich um rechtsradikale oppositionelle 
Bewegungen oder um den Faschismus an 
der Macht handelt. Beide dienen vor und 
nach dem Machtantritt der Faschisten den 
Interessen des Kapitals. Massenwiderstand 

Faschismus als Bewegung und an der Macht
zu unterlaufen und aufzuspalten ist ihr Auf-
trag. Das erklärt, warum in der BRD die 
neofaschistische NPD bis heute nicht ver-
boten worden ist. Für alle Fälle werden die 
auf Kosten der Steuerzahler finanzierten 
Neonazis in Bereitschaft gehalten, auch 
wenn ihnen in „ruhigeren“ Zeiten die Staats-
macht keineswegs anvertraut ist. Da sie 
ihren Anhang aus unterschiedlichen Klas-
sen und Schichten rekrutieren, reicht natio-
nalistische Hetze als Klammer allein nicht 
aus. Faschisten sind stets auch auf soziale 
Demagogie angewiesen. 
Georgi Dimitroff hat in seiner Rede auf dem 
VII. Weltkongreß der Kommunistischen 
Internationale 1935 auf die Unterschiede 
bei Faschisten vor und nach der Macht-
übernahme verwiesen. Er bezeichnete den 
„Faschismus an der Macht“ als „die offene, 
terroristische Diktatur der reaktionärsten, 
chauvinistischsten, am meisten imperiali-
stischen Elemente des Finanzkapitals“.
Die Kommunistische Internationale über-
wand mit dieser Definition auch ihre 
eigene falsche „Sozialfaschismus“-These 
vom Beginn der 30er Jahre. Heute erle-
ben wir einen Sturmangriff auf Dimitroffs 

Charakterisierung des Klassencharakters 
der faschistischen Diktatur. Der Haupt-
grund: Nichts ist schlimmer für das 
Monopolkapital als der Nachweis seiner 
Verantwortung für das Grauen. So wird der 
Faschismus jetzt mit Vorliebe als Diktatur 
wildgewordener Kleinbürger und Asozialer 
dargestellt. Das Kapital habe sich dieser nur 
unter Zwang gebeugt.
Wer aber waren die „Wehrwirtschafts-
führer“, deren Befehlsgewalt während des 
Krieges auch die kleine und mittlere Bour-
geoisie unterstand? Das Kommando hatten 
ausnahmslos die Herren der großen Kon-
zerne. Darüber war sich damals alle Welt 
im klaren. Wie wäre es sonst wohl zu verste-
hen, daß US-Sondertribunale in den Nürn-
berger Nachfolgeprozessen Konzernbosse 
wie Krupp und die Chefs der IG Farben als 
Kriegsverbrecher abgeurteilt haben? Sie 
wurden wenig später allerdings auf Ver-
langen der Adenauer-Regierung allesamt 
begnadigt. Doch das entkräftet keineswegs 
die Tatsache, daß sie als die Hauptschuldi-
gen und Nutznießer des deutschen Faschis-
mus in die Geschichte eingegangen sind.

Prof. Dr. Götz Dieckmann
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Man nannte sie „Heila“ – die Haldensle-
bener Landesheilanstalt. 12 Jahre war 

sie ein Ort der Angst und des Schreckens für 
Patienten wie Angehörige. Die meisten Men-
schen im Umkreis wußten wenig darüber, 
was hier tagtäglich vorging. Viele wollten 
auch nichts davon wissen. Andere akzeptier-
ten stillschweigend das Geschehen.
Willige Ärzte im Dienste Hitlers wie der 
„Heila“ sterilisierten hier unablässig Männer 
und Frauen, schickten am Ende 880 der ihnen 
anvertrauten „Patienten“ ins Gas. Andere 
brachten sie durch Hunger um.
Die hilflosen Menschen waren als „unnötige 
Esser“ und „Ballast-Existenzen“ abgestem-
pelt, als „unwertes Leben“ oder „Leistungsun-
fähige“ ... Viele der dort Eingelieferten waren 
tatsächlich mehr oder weniger krank, man-
che jedoch überhaupt nicht. Unter jenen, die 
in der „Heila“ weggeschlossen wurden, befan-
den sich auch bewußte Antifaschisten.
Hier sei von einem Magdeburger Oberschü-
ler berichtet, der 1933 festgenommen wurde. 
Ärzte wiesen ihn nach Haldensleben ein, mög-
licherweise um ihm zu helfen, den Mühlen 
der Justiz zu entrinnen. Doch in der „Heila“ 
wurde er sofort als „gemeingefährlich gei-

stes- und erbkrank“ eingestuft. „Sterilisa-
tion erforderlich!“, hieß es.
Der junge Mann konnte fliehen, entging so 
dem Prozeß in Berlin, der Sterilisierung und 
der Euthanasie. Durch sieben Länder Euro-
pas führte ihn sein Fluchtweg, bis er 1938 
als Offizier der Spanischen Volksarmee im 
Kampf gegen die Faschisten fiel.
Da gab es die Tragik eines 20jährigen Hand-
lungsgehilfen, der sich ab 1933 aus politi-
schen Gründen in „Schutzhaft“ befand. Auch 
er landete in Haldensleben, wo man ihn 
sofort als „gemeingefährlich geistes- und 
erbkrank“ einstufte. Am 5. Juni 1934 wurde 
er unfruchtbar gemacht, zwei Monate später 
freigelassen. Sein Leben war zerstört.
Im Frühsommer 1943 wurde der 39jährige 
Friseur Albert Kiß aus der Magdeburger 
Untersuchungshaft nach Haldensleben über-
stellt. Weshalb? „Der Angeklagte ist gestän-
dig, in den Kriegsjahren die Sender Moskau 
und London abgehört und dabei aufgefan-
gene Feindnachrichten in volksschädlicher 
Weise weiterverbreitet zu haben“, hieß es 
in seiner Akte. Kunden hatten ihn verraten. 
Der Tbc-Kranke starb noch am Tage seiner 
Einlieferung.

Schon 1937 war die 31jährige Else Hartmann 
nach einem Nervenzusammenbruch wäh-
rend ihrer bereits zweijährigen Haft aus Mag-
deburg nach Haldensleben gebracht worden. 
1935 hatte man sie ihrer damals erst fünf-
jährigen Tochter entrissen und wegen eines 
„politischen Delikts“ verhaftet. Elses Mann 
war 1933 als Antifaschist aus Deutschland 
geflohen, ihr Bruder saß im Zuchthaus Gom-
mern.
Auch Else Hartmann wurde nach dem bereits 
geschilderten Schema für „gemeingefährlich 
geistes- und erbkrank“ erklärt. Das bedeu-
tete zunächst Sterilisierung und ab 1940 den 
Euthanasietod. Diesem Schicksal entging sie 
nur dadurch, daß sie bereits am 26. August 
1937 verstarb. Übrigens war Else Hartmann 
schon Mitte der 20er Jahre in Magdeburg zur 
Stadtverordneten gewählt worden. Ihr Man-
dat hatte sie nicht davor bewahren können, 
1925 erstmals das Gefängnis des Klassenfein-
des kennenzulernen. Die bürgerlich-sozialde-
mokratische Mehrheit des Stadtparlaments 
hatte keine Hand zu ihrem Schutz gerührt.
� Karl Schlimme, Haldensleben
Dieser Text des schreibenden Arbeiters ent-
stand 1985.

Euthanasie-Programm – Formel für Massenmord

Parteien sind politische Vereinigungen, 
die eine Klasse oder eine Klassenfraktion 

repräsentieren, indem sie ihre Ziele program-
matisch fixieren, weltanschaulich begründen 
und nach festen organisatorischen Regeln 
(Statuten/Satzungen) um deren Durchset-
zung kämpfen. 
Was hebt revolutionäre Parteien der Arbei-
terklasse von anderen Parteien ab?
„Die Kommunisten sind keine besondere Par-
tei gegenüber den anderen Arbeiterparteien“, 
heißt es im Manifest der Kommunistischen 
Partei. „Sie haben keine von den Interessen 
des ganzen Proletariats getrennten Inter-
essen. Sie stellen keine besonderen (sektie-
rerischen) Prinzipien auf, wonach sie die 
proletarische Bewegung modeln wollen. Die 
Kommunisten unterscheiden sich von den 
übrigen proletarischen Parteien nur dadurch, 
daß einerseits sie in den verschiedenen natio-
nalen Kämpfen der Proletarier die gemein-
samen, von der Nationalität unabhängigen 
Interessen des gesamten Proletariats her-
vorheben und zur Geltung bringen, andrer-
seits dadurch, daß sie in den verschiedenen 
Entwicklungsstufen, welche der Kampf zwi-
schen Proletariat und Bourgeoisie durchläuft, 
stets die Interessen der Gesamtbewegung 
vertreten.
Die Kommunisten sind also praktisch der 
entschiedenste, immer weiter treibende 
Teil der Arbeiterparteien aller Länder; sie 
haben theoretisch vor der übrigen Masse des 

Proletariats die Einsicht in die Bedingungen, 
den Gang und die allgemeinen Resultate der 
proletarischen Bewegung voraus.“ (MEW, 
Bd. 4/ S. 474)
Das ist ein hoher Anspruch. Vorhut sein 
bedeutet, nicht in der Masse aufzugehen. 
Auch diesbezüglich muß man die Dialektik 
von Qualität und Quantität verstehen. Zuge-
spitzt heißt das: Wenn alle in der Partei sind, 
ist am Ende keiner drin. Das trifft zu für 
Zeiten des Aufschwungs, jedoch – wie wir 
erlebt haben – wohl noch mehr für Perioden 
des Niedergangs.
Die Konterrevolution hat die Arbeiterbewe-
gung weit zurückgeworfen. Deshalb gilt es 
erneut die Frage zu stellen: „Womit begin-
nen?“ „Die unmittelbare Aufgabe“, schrieb 
Lenin 1901, „kann nicht sein, alle vorhande-
nen Kräfte jetzt schon zum Angriff aufzuru-
fen; sie muß vielmehr in der Aufforderung 
bestehen, eine revolutionäre Organisation 
zu schaffen, die fähig ist, alle Kräfte zu ver-
einigen, die sich nicht nur Leitung nennt, 
sondern die Bewegung tatsächlich leitet, d. h. 
stets bereit ist, jeden Protest und jeden Aus-
bruch zu unterstützen und zur Vermehrung 
und Festigung der für den entscheidenden 
Kampf tauglichen Streitkräfte auszunut-
zen.“ Seine Schlußfolgerung: „Wir brauchen 
vor allem eine Zeitung.“ (LW, 5/8 f.) Ein Jahr 
später betonte Lenin in „Was tun?“: „Wir 
schreiten als eng geschlossenes Häuflein, 
uns fest an den Händen haltend, auf steilem 

und mühevollem Wege dahin. Wir sind von 
allen Seiten von Feinden umgeben und müs-
sen fast stets unter ihrem Feuer marschieren. 
Wir haben uns, nach frei gefaßtem Beschluß, 
eben zu dem Zweck zusammengetan, um 
gegen die Feinde zu kämpfen und nicht in 
den benachbarten Sumpf zu geraten, dessen 
Bewohner uns von Anfang an dafür schalten, 
daß wir uns zu einer besonderen Gruppe ver-
einigt und den Weg des Kampfes und nicht 
den der Versöhnung gewählt haben.“ (LW, 
5/364) 
So begann die Entwicklung von Parteien 
„neuen Typus“, ohne die es niemals Sozia-
lismus gegeben hätte und auch künftig nicht 
geben wird. Ihre konkrete Gestalt wird natür-
lich maßgeblich von den jeweiligen Kampf-
bedingungen bestimmt, doch der Kern ist 
unverändert, damals wie heute. 
„Lob der Partei“ hat Bertolt Brecht deshalb 
eines seiner Gedichte überschrieben: 

„Der Einzelne hat zwei Augen / Die Partei hat 
tausend Augen. / Die Partei sieht sieben Staa-
ten / Der Einzelne sieht eine Stadt. / Der Ein-
zelne hat seine Stunde / Aber die Partei hat 
viele Stunden. / Der Einzelne kann vernichtet 
werden / Aber die Partei kann nicht vernich-
tet werden. / Denn sie ist der Vortrupp der 
Massen / Und führt ihren Kampf / Mit den 
Methoden der Klassiker, welche geschöpft 
sind / Aus der Kenntnis der Wirklichkeit.“

Prof. Dr. Götz Dieckmann

ParteiMarxismus  
für Einsteiger
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Ist von Leuten, welche die SBZ oder die 
DDR in westlicher Richtung verließen, 

die Rede, so waren sie im bürgerlichen 
Sprachgebrauch natürlich „auf der Flucht“. 
Egal, ob da bereits verläßliche Grenzan-
lagen bestanden oder nicht, ihr Weggang 
wurde stets als Flucht bezeichnet.
Wovor waren sie eigentlich geflo-
hen? Manche vielleicht, um der 
Zahlung von Alimenten aus dem 
Wege zu gehen, die meisten aber 
wohl vor den „Mühen der Ebene“. 
Andere Fluchtgründe: Saboteure, 
die Maschinen des ihnen verhaßten 
volkseigenen Betriebes unbrauch-
bar gemacht oder ihnen anvertrau-
tes Vermögen veruntreut hatten. 
Aber ich will nichts beschönigen. 
Auch politische Dummheiten so 
mancher unserer Funktionäre 
brachten diesen oder jenen dazu, 
vorsorglich die Koffer zu packen.
Wer aber waren die Menschen, 
welche sich in umgekehrter Rich-
tung auf den Weg machten? Sprach 
man da auch von „Republikflucht“, 
wenn einer aus der BRD in die DDR 
übersiedelte? Sie waren – in unse-
rer Görlitzer Mundart – „halt rüber- 
gemacht“. 
Und da ist nun Steve Wechsler. Er weiß von 
einer ganz besonderen Flucht zu berichten. 
Steve sollte in seiner früheren Heimat –  
den USA – einen Revers unterschreiben, 
daß er keiner der etwa 120 dort aufge-
führten, überwiegend linken Organisa-
tionen als Mitglied angehört habe. Wie 
aus seinem Buch „Ein Ami blickt auf die 
DDR zurück“ hervorgeht, hatte er in einem 
ganzen Dutzend davon irgendwann ein-
mal mitgemacht. Die Zeit, in der sich das 
abspielte, war brandgefährlich, da man 
im Herbst 1950 in den USA ein spezielles 
Gesetz erlassen hatte, das Mitgliedern 
kommunistischer Organisationen vor-
schrieb, sich unverzüglich als „Agenten 
einer ausländischen Macht“ – der UdSSR –  
polizeilich registrieren zu lassen. Ich 
zitiere den Autor: „Für jeden Tag, den man 
sich nicht meldete, wurden bis zu 10 000 $  
Strafe oder fünf Jahre Gefängnis ange-
droht.“ Es handelte sich um die Ära des 
McCarthyismus, die nach einem faschi-
stoiden Senator so genannt wurde.
Was tun? Wechsler unterschrieb den Wisch 
dennoch, hatten sich doch für ihn ohne-
hin bereits Strafen von insgesamt einer 
Million Dollar oder zehnmal lebensläng-
lich angesammelt. Nachdem er bereits  
18 Monate – zuletzt in der BRD – bei der  
U. S. Army gedient hatte, wies ihm das Pen-
tagon per Einschreiben nach, in welchen 
Organisationen er gesteckt hatte. Damit 
war die Auflage verbunden, sich unverzüg-
lich beim Militärgericht zu melden. 

Was sollte unser Freund tun? Es blieb ihm 
eigentlich nur die Möglichkeit der Flucht. 
So machte sich Steve auf den gefährli-
chen Weg, durchschwamm bei Linz die 
Donau, um nach Österreich zu gelangen, 
wo es in jener Zeit eine sowjetische Besat-
zungszone gab. Die „Sowjets“ schickten 

Wechsler in die DDR, wo er eigentlich gar 
nicht hinwollte. Dort wurde aus ihm über 
Nacht Victor Grossman. Der Namenswech-
sel erfolgte, um seine Angehörigen und 
Freunde in den USA zu schützen. Übrigens 
wurde er später ein bekannter Journalist, 
den wohl die meisten DDR-Bürger als den 
„Mann mit dem amerikanischen Akzent“ 
aus Rundfunk und Fernsehen kannten. 
Ganz so reibungslos und leicht spielte sich 
das freilich nicht ab. Steve Wechsler, ein 
Absolvent der elitären Harvard University, 
der nun Victor Grossman hieß, schleppte 
zunächst im Waggonbau Bautzen Holzboh-
len, arbeitete dann in einem Klubhaus und 
studierte später in Leipzig Journalistik. Er 
ging also einen Weg von der Pieke auf, wie 
er für viele DDR-Bürger typisch war. 
Dieser Mann, der aus dem mächtigen kapi-
talistischen Riesenland in die kleine, sich 
um den Sozialismus mühende DDR kam, 
erlebte mit seiner neuen Heimat schließ-
lich den Rückfall in die Vergangenheit. 
So blickt er als sachlicher, engagierter, 
zugleich aber auch kritischer Zeuge auf 
die DDR zurück. 
Victor Grossman gelingt es, etwas sicht-
bar zu machen, was wir in der oft höl-
zern wirkenden Sprache unserer Agitation 
nicht zum Klingen brachten: den im Osten 
Deutschlands binnen weniger Jahrzehnte 
zurückgelegten grandiosen Weg. Und 
das in einem Zeitraum, der – meteoro-
logisch ausgedrückt – gerade mal einem 
Wetterleuchten gleichkam. Es geschah 
unter Bedingungen, die alles andere 

als traumhaft waren: mit Reparations-
leistungen für ganz Deutschland, enor-
men Verteidigungslasten, die durch die 
rasante Remilitarisierung des Westens 
erzwungen wurden, dem Lieferboykott 
für wissenschaftlich-technische Güter 
bei gleichzeitiger Verweigerung des Know 

how und Abwerbung gut ausge-
bildeter Fachleute. Der Weg der 
DDR war überdies mit Menschen 
zu beschreiten, die gerade erst 
aus dem finstersten Faschismus 
gekommen waren. Menschen, in 
deren Köpfen Begriffe wie Sozialis-
mus oder gar Kommunismus nicht 
Begeisterung, sondern Schrecken 
ausgelöst hatten, wobei diese bar-
barische Indoktrination 1945 nicht 
endete, sondern durch die kapita-
listischen Medien im Westen und 
von ihnen ausgelegte populistische 
Köder ohne Unterbrechung fortge-
setzt wurde. 
Sehr ausführlich befaßt sich 
Victor Grossman mit der Frage, 
warum die verzuckerte Lüge lie-
ber geschluckt wird als die bittere 
Wahrheit. Er legt zugleich den Fin-
ger auf die Wunden, die jeder DDR-

Bürger kannte, und nennt dabei die Dinge 
beim Namen. Er wendet sich gegen Unver-
nunft und Ungerechtigkeit, gegen unnö-
tige Härten und eine oftmals langweilige 
Presse, nicht zuletzt gegen ein Übermaß 
an kultivierter Spießbürgerlichkeit. Indem 
er sich sehr gründlich mit Deformatio-
nen solcher Art, die bis heute linke Politik 
belasten, auseinandersetzt, sucht er den 
Gründen dafür auf die Spur zu kommen, 
erklärt er, wie Politiker, Journalisten und 
für die Sicherheit des Staates Verantwort-
liche in die Spirale überzogener Ängst-
lichkeit gerieten.
Bei all dem kann und will Grossman, der 
sich als Kommunist betrachtet, nicht von 
diesem kleinen tapferen Land DDR las-
sen, das seine zweite (oder vielleicht sogar 
erste?) Heimat wurde. Eine Haltung, die 
nach Umfragen bei allem kritischen Rück-
blick auf Gewesenes viele ihrer früheren 
Bürger teilen. „Die Geschichte der DDR 
ist nicht folgenlos für Gegenwart und 
Zukunft Deutschlands. In den 40 Jahren 
hat sie Prozesse in Gang gesetzt, die fort-
laufen. Und sei es nur in den Köpfen der 
Menschen.“
Das schmale Bändchen aus der Edition 
Spotless verdient Beachtung.

Bernd Gutte

Ein Ami blickt auf die DDR zurück, Spotless 
Nr. 238, Eulenspiegel-Verlagsgruppe Ber-
lin, 2011, 96 Seiten, 5,95 €, ISBN 978-3-
360-02039-0

Der Mann, der McCarthy entwischte
Wie aus dem Harvard-Absolventen Steve Wechsler  

der Journalist Victor Grossman wurde

Senator Joe McCarthy schwenkt eine seiner infamen Listen.
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Vor einigen Monaten erschien in der 
„jungen Welt“ ein recht begeisterter 

Hinweis auf die in Frankreich hundert-
tausendfach verkaufte kleine Schrift 
„Empört Euch!“ des 93jährigen frühe-
ren gaullistischen Résistance-Kämpfers 
und Buchenwald-Überlebenden Stéphane 
Hessel. Der Kommentar war mit Äuße-
rungen des Bedauerns über den politi-
schen Bewußtseinsstand in Deutschland 
verbunden, wo ein so hoher Verbreitungs-
grad leider nicht möglich wäre.
Um so überraschter war ich dann, als 
ich unlängst das Heft entdeckte – nicht 
etwa im Giftschrank eines linken Buch-
ladens, sondern bei Edeka und ALDI im 
Kassenbereich.
Zunächst einmal besitzt Stéphane Hessel 
meinen uneingeschränkten Respekt für 
seinen tapferen antifaschistischen Kampf 
und sein soziales Engagement, von dem 
er sich niemals distanziert hat. Seine 
Empörung klingt frisch, und sein Appell 
an die Jugend ist beeindruckend.
In „Empört Euch!“ zitiert er Forderun-
gen der Résistance: Die Energiequellen, 
Bodenschätze, Versicherungsgesellschaf-
ten und Großbanken sollten verstaat-
licht, der Einfluß des Privateigentums 
auf die Wirtschaft sollte ausgeschal-
tet, der Wohlstand gerecht verteilt, die 
Presse von der Macht des Geldes unab-
hängig werden. So weit, so gut.
All das geht über heutige Positionen der 
alten Parteien in der BRD und Frank-
reich meilenweit hinaus, wäre aber 
hierzulande selbst unter „Linken“ nicht 
unumstritten. Viele von ihnen wollen 
auf keinen Fall „hinter Bad Godesberg 
zurück“. Dort hatte die SPD einst ihren 
Frieden mit dem deutschen Kapitalis-
mus gemacht.
Als Marxist fragt man aber unwillkür-
lich: Wenn all diese Forderungen das 
Kapital derart angreifen und sogar ver-
urteilen – warum unterstützen dann 
große Konzerne ausgerechnet den Ver-
trieb einer solchen Schrift, die Forderun-
gen enthält, für die unter Adenauer und 
danach Gefängnisstrafen und Berufs-
verbote verhängt wurden?
Wollen sie etwa, um mit Lenin zu spre-
chen, „den Strick verkaufen, an dem man 
sie aufhängt“?
Im Vorspann von Hessels Schrift steht ein 
Text aus der FAZ, dem Zentralorgan der 
deutschen Monopole. Dort heißt es, der 
Autor beklage, „daß der Finanzkapitalis-
mus die Werte der Zivilisation bedroht 
und den Lauf der Welt diktiert“. 
Will denn die FAZ auf einmal den Kapi-
talismus abschaffen? Wohl eher nicht! 
Aber was verspricht sie sich dann von der 
Verbreitung dieses Materials? Enthält 
es – aus der Sicht des Blattes – vielleicht 
doch Gedanken, welche die Nachteile 
ausgleichen?

Nicht im Giftschrank, sondern bei ALDI
Anmerkungen zu Stéphane Hessels Schrift „Empört Euch!“

Mein Eindruck: Wäre der heutige Kapita-
lismus ähnlich stabil und unangefochten 
wie in den 50er Jahren, könnte man sich 
den massenhaften Absatz einer solchen 
Schrift kaum vorstellen.
Offenbar ist das Vertrauen nachdenkli-
cher Menschen in das System erschüt-
tert, so daß sie mit platter Apologie des 
Kapitalismus nicht mehr bei der Stange 
zu halten sind.
Wenn die erste politische Verteidigungs-
linie also nicht zu halten ist, muß eben 
eine zweite aufgebaut werden. Anders 
ausgedrückt: Leute, die vom System weg-
wollen, muß man so verwirren, daß sie 
nirgendwo ankommen.
Woraus hofft die FAZ für ihre Sache 
Honig zu saugen? 
Ich möchte betonen, daß meine weiteren 
Anmerkungen nichts von der Achtung 
zurücknehmen, die ich dem Autor zolle. 
Doch Respekt schließt Kritik nicht aus.
Hessel faßt seine Bewertung der franzö-
sischen Zustände in dem Satz zusammen: 

„… dieses gesamte Fundament der sozi-
alen Errungenschaften der Résistance 
ist heute (!) in Frage gestellt.“
Indes: Die „sozialen Errungenschaften“ 
waren lediglich Forderungen des anti-
faschistischen Widerstandes, aber nie-
mals Realität oder gar Fundament der 
Gesellschaft. Das Privateigentum an 
den entscheidenden Produktionsmitteln 
wurde in der Praxis zu keiner Zeit in 
Frage gestellt. Nach dem Krieg herrschte 
in der BRD wie in Frankreich ununter-
brochen der Kapitalismus. Seit den 90er 
Jahren ist aus dem Regen ein dauernder 
Wolkenbruch geworden: Die Ausbeuter-
ordnung ist brutaler denn je. Aber auch 
den „netteren“ Kapitalismus sollten wir 
nicht verharmlosen. Und: Wir sollten uns 
darüber im klaren sein, daß diese Vari-
ante nicht mehr zu haben sein wird.
Damit zur „Alternative“: Was Hesssel 
den jungen Leuten nahelegt, ist „Empö-
rung“, widerständige Haltung. Und in 
der Tat ist Widerstand Voraussetzung 
für jede Verbesserung der Welt. Soll es 
aber nicht bei kurzen, rasch aufgefan-
genen Vorstößen bleiben, brauchen die 
Widerständigen eine Strategie, Klarheit 
über Wege und Ziele. Dazu sagt Hessel 
sehr wenig.
Und was die einzige bisher ausprobierte 
Alternative zur Kapitalherrschaft angeht, 
so fertigt er sie mit wenigen Zeilen ab: 

„Was Stalin betrifft, so haben wir alle 
zwar den ersten großen Sieg der Roten 
Armee in Stalingrad Anfang 1943 beju-
belt. Aber schon lange vorher, 1935, als 
wir von den großen stalinistischen Säu-
berungen und Schauprozessen erfuhren, 
konnten wir uns, trotz unserer Offen-
heit für den Kommunismus als Gegenge-
wicht zum amerikanischen Kapitalismus, 
nicht der Einsicht entziehen, daß diese 

unerträgliche Form des Totalitarismus 
unannehmbar war.“
Ich weiß, daß sehr viele Franzosen, kei-
neswegs nur Kommunisten, wußten, wer 
Europa in erster Linie vom Faschismus 
befreit hat: Bei allem Respekt vor der 
heldenhaften französischen Résistance 
und bei voller Anerkennung der amerika-
nischen und britischen Anstrengungen: 
Das Genick ist Hitler im Osten gebro-
chen worden, durch Stalingrad und all 
die Schlachten davor und danach, durch 
die ungeheuren Opfer der Rotarmisten 
und der sowjetischen Zivilbevölkerung. 
Man sollte sich gründlicher überlegen, 
ob man nach diesem entscheidenden 
Sieg über die Barbarei wirklich Henker 
und Befreier mit der wissenschaftlich 
unhaltbaren „Totalitarismus“-Klammer 
auf eine Stufe stellen kann. Übrigens 
heißt eine Pariser Metro-Station nicht 
zufällig „Stalingrad“. 
Auch sollte man sich fragen, wie es 
kommt, daß der Kapitalismus sein wah-
res Gesicht erst so unverhüllt zeigen 
konnte, als der Sozialismus in Europa 
am Boden lag. Vielleicht ist es die Sicht 
auf diesen, welche Hessels Schrift für 
die FAZ trotz anderer Töne akzeptabel 
macht? 
In „Empört Euch!“ liest man: „Die Zukunft 
gehört der Gewaltlosigkeit – davon bin 
ich überzeugt.“ Da kann man Hessel nicht 
zustimmen. Natürlich wird niemand, 
der ernst zu nehmen wäre, heute in den 
kapitalistischen Metropolen zu terro-
ristischer Gewalt für den Fortschritt 
aufrufen. Doch Gewalt als Mittel der 
Befreiung von Ausbeutung und Unter-
drückung generell auszuschließen, ist 
etwas völlig anderes. Nachdem Chiles 
Unidad Popular 1970 die Wahlen gewon-
nen hatte, versuchte Allende die gewalt-
lose Überwindung des Kapitalismus. Die 
Antwort darauf war der faschistische 
Putsch Pinochets, der durch die „Wer-
tegemeinschaft“ des Westens mit den 
USA an der Spitze unterstützt wurde. 
Die Gewaltlosigkeit gegenüber den Fein-
den der Revolution endete in einem Blut-
bad.
Auch der von Hessel ins Feld geführte 
Nelson Mandela dürfte als Beispiel für 
Gewaltlosigkeit kaum geeignet sein. 
Sein ANC hat mit dem „Speer der Nation“ 
bewaffnet und gewaltsam gegen Südafri-
kas Apartheid-Regime gekämpft. Übri-
gens galt er nicht nur bei den Rassisten 
Pretorias als „terroristische Organisa-
tion“, sondern auch bei der bundesdeut-
schen CDU. 
Die Großzügigkeit der FAZ erklärt sich 
wohl daraus, daß über den Kapitalismus 
Empörte für diesen so lange ungefähr-
lich bleiben, wie sie die Gewaltlosigkeit 
zum Dogma erheben. 

Fritz Dittmar, Hamburg 
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Unvergessen bleibt mir die Freund-
schaft mit einem jungen Franzosen. 

Er hieß Pierre Alain Côic und stammte 
aus Paris. Zwischen dem Berliner Stadtbe-
zirk Köpenick und den Genossen der FKP 
im Nordbezirk der französischen Haupt-
stadt bestand ein freundschaftliches Ver-
hältnis, zu dessen Vertiefung 
eine Gruppe Pariser Jugendli-
cher in die Stadt an der Spree 
eingeladen wurde. Doch Alain 
und seine Mutter verpaßten am 
Abfahrtstag den Zug, für den die 
Gruppe gebucht hatte. Der Park-
platz an der Rue Ambroise Paré 
beim Gare du Nord – dem Pariser 
Nordbahnhof – war überfüllt, 
und so kurvten die beiden zeit-
raubend umher. Ergebnis: Die 
Bahn war weg. Kurzentschlos-
sen setzte Madame Côic ihren 
Sohn in den nächsten Zug nach 
Berlin und drückte dem Uner-
fahrenen noch die Teilnahmebe-
stätigung für die FKP-Delegation 
sowie seinen Schülerausweis in 
die Hand. Zwar hatte sich der 
schlanke Bursche am schuli-
schen Deutschunterricht betei-
ligt, doch um sich in derart 
ungewohnten Situationen ver-
ständlich ausdrücken zu können –  
dafür reichten seine Kennt-
nisse natürlich nicht aus. Und so kuller-
ten ihm die Tränen über das Gesicht, als 
die Genossen der damaligen DDR-Grenz-
polizei in Marienborn mit seiner stocken-
den und bruchstückhaften Darstellung 
der Zusammenhänge dieser Einzelreise 
zunächst nicht klarkamen. 
Ein Telefonat mit dem Köpenicker Bezirks-
bürgermeister Herbert Fechner klärte den 
Sachverhalt dann jedoch rasch auf. Um ihn 
zu trösten, schenkte ein Grenzer dem jun-
gen Franzosen seine Taschenuhr. Die Trä-
nen versiegten, und seine Freunde nahmen 
ihn in Berlin glücklich in Empfang. 
Ich lud den kleinen Pechvogel einige Male 
zu mir nach Hause ein und machte ihn 
bei dieser Gelegenheit auch mit meinem 
Vater bekannt. Der war als deutscher 
Wehrmachtsangehöriger in französische 
Kriegsgefangenschaft geraten. Er gewann 
den Pariser Jugendgenossen für sich, als 
er ihm ein Dokument sehr besonderer Art 
in die Hand gab. Hier ist dessen wörtliche 
Übersetzung: 

ANTIFA
Dépot P.G.A. Nr. 15
Bescheinigung
Der derzeitige Kriegsgefangene Herbert 
Horn, geboren 7. 5. 04, ist seit Gründung 
der Antifa des Kriegsgefangenenlagers 
in Mai 1946 deren aktives Mitglied  Seit 
seiner Gefangennahme hat er sich in 
Diskussionen auf hervorragende Weise 

Die große Reise des kleinen Pierre Alain
Ein junger Franzose und die „Wespen von Lens“

als Antifaschist zu erkennen gegeben. 
Er übernahm später die Funktion eines 
Mitglieds des Lagervorstandes, hielt 
Referate und hat besonders seine Fähig-
keit im Entwurf guter Plakate in den 
Dienst der Sache gestellt. Durch seinen 
Unglücksfall im November 1946 mußten 

wir vorläufig auf Herbert Horns Mit-
arbeit verzichten. Wir sind überzeugt, 
daß er auch in der Heimat seiner Partei 
wertvollste Dienste leisten wird. Beson-
ders empfehlen wir ihn der Obhut der 
heimatlichen Dienststellen, da er es 
wert ist, als antifaschistischer Kämp-
fer anerkannt zu werden.
Die Leitung der ANTIFA des Dépot der 
P.G.A. Nr. 15
Lens, den 5.3.1947
Unterschrift: Kreikemeier

Respektvoll reichte Pierre Alain Côic das 
Dokument zurück und blickte eher fragend 
zu den Krücken, auf die sich mein Vater 
stützen mußte. 

„Ja“, gab dieser dem Jungen zu verstehen, 
„das geschah an einem 11. November. Du 
weißt ja, was das für ein Tag ist?“ „Oui“, 
antwortete der Schüler eher verlegen. Es 
handelt sich um einen Nationalfeiertag 
der Franzosen, erinnert er doch an die 
Unterzeichnung des bedingungslosen 
Waffenstillstandes 1918 durch die Deut-
schen. „Ausgerechnet an diesem Tag des 
Jahres 1946 traf mich abends im Bett ein 
Querschläger. Das Bein mußte amputiert 
werden. Aber“, fuhr mein Vater fort, „am  
14. Juli 1947 kam ich wieder bei meiner 
Familie in Berlin an und …“. Eifrig wollte 
Pierre Alain nun das Datum erklären, doch 
der Einbeinige unterbrach ihn:

„Mir wurde in Lens ein Atelier eingerich-
tet. Dort erhielt ich auch die Gelegenheit, 
anhand von Fotografien die Ölporträts 
gefallener Kämpfer der Résistance anzu-
fertigen. Daß mir dabei viele Schicksale 
von Widerstandskämpfern ans Herz wuch-
sen, versteht sich von selbst.“

„Oui, oui“ nickte der 12jährige. 
„Und zudem“, fuhr mein Vater 
fort, „schrieb ich über den dor-
tigen Widerstandskampf eine 
Erzählung nach authentischen 
Darlegungen meines Freundes 
Albert Hus. Sie trägt den Titel 
‚Die Wespen von Lens‘ und schil-
dert, wie Kohlenzüge, die in 
das faschistische Deutschland 
gehen sollten, in die Luft gejagt 
wurden.“ 
Jetzt mischte ich mich in das 
Gespräch ein und erklärte unse-
rem Gast, daß es die Hinter-
bliebenen der französischen 
Widerstandskämpfer und die 
Mitglieder des Antifa-Komitees 
im Lager gewesen seien, die Geld 
gesammelt hätten, damit mein 
Vater eine Beinprothese habe 
bekommen können. Mit die-
ser traf er auf dem zerbombten 
Anhalter-Bahnhof ein. „Sein 
wichtigstes Mitbringsel war 
ein Holzkoffer voller Ölfarben“, 

ergänzte ich meine Gedanken. 
1947 wohnten wir noch im Französischen 
Sektor von Berlin. Mein Vater malte mir ein 
kleines Werbeplakat, mit dem ich auf zwei 
nahegelegene Rummelplätze ging. Dort 
waren immer Franzosen in Uniform anzu-
treffen. So trug ich das Plakat vor mir her, 
auf dem stand: „Un joli cadeau“ – Un souve-
nir durable: est une peinture a l’huile. (Ein 
vergnügliches Geschenk – ein dauerhaftes 
Souvenir: ein Ölgemälde.) Je peins votre 
portrait d’apres nature ou d’apres photo-
graphie!“ (Ich male Ihr Porträt nach der 
Natur oder nach einer Fotografie.)
Tatsächlich fand ich einen Interessen-
ten, und der Maler Herbert Horn erhielt 
Aufträge.
Nach einer Weile stand dieser auf und 
begab sich ins Nebenzimmer. Er kam mit 
einer Broschüre zurück. Es handelte sich 
um ein Exemplar der „Wespen von Lens“. 
In das kleine Buch über den Widerstands-
kampf im Raum von Pas de Calais schrieb 
er eine Widmung und übergab es unserem 
neuen Freund.
Dreimal noch erreichte mich dankbare 
Post aus Frankreich. Der Absender war 
Pierre Alain Côic. Er schrieb uns aus Mon-
treuil bei Paris. Als er indes die Frage 
stellte, wer Richard Sorge gewesen sei, 
blieb ich ihm die Antwort ausnahmsweise 
einmal schuldig. Schließlich wollte er im 
NATO-Staat Frankreich Flugzeugingeni-
eur werden. � Hans Horn

Die DDR fühlte sich stets den Antiimperialisten in aller Welt ver-
bunden. 
Unser Bild zeigt eine Kundgebung am 14. September 1974 im 
Berliner Friedrichstadtpalast aus Anlaß des 1. Jahrestages des 
faschistischen Pinochet-Putsches in Chile.
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„Im August, im August blüh’n die Rosen …“
Vor 60 Jahren war die DDR-Hauptstadt Gastgeberin der III. Weltfestspiele

Die professionellen DDR-Hasser erfin-
den immer wieder Gründe, neue Greu-

elmärchen unter die Leute zu bringen. 
Wenn ich die Nachrichtenkolporteure am 
Bildschirm erlebe, muß ich stets auf die 
wildesten Ungereimtheiten gefaßt sein. 
Doch was wissen denn solche Leute eigent-
lich von unseren Anfängen, von der Freude 
junger Menschen, die in ihrer Frei-
zeit den unendlichen Trümmerber-
gen ihrer Städte zu Leibe rückten 
und selbst dabei noch Spaß hatten!
Wir freuten uns damals unbeschreib-
lich, als die im Frühjahr 1946 – vor 
nunmehr 65 Jahren – gegründete 
Freie Deutsche Jugend nicht nur in 
den Weltbund der Demokratischen 
Jugend (WBDJ) aufgenommen wurde, 
sondern überdies den Auftrag erhielt, 
im Sommer 1951 die III. Weltfest-
spiele der Jugend und Studenten in 
Berlin auszurichten. Zuvor – 1949 – 
war bereits eine Abordnung der FDJ  
nach Budapest gereist, um dort am 
II. Festival teilzunehmen.
Doch was spielte sich dann im 
August 1951 bei uns ab?
In vom Bombenkrieg verschonten 
Gebäuden Berlins wurde durch die 
Hausgemeinschaften überall auf den 
Dachböden für Schlafplätze gesorgt. 
Viele Mieter kümmerten sich liebe-
voll um die bei ihnen untergebrach-
ten Jugendlichen. Auch Schulen und 
sämtliche erhalten gebliebenen öffentli-
chen Bauten dienten als Quartier für das 
große Fest. Den jungen Menschen aller 
Hautfarben und Rassen bereitete die 
Bevölkerung in dieser vom Krieg schwer 
gezeichneten Metropole einen überwälti-
genden Empfang. Dabei ist in Erwägung 
zu ziehen, daß die Deutschen in ihrer 
Gesamtheit noch sechs Jahre zuvor der 
rassistischen und völkerverhetzenden 
Indoktrination der Faschisten ausgesetzt 
gewesen waren, was internationalistische 
Solidarität auf dem Boden ihres Landes 
um so eindrucksvoller erscheinen ließ.
Damals sangen wir ein wunderbar ein-
gängiges Lied, dessen erste Strophe mir 
noch heute im Ohr klingt: 

„Laßt heiße Tage im Sommer sein,
im August, im August blüh’n die Rosen.
Die Jugend der Welt zieht als Gast bei uns ein,
und der Frieden wird gut und uns näher sein.
Im August, im August blüh’n die Rosen.“

In den Heimatländern der insgesamt  
26 000 Teilnehmer aus 104 Staaten war 
zuvor – oft genug gegen den Willen der dort 
Herrschenden, die mit Repressalien droh-
ten oder diese auch anwandten – Geld zur 
Finanzierung der Reise gesammelt wor-
den. In Berlin trafen die Abgesandten aus 
aller Welt mit zwei Millionen Jugendlichen 

und 20 000 Jungen Pionieren aus der DDR 
zusammen. 
Auch in der BRD bereitete man sich – im 
entgegengesetzten Sinne – auf die III. Welt-
festspiele vor. Wenige Monate vor deren 
Eröffnung – im April 1951 – wurde die 
westdeutsche FDJ für verfassungsfeind-
lich erklärt und verboten. Das konnte aber 

die Teilnahme von 35 000 Jugendlichen 
aus der BRD und Westberlin nicht ver-
hindern, obwohl bis Ende Juli etwa 6000 
an der Grenze aufgegriffene FDJler durch 
die bundesdeutsche Polizei zwangsweise 
in ihre Wohnorte zurückgeführt worden 
waren.
„Berlin – Stadt der Jugend“ lautete ein Slo-
gan der Gastgeber des Festivals, der aber 
so nicht zutraf. Die alte deutsche Haupt-
stadt bestand zu jener Zeit nämlich aus 
vier Sektoren, die eintreffenden Jugendli-
chen wurden indes nur im vormals sowje-
tischen Sektor, den man damals schon als 
Demokratischen Sektor bezeichnete, emp-
fangen und untergebracht. 
Aus taktischen Gründen und zur Irrefüh-
rung der Öffentlichkeit lud der Westber-
liner Bürgermeister Ernst Reuter (SPD) –  
ein besonders übler Renegat, der früher 
einmal der KPD angehört hatte – die FDJ-
ler und deren ausländische Freunde dazu 
ein, sich ein „warmes Essen“ abzuholen. 
Die jungen Leute wollten von dem Angebot 
Gebrauch machen und zogen mit Kampf- 
und Jugendliedern unter ihren Fahnen zu 
den Sektorengrenzen. Dort wurden sie von 
Wasserwerfern und Knüppelgarden des 
sozialdemokratischen Polizeipräsiden-
ten Dr. Stumm brutal attackiert, wobei 
es zahlreiche Verletzte gab. Diese muß-
ten zum Teil in Krankenhäusern statio-
när versorgt werden. 

So handelten jene, welche unter dem 
Geläut der „Freiheitsglocke“ am Schöne-
berger Rathaus ohne Unterlaß die Vor-
züge ihrer „Demokratie“ gepriesen hatten. 
Natürlich behaupteten die Medien der 
Bourgeoisie unisono, die FDJler aus der 
„Sowjetzone“ hätten in den Westsektor 
„einrücken“ wollen. 

1973 war in Berlin die Weltjugend 
dann noch einmal zu Gast, wobei 
das X. Festival einen anderen Cha-
rakter trug. Die Jugend der DDR 
war inzwischen selbstbewußter 
geworden, die Sportveranstaltun-
gen erinnerten fast an Olympiaden, 
die diplomatische Anerkennung des 
sozialistischen deutschen Staates 
nahm ihren Lauf. Doch zugleich war 
ein Hauch des Kalten Krieges zu spü-
ren. Personen aus der BRD, die in der 
DDR wegen ihres provokatorischen 
Auftretens nicht unbekannt waren, 
erhielten vorsorglich keine Einrei-
segenehmigung, was wiederum zur 
Verschärfung antikommunistischer 
Aktivitäten führte.
Obwohl wir – inzwischen zu Großel-
tern geworden – diesmal die mensch-
liche Wärme von 1951 ein wenig 
vermißten, trug auch dieses Festi-
val ungeachtet seines bisweilen pla-
kativen und pompösen Charakters 
zur Festigung der Solidarität unter 
den jungen Menschen aus aller Welt 

bei. Unvergessen bleibt mir, daß die erst 
im Jahr zuvor freigekämpfte afroameri-
kanische Kommunistin Angela Davis auf 
der Abschlußkundgebung das Gelöbnis 
der Teilnehmer sprach.
Noch einmal möchte ich auf die anfangs 
erwähnten Nachrichtenkolporteure der 
bürgerlichen Medien zurückkommen, 
die in aller Regel keine Ahnung von der 
Wirklichkeit der DDR haben, aber beden-
kenlos die ihnen aufgegebenen Sprüche 
klopfen. 
Doch was immer sie auch vom Stapel las-
sen: Damals hat die Welt erfahren, daß 
Solidarität in der DDR kein leeres Wort 
gewesen ist. Als international anerkann-
ter deutscher Friedensstaat, der keine 
geringe Rolle in der UNO spielte, stellte 
sie das von der ersten Stunde ihrer Exi-
stenz an unter Beweis. 
Trotz der Niederlage bin ich mir sicher: 
Auch wenn es noch lange dauern sollte – 
die Zeit wird kommen, in welcher unser 
Stern, den heute so manche für erloschen 
halten, seine alte Leuchtkraft wiederer-
langen und den Ausgebeuteten aller Erd-
teile den Weg zu ihrer Befreiung erhellen 
wird. Dann dürfte man sich auch jenes 
Liedes erinnern, das wir im Sommer 1951 
voller Inbrunst und Begeisterung wieder 
und wieder gesungen haben: „Im August, 
im August blüh’n die Rosen …“

Brigitte Wackernagel, Berlin

Die Französin Raymonde Dien war gefeierter  
Ehrengast des III. Festivals. Sie hatte sich auf die 
Gleise gelegt, um einen Waffentransport für den 
ersten schmutzigen Krieg in Vietnam zu blockieren.
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Bevölkerungsexplosion in Armutshochburgen

Ende Februar sorgte die Feststellung 
der Vereinten Nationen, daß in diesem 

Jahr die Weltbevölkerung auf über 7 Milli-
arden Menschen anwachsen wird, für den 
üblichen Medienrummel in der bürgerli-
chen Presse. Für 2050 werden 10 Milliar-
den Erdenbürger vorausgesagt, d. h., daß 
im Jahresdurchschnitt 79 Millionen hin-
zukommen. Joel Cohen von der Rockefeller-
Universität verkündete: „Wir können schon 
7 Milliarden nicht ernähren.“ Tatsache ist, 
daß heute jeder siebente Mensch auf der 
Welt hungert. 
Unser Planet ist relativ klein, seine Brenn- 
und Rohstoffressourcen sind beschränkt, 
die landwirtschaftlichen Nutzflächen ins-
besondere unter Klimaaspekten kaum aus-
dehnbar. Sauberes Trinkwasser ist bereits 
jetzt äußerst knapp. Der World Wildlife 
Fund geht davon aus, daß in den kommen-
den 40 Jahren etwa die gleiche Menge an 
Lebensmitteln hergestellt werden muß 
wie in den vergangenen 8000 Jahren. Das 
gewaltige Bevölkerungswachstum und die 
sich daraus ergebenden Konsequenzen sind 
ein drängendes Problem der Gegenwart 
und Zukunft. 
Bis in das 20. Jahrhundert hinein war 
die demographische Entwicklung in den 
Kolonien und Halbkolonien durch einen 
traditionellen Typ der Bevölkerungsrepro-
duktion geprägt. Es bestand ein relatives 
Gleichgewicht zwischen Sterblichkeit und 
Geburtenhäufigkeit. Das verhinderte im 
Rahmen agrarischer Gesellschaften über-
mäßiges Bevölkerungswachstum. Die Ent-
wicklung entsprach den traditionellen und 
rückständigen Wirtschaften. Dieses Gleich-
gewicht wurde erst mit der Unterordnung 

der Regionen unter den Kapitalverwer-
tungsprozeß und den kapitalistischen Welt-
markt aufgehoben.
An der Schwelle des 20. Jahrhunderts trans-
plantierten die höherentwickelten imperia-
listischen Länder moderne industrielle und 
landwirtschaftliche Produktionen in die 
heutigen Entwicklungsländer. Es entstan-
den Sektoralwirtschaften mit Enklaven 
der Rohstoffproduktion und landwirt-
schaftlicher Monokulturen. Diese dienten 
und dienen ausschließlich den kapitalisti-
schen Industrien auf der Nordhalbkugel der 
Erde. Um den Kapitalverwertungsprozeß zu 
sichern, schufen die Industrieländer ent-
sprechende Infrastrukturen einschließ-
lich eines Gesundheitssystems. Das blieb 
nicht ohne Folgen für die demographische 
Entwicklung. 
Das Zentrum der gegenwärtigen Bevölke-
rungsexplosion liegt seit mehreren Jahr-
zehnten ausgerechnet in jenen Ländern 
und Regionen, die jahrhundertelang kolo-
niale Ausbeutung und Unterdrückung 
erlitten und heute noch viele Merkmale 
der Rückständigkeit tragen. Um 1900 leb-
ten in diesen Weltregionen etwa 1 Milli-
arde Menschen; 1960 waren es 2 Milliarden. 
Im Jahre 2009 drängten sich dort bereits  
5,7 Milliarden Erdenbürger zusammen, 
2050 werden es wahrscheinlich an die  
8 Milliarden sein. Das Wachstum der Welt-
bevölkerung wird sich fast ausschließlich 
in armen Nationen, vorwiegend in Afrika 
südlich der Sahara und Südostasien, voll-
ziehen. 
Das wesentliche Problem des demogra-
phischen Wandels besteht darin, daß 
eine angemessene oder ausreichende 

Befriedigung der Bedürfnisse der schnell 
wachsenden Weltbevölkerung mit Nah-
rungsmitteln, Energie und Rohstoffen 
unter kapitalistisch-profitorientierten 
Bedingungen die natürlichen Potentiale 
der Erde – und insbesondere die Umwelt 
– zunehmend belasten. Die grundlegende 
Frage lautet daher: Ist die Menschheit dazu 
in der Lage, alle für ihre weitere Entwick-
lung notwendigen Ressourcen zu sichern? 
Oder entsteht in Zukunft eine dramati-
sche Verknappung? Diese ist schon des-
halb wahrscheinlich, weil sie sich aus 
dem Widerspruch zwischen der relativen 
physischen Begrenztheit der Erde und der 
bestehenden Produktionsweise ergibt. Die 
Herstellung des Gleichgewichts zwischen 
den beschränkten Möglichkeiten unseres 
Planeten und dem rasanten Bevölkerungs-
wachstum ist eine enorme Herausforderung. 
Eine Lösung dieses komplexen Problems 
ist bisher nicht in Sicht. Arbeitslosigkeit, 
Armut, Migrationsbewegungen, Klimawan-
del, Zerstörung der Urwälder, Überfischung 
der Meere, Lebensmittelknappheit und poli-
tische wie militärische Konflikte um Roh-
stoffe, Land oder Wasser sind nur einige 
Erscheinungen, die das Dreiecksverhält-
nis von Produktionsweise, Bevölkerungs-
entwicklung und Umwelt dokumentieren. 
Die grenzenlose Internationalisierung der 
Kapitalverwertung und der Produktion 
sowie der kapitalistische Weltmarkt – auch 

„Globalisierung“ genannt – verhindern eine 
vernünftige Bevölkerungspolitik und füh-
ren zu einer immer schnelleren Zerstörung 
des Lebensraums und der Existenzgrund-
lagen künftiger Generationen. 

Dr. Ulrich Sommerfeld, Berlin

Ein im Frühjahr weltweit verbreite-
tes Foto zeigte von Flugzeugen eines 

NATO-Staates auf Libyens Boden abge-
schossene Panzer sowie einen trium-
phierenden „Rebellen“ mit der Fahne des 
1965 durch den damaligen Oberst Gaddafi 
gestürzten Marionettenkönigs Idris I. Der 
Mann bejubelte die vom UN-Sicherheitsrat 
ohne Gegenstimmen beschlossene „Flug-
verbotszone“ über seinem Land. 
Das Foto gibt zu der vielleicht naiven 
Frage Veranlassung: „Verfügte Gaddafi 
tatsächlich über fliegende Panzer?“, zumal 
ja simple Bodenfahrzeuge – auch militä-
rischer Art – nur selten in einer „Flugver-
botszone“ aufsteigen.
Doch weit gefehlt. Die Festlegung der Reso-
lution Nr. 1973 des UN-Sicherheitsrates 
schließt lediglich den Einsatz von Boden-
truppen der Aggressoren aus. Alles andere 
kann mit Mann und Maus be- und erschos-
sen, zerbombt oder auch vergiftet werden, 
solange sich das aus der Luft machen läßt. 

NATO erledigt Libyens „Aero-Panzer“ 

Natürlich sollten dabei möglichst geringe 
„Kollateralschäden“ auftreten, weil sie die 
Idylle dieses Unternehmens zum Schutz 
der Menschenrechte stören würden. 
Soweit es um Menschenleben geht, sol-
len nach dem heißen Abriß aus luftigen 
Höhen fortan Herren in Nadelstreifen aus 
„westlichen Demokratien“ diese Rolle mit 

oft weniger tödlichen, aber meist genauso 
scharfen Waffen übernehmen. 
Da bleibt nur zu hoffen, daß unser fah-
nenschwenkender „Rebell“ nicht einmal 
den Tag verfluchen wird, an dem er und 
seinesgleichen eine „Flugverbotszone“ 
verlangt haben. Ihm dürfte es dann so 
ähnlich ergehen, wie jenen „DDR-Revo-
lutionären“ und „Bürgerrechtlern“, die 
1989/90 nicht weniger blauäugig und 
erwartungsfroh dem „Kanzler der Ein-
heit“ zujubelten und ihm unter seinen 
Fahnen jeden Kohl abkauften. Und was 
die „blühenden Landschaften“ unseres 
Lügenbarons betrifft, so folgte der Zusage 
schon bald eine Zeit ohne eigene Fahne, 
ohne eigene Identität und ohne eigenes 
Denken. 
Dafür kamen ganz neue Akteure ins Spiel: 
Ossis durften sich als Hungerlöhner und 
Lohndrücker verdingen.
Soviel zur Mär von den „fliegenden Pan-
zern“.� Wolfgang Klages, Berlin

Ein libyscher „Rebell“ im Dienste der NATO
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Eine kampferfahrene und  
reife marxistische Partei

Am 1. Juli vor 90 Jahren wurde in Shanghai die KP Chinas gegründet

In einem Shanghaier Wohnhaus, das heute 
eine der wichtigsten Gedenkstätten nicht 

nur der VR China, sondern auch für Kom-
munisten aus aller Welt ist, fanden sich 13 
kampfentschlossene Revolutionäre im Juli 
1921 zur Gründung der Kommunistischen 
Partei Chinas zusammen. Sie vertraten 52 
Mitglieder kommunistischer Gruppen des 
Landes. Zugegen waren auch zwei Abge-
sandte der Komintern. Es gibt nicht viele 
Orte von vergleichbarem historischem 
Rang. Wer konnte damals schon ahnen, 
welche weltverändernde Wirkung von die-
sem Ereignis ausgehen würde! 
Zu den besten Traditionen der KPD und 
dann auch der SED gehört die Solidari-
tät mit der chinesischen Revolution. Am 
13. April 1927 schrieb Ernst Thälmann in 
der „Roten Fahne“: „Die Augen der ganzen 
Menschheit sind auf China gerichtet, wo 
das älteste und größte Kulturvolk der Erde 
die imperialistischen Fesseln sprengt, in 
die es ein Jahrhundert lang geschlagen war.“ 
Im Oktober 1986 erklärte Erich Honecker 
als Leiter einer in China weilenden Partei- 
und Staatsdelegation der DDR: „Wir emp-
finden Freude und Hochachtung, daß das 
revolutionäre Erbe von Marx, Engels und 
Lenin in der Volksrepublik China sichtbar 
Wirklichkeit wird.“ 
Der in 90 Jahren zurückgelegte Weg der 
KPCh ist charakterisiert durch kompli-
zierte revolutionäre Kämpfe in den 20er 
und 30er Jahren, den großen Beitrag der 
von ihr geführten Streitkräfte im Kampf 
gegen die japanischen Invasoren während 
des II. Weltkrieges, den Sieg im Bürgerkrieg 
über die Tschiang-Kaischek-Diktatur und 
die Gründung der VR China am 1. Oktober 
1949. Erfolge beim beginnenden Aufbau 
des Sozialismus, aber auch Fehler bis hin 
zur gefährlichen „Kulturrevolution“ und 
deren Korrektur aus eigener Kraft sowie 
das stürmische Voranschreiten mit Beginn 
der Politik der Reformen und der Öffnung 
nach außen kennzeichneten die weitere 
Entwicklung. 
Zu einer Zeit, in der nach der Konterre-
volution in der UdSSR und den ehemals 
sozialistischen Staaten Europas der Anti-
kommunismus in den alten und neuen 
kapitalistischen Ländern eine Hochkon-
junktur erfährt, ist die sozialistische Ent-
wicklung in der VR China ein anspornendes 
Beispiel. Menschen in aller Welt blicken 
auf das fernöstliche Riesenland, dessen 
Volk unter Führung der Kommunistischen 
Partei sich den Weg in eine hoffnungsvolle 
Zukunft bahnt. 
Die chinesische Revolution war opferreich 
und verlief nicht geradlinig. Ein leichter, 
ebener Zugang zum Sozialismus hat sich 
bisher noch keiner kommunistischen Par-
tei erschlossen. Doch der Kampf der KPCh 

führte zu Ergebnissen, wie sie nur wenige 
kommunistische Parteien aufweisen kön-
nen.
Sie hat von Beginn an die Theorie des 
Marxismus als Kompaß ihres Handelns 
betrachtet. Ausgangspunkt war zugleich 
die stete Berücksichtigung der konkreten 
Situation im eigenen Land. Dieses Heran-
gehen ist zum wesentlichen Bestandteil der 
erfolgreichen politischen Linie der KPCh 
geworden. 
Neun Jahrzehnte Geschichte der KPCh – das 
sind 29 Jahre des revolutionären Kampfes 
um die Macht und 61 Jahre der Errichtung  
und Erprobung einer neuen Gesellschaft. 
Die Partei sammelte dabei Erfahrungen, 
die von grundlegender Bedeutung für die 
Entwicklung in China, aber auch für die 
internationale Arbeiterbewegung und den 
Marxismus-Leninismus sind. 
Zu den wichtigsten Erkenntnissen der KPCh 
gehört die von Mao Zedong formulierte 
Theorie der neudemokratischen Revolution, 
die Theorie der Vollendung der antifeudalen, 
antikolonialen, bürgerlich-demokratischen 
Revolution unter Führung der Arbeiter-
klasse und der Kommunistischen Partei. 
Diese wies den Weg zur Beseitigung der 
halbfeudalen, halbkolonialen Gesellschaft 
sowie zur sozialistischen Umgestaltung. 
Wichtiger Bestandteil des theoretischen 
Fundaments der KPCh ist die Lehre von den 
Widersprüchen, die den Unterschied zwi-
schen antagonistischen und nichtantago-
nistischen Widersprüchen sowie die sich 
daraus ergebenden verschiedenen Lösungs-
methoden herausarbeitet. Die als Deng-
Xiaoping-Theorie bezeichnete Strategie der 
KPCh ab Dezember 1978 ist die Politik der 
Reformen und der Öffnung nach außen. Sie 
geht vom Vorrang der wirtschaftlichen Ent-
wicklung zum Wohle des Volkes aus.
Marx und Engels konnten die Phase der 
Machteroberung durch das Proletariat und 
insbesondere den konkreten Weg zur Schaf-
fung sozialistischer gesellschaftlicher Ver-
hältnisse, überdies unter Bedingungen 
scharfer Klassenauseinandersetzungen 
zwischen neu entstandenen sozialistischen 
und alt-etablierten kapitalistischen Staa-
ten noch nicht konkret voraussehen. Das 
betrifft insbesondere die komplizierten 
Entwicklungen nach der Entstehung zweier 
Weltsysteme bis zur Niederlage des Sozia-
lismus in der UdSSR und den europäischen 
sozialistischen Staaten. Die KPCh ist heute 
dabei, Strategien für eine gesellschaftliche 
Entwicklung zu erarbeiten und umzusetzen, 
die den neuen Bedingungen entsprechen. 
Einer der grundlegenden Ausgangspunkte 
der Politik der KPCh ist die Erkenntnis von 
Marx und Engels, daß die Bourgeoisie erst 
dann ihre politische Herrschaft errich-
ten kann, wenn sich die kapitalistischen 

Produktionsverhältnisse im wesentlichen 
herausgebildet haben, während sozialisti-
sche erst nach der Errichtung der Macht 
der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten 
geschaffen werden können. Dabei ist zu 
beachten, daß eine sozialistische Staats-
macht noch nicht mit einer sozialistischen 
Gesellschaft gleichgesetzt werden kann. 
Die KPCh hat mit der 1978 eingeleiteten 
Politik ausdrücklich betont, daß sich China 
in der Anfangsphase des Sozialismus befin-
det. 
Zu den wichtigsten Elementen der Strategie 
der KPCh gehört das Festhalten an der füh-
renden Rolle der Kommunistischen Partei. 
Das in der VR China bestehende System der 
Zusammenarbeit mehrerer Parteien unter 
Führung der KPCh, das sich grundsätz-
lich vom bürgerlichen Mehrparteiensystem 
unterscheidet, stellt eine schöpferische Wei-
terentwicklung der marxistischen Auffas-
sungen zur führenden Rolle der Partei der 
Arbeiterklasse dar. Auch in der DDR ging 
man von ähnlichen Vorstellungen aus.
Einer der großen Vorzüge in der Politik der 
KPCh besteht darin, daß sie sich begange-
nen Fehlern stellt und Lehren aus ihnen 
zieht, ohne dabei in historischen Nihilis-
mus zu verfallen. Die Negierung der eigenen 
Geschichte ist selbstzerstörerisch, führt 
zur Blockierung des historischen Fort-
schritts und wirft die gesellschaftliche 
Entwicklung zurück. Das lehrt vor allem 
auch die Niederlage des Sozialismus in der 
UdSSR und den mit ihr verbundenen euro-
päischen Ländern. 
Die KP Chinas hat Wege gefunden, den 
Marxismus-Leninismus in der praktischen 
Politik des sozialistischen Staates unter 
Bedingungen der Existenz unterschiedli-
cher gesellschaftlicher Systeme in der Welt 
umzusetzen. Auch die von der VR China 
verfolgte Politik der friedlichen Koexi-
stenz sowie deren schöpferische Anwen-
dung und Weiterentwicklung gehören zu 
den bedeutenden Leistungen der KPCh. Das 
Geschehen der letzten zwei Jahrzehnte hat 
mehr denn je gezeigt, daß die Lösung inter-
nationaler und regionaler Konflikte oder 
komplizierter innenpolitischer Fragen in 
einzelnen Ländern durch Mittel des Krie-
ges ausgeschlossen werden muß. 
Der 90. Jahrestag der KP Chinas ist ein 
geeigneter Anlaß, die historischen Leistun-
gen dieser erfahrenen, reifen marxistischen 
Partei zu würdigen. Er sollte Kommunisten 
und andere fortschrittliche Kräfte überall 
auf der Welt dazu anregen, sich mit den rei-
chen Erfahrungen der KPCh eingehender 
vertraut zu machen. � Rolf Berthold

Unser Autor war von 1982 bis 1990 Bot-
schafter der DDR in der Volksrepublik 
China. 
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Wo sich selbst Putin bekreuzigt …
Über alte und neue Gründe der Gottesfurcht in Rußland

Die russisch-orthodoxe Kirche war 
stets bemüht, eine Staatskirche der 

Zaren und aller anderen Mächtigen zu 
sein. Diese Tendenz setzt sich auch 
heute fort. Selbst einstige Kommuni-
sten wie der frühere KGB-Stabsoffizier 
Putin bekreuzigen sich bei jeder Gele-
genheit. Uns geht es hier indes vor allem 
um Religiosität, die nach dem Zusam-
menbruch der Sowjetmacht einen unge-
wöhnlichen Aufschwung erfahren hat. 
Woher kommt diese neue Gottesfurcht, 
oder ist sie gar nicht so neu?
Nach der Oktoberrevolution kämpfte die 
junge Sowjetmacht vehement gegen die 
Kirche. Es war ein Kampf auf „Gegensei-
tigkeit“, denn diese wehrte sich mit allen 
Mitteln gegen die neue Ordnung. Es kam 
zum Abriß von Kirchen, zum Einschmel-
zen von Kirchengold für den Staatssäc-
kel, zur Verbannung von Popen ins ferne 
Sibirien. Die Vernichtung wertvoller 
Ikonen, die Verwandlung von Gotteshäu-
sern in Lagerhäuser hatte schon etwas 
Barbarisches an sich. Dennoch war es 
keine blinde Bilderstürmerei. Nach dem 
Ende des Bürgerkrieges wurde der rauhe 
Umgang mit der Kirche überdies von der 
1925 entstandenen „Militanten Vereini-
gung der Gottlosen“ flankiert. 
Die zusammengeschmolzene russische 
Geistlichkeit überzeugte sich mit den 
Jahren von der Aussichtslosigkeit des 
Kampfes gegen die Sowjetmacht. Sie 
fand sich mit der Trennung von Kirche 
und Staat ab. Diese Anpassung war ein 
Reflex auf gewisse restaurative Tenden-
zen nach Lenins Tod. Man denke nur 
an die plötzlich einsetzende gericht-
liche Ahndung von Abtreibungen oder 
die Wiedereinführung getrennter Schu-
len für Mädchen und Jungen, die Ver-
schärfung des Ehescheidungsrechts 
und die geradezu pfäffische Verket-
zerung Gleichgesinnter. Damals wur-
den Priesterseminare wieder eröffnet 
und geschlossene Kirchen für Gottes-
dienste zur Verfügung gestellt. Ihren 
Höhepunkt fand diese von der KPdSU-
Führung geförderte Renaissance dann 
im Juni 1941. Der Große Vaterländi-
sche Krieg wurde in Anlehnung an das 
Jahr 1812 offiziell zum „Heiligen Krieg“ 
erklärt, den ein berühmtes Lied besingt. 
Die Kirche schaltete auf Patriotismus 
um, segnete nicht nur Flugzeuge und 
Panzer, damit sie die „Fritzen“ besser 
treffen würden, sondern zeichnete auch 
reichlich bei Kriegsanleihen. 
Hinzu kam, daß die russisch-ortho-
doxe Kirche pompöse Messen auf das 
ewige Leben Stalins zelebrieren ließ, 
was von den Sowjetbehörden entspre-
chend honoriert wurde. Mit anderen 
Worten: Die Kirche war schon lange vor 
dem Zusammenbruch der UdSSR wie-
der „salonfähig“.

Bei der „Eingliederung“ Sibiriens und 
Mittelasiens hatte die russisch-or-
thodoxe Kirche dort eine Unzahl zu 
bekehrender „Heiden“ vorgefunden. Mis-
sionare und Seelsorger erwiesen sich als 
Vorreiter einer unbarmherzigen Kolo-
nialisierung, die zur Erweiterung des 
Zarenreiches bis an die Behringstraße 
führte. Die Kirche wurde zum Wegbe-
reiter der entfesselten Kosaken. Sie und 
die Macht gingen ein unerschütterli-
ches Bündnis ein, das in den 30er Jah-
ren vorsichtig wiederbelebt wurde und 
bis heute Bestand hat.
Vor einigen Jahren unternahm ich mit 
Freunden einen „russischen“ Busausflug 
von Moskau nach Susdal und Wladimir, 
den Klosterstädten am Goldenen Ring. 
Der emsige Reiseleiter stimmte die Teil-
nehmer auf Fürsten und Thronfolger, 
Heilige Messen, große Geistliche und 
Wundertäter ein. Die Tatsache, daß die-
ses Land drei Revolutionen und opfer-
reiche Kriege hinter sich gebracht hat, 
blieb unerwähnt. Dem Bus entstiegen 
dann fast durchweg blutjunge Leute, 
die angesichts der großen Kathedrale 
von Wladimir sofort das Kreuz schlugen. 
Die Frauen holten Kopftücher hervor, 
deren Tragen beim Betreten einer Heili-
gen Stätte für sie Pflicht ist. Im Innern 
herrschte Halbdunkel, ein wunderbarer 
Kirchenchor erklang, der goldüberladene 
Altar war in der Menge kaum noch zu 
erkennen. Die Touristen stimmten mit 
Hingabe in die frommen Gesänge ein. 
Was auf den ersten Blick wie ein Mythos 
erscheint, wird für den Atheisten zur 
nüchternen Bestandsaufnahme. Doch 
wie stets in solchen Fällen sind allwis-
sende „Deuter“ sofort zur Stelle: Die 

„unendlichen Weiten“, eine 1 000jährige 
Tradition, ja die strapazierte „russische 
Seele“ müssen herhalten. Die simple 
Frage, wie 70 Jahre Sowjetmacht so 
spurlos an ganzen Völkerscharen vor-
übergehen konnten, bleibt offen.
Da wäre die Unfaßbarkeit des opferrei-
chen Krieges – ein Trauma, das noch 
weiter anhalten wird. Hinzu kommt 
die „neue Welt“ der Rattenfänger, eine 
Inflation, die den Menschen das letzte 
Hemd genommen hat. Aber reicht das 
zur Erklärung aus?
Heute fragt sich, ob „wir“ die Fassungs-
losigkeit des Menschengeschlechts 
angesichts des Todes und die Unbe-
greifbarkeit der Naturgewalten mit 
ihren Erdbeben, Tsunamis, Tornados 
und Überschwemmungen, welche den 
Glauben an eine übernatürliche Kraft 
suggerierten und sich dann bei allen 
Völkern in sehr unterschiedlichen Kon-
fessionen niederschlugen, auch richtig 
vermittelt haben. Bei den Jungen wur-
den solche Zusammenhänge lediglich 
„im Unterricht behandelt“.

Vor vielen Jahren betreute ich im DEFA-
Studio für Spielfilme das FDJ-Lehrjahr, 
wobei das Gespräch auch auf Religio-
nen kam. Ich entschied mich kurzer-
hand, den Teilnehmern Gelegenheit 
zu geben, ihren Scharfsinn an „echten“ 
Gläubigen zu wetzen und vereinbarte 
mit der Jungen Gemeinde von nebenan 
eine Zusammenkunft. Mir ging es um 
ein freundliches, friedenspolitisches 
Gespräch, nicht aber um den Versuch, 
dem christlichen Nachwuchs die Nicht-
existenz seines Gottes zu beweisen. Die 
Zusammenkunft verlief recht konstruk-
tiv, hatte allerdings ein Nachspiel: Man 
zitierte mich in die SED-Stadtleitung 
und wollte wissen, was ich mir dabei 
gedacht hätte, FDJler und junge Chri-
sten zusammenzuführen. Ich konnte die 
Genossen wohl nicht von meiner guten 
Absicht überzeugen …
Unterdessen sehen wir manches klarer: 
Nicht nur in der UdSSR, sondern auch 
in der DDR wurde versäumt, den Men-
schen die „Anatomie“ der Religionen 
mit der nötigen Geduld zu erläutern. 
Ein Jugendweihe-Festband „Weltall, 
Erde, Mensch“ hat da wohl kaum aus-
gereicht. 
Die Unfaßbarkeit des Todes ist bis heute 
für jeden von uns geblieben, während 
die Unkenntnis in bezug auf Natur-
katastrophen zurückgegangen sein 
dürfte. Besonders bei gesellschaftli-
chen Schockzuständen wie Kriegen und 
Hungersnöten weiß die Religion „Rat“. 
Hinzu kommt in Rußland ein allum-
fassender Erdrutsch aus dem für alle 
abgesicherten sowjetischen Alltag in 
die Welt des sozialen Kahlschlags, der 
Arbeitslosigkeit, der raffenden Banken, 
der Armut und der prassenden Oligar-
chen, der hohen Mieten und des Korrup-
tionssumpfes im „neuen Apparat“. Das 
ist selbst für gestandene Naturen des 
Schlimmen zu viel. Labilere sehen die 
„Rettung“ nur noch in einem „höheren 
Wesen“. Der soziale Absturz hat Mil-
lionen aus der Bahn geschleudert und 
dürfte nicht wenig zur verblüffenden 
Renaissance der Religiosität beigetra-
gen haben. Auch auf die russischen Men-
schen hat sich – einer Giftwolke gleich 
– das Gefühl allgemeinen Unvermögens, 
den Dingen wieder einen vernünftigen 
Lauf geben zu können, gelegt. Die Erlö-
sung von dieser Ohnmacht könnte ein 
erster Schritt zur Befreiung von der All-
macht mystisch-religiöser Vorstellun-
gen sein. 
Offensichtlich blieb wahrhaft befrei-
tes Denken in Ansätzen stecken. Auch 
künftig werden uns die Gemüter der 
Menschen nicht als „Nebenprodukt“ 
sozialistischer Umgestaltung in den 
Schoß fallen.

Walter Ruge 
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No pasaran! – Sie werden nicht durchkommen!
Vor 75 Jahren überfielen Hitler, Mussolini  

und Franco die Spanische Republik

Bei den Wahlen im Februar 1936 in Spa-
nien errang die Volksfront – ein Bünd-

nis aus Sozialisten, Kommunisten und 
Politikern bürgerlich-republikanischer 
Parteien – 278 von 473 Parlamentsman-
daten. Bereits fünf Jahre zuvor hatten 
die Spanier ihre Monarchie abgewählt 
und die Republik ausgerufen. Dem inter-
nationalen Kapital war das Votum des 
Volkes ein Dorn im Auge. Am 17./18. Juli 
verbreitete der Sender Ceuta die Parole 
„Über ganz Spanien wolkenloser Himmel“. 
Es war das Signal für den gegen die Repu-
blik und die Volksfront gerichteten Putsch 
faschistischer Generäle. 
Am 18. Juli gab das ZK der KP Spaniens 
die Losung aus: „No pasaran!“ Die Arbei-
ter und viele andere Verteidiger der Repu-
blik griffen zu den Waffen und bildeten 
Milizen. Es begann ein fast dreijähri-
ger blutiger Bürgerkrieg zwischen den 
organisiert kämpfenden und durch Anti-
faschisten vieler Länder unterstützten 
werktätigen Massen und den Franco-Hor-
den. Hinter denen aber standen die deut-
schen und italienischen Faschisten. 
Erst am 28. März 1939 gelang es Francos 
Söldnern, in Madrid einzumarschieren 
und eine faschistische Diktatur über ganz 
Spanien zu errichten. Die Periode bru-
talster Unterdrückung jeglicher Opposi-
tion dauerte bis in die zweite Hälfte der 
70er Jahre.
Gleich zu Beginn der bewaffneten Aus-
einandersetzungen erfolgte eine massive 
militärische Intervention Hitler-Deutsch-
lands. Die Franco-Truppen – Marokka-
ner und Fremdenlegionäre – wurden mit 
Flugzeugen der Nazi-Luftwaffe in Spa-
nien abgesetzt. Während des Krieges 
warf diese insgesamt 21 Millionen Ton-
nen Bomben über dem Territorium der 
Republik ab. 5000 Angehörige der „Legion 
Condor“ befanden sich ständig auf spa-
nischem Boden. Ihr abscheulichstes Ver-
brechen erfolgte am 26. April 1937: Die 
totale Zerstörung der baskischen Stadt 
Guernica – das erste Flächenbombarde-
ment ziviler Ziele.
Auch Mussolini griff auf seiten der Put-
schisten in die Kämpfe ein. Etwa 50 000 
italienische Faschisten nahmen an der 
Aggression gegen Spanien teil. 
Die UdSSR, die anfangs strikte Zurück-
haltung geübt hatte, änderte angesichts 
dieser offenen Intervention im Oktober 
1936 ihre Haltung, um einer weiteren Aus-
breitung des Faschismus entgegenzuwir-
ken. Bis zum März 1938 lieferte sie der 
Spanischen Republik Militärtechnik und 
dringend benötigte Güter. Sie stellte auch 
militärische und technische Berater.
Die heuchlerische „Nichteinmischungspo-
litik“ Großbritanniens und Frankreichs 
spielte den Faschisten direkt in die Hände. 

Um keine Waffen nach Spanien durchzu-
lassen, blockierten britische, französische, 
deutsche und italienische Kriegsschiffe 
gemeinsam die Küsten. Bezeichnend ist, 
daß Großbritannien, Frankreich und die 
USA das Franco-Regime schon Monate 
vor der Kapitulation der Volksfrontre-
gierung diplomatisch anerkannten. 
Militärhilfe erhielt Volksfront-Spanien 
durch mehr als 60 000 Antifaschisten 
aus 53 Ländern, die sich in die Inter-
nationalen Brigaden und die spanische 
Volksarmee einreihten. Bei allen Unter-
schieden in sozialer, weltanschaulicher 
und politischer Hinsicht einte sie der 
feste Wille, den angreifenden interna-
tionalen Faschismus zurückzuschlagen. 
Sie kamen freiwillig und ohne finanzi-
elle oder logistische Unterstützung nach 
Spanien. Ihre Feuerprobe bestanden die 
Interbrigadisten im November/Dezember 
1936 bei der Verteidigung von Madrid, 
wo sie die Hauptlast des Kampfes tru-
gen. Ab 1937 waren sie an allen Fronten 
zu finden.
Im Sommer 1938 verlangte die „Nicht-
einmischungskommission“ einmal mehr 
den Stopp von Waffenlieferungen und 
den Rückzug aller fremden Hilfstrup-
pen von spanischem Boden. In der Hoff-
nung, daß somit auch die ausländischen 
Unterstützer Francos abgezogen würden, 
verfügte die Regierung der Republik am  
29. September 1938 das Ausscheiden aller 
Interbrigadisten aus der Armee. Frank-
reich und Großbritannien, die gerade 
erst die Tschechoslowakei an Hitler ver-
raten hatten, erhoben indes keine Ein-
wände gegen den weiteren Verbleib der 
faschistischen Interventionstruppen in 
Spanien. 
Mit einer Parade in Barcelona wurden 
die Interbrigadisten verabschiedet. Die 
führende Kommunistin Dolores Ibarruri 
(La Pasionária) richtete unter Tränen 
Abschiedsworte an die überlebenden 
Kämpfer, hatten doch mehr als 20 000 
ausländische Verteidiger der Republik 
ihr Leben gelassen. 
Den Interbrigadisten rief Dolores Ibar-
ruri zu, Gründe der Staatsräson hätten 
dazu geführt, sie wegschicken zu müs-
sen. Doch sie seien bereits eine Legende 
und hätten Geschichte gemacht. 
Jene, welche auf Grund des Bestehens 
faschistischer Diktaturen in ihren Hei-
matländern nicht mehr zurückkonnten, 
beteiligten sich dann noch an der Ver-
teidigung Barcelonas oder deckten den 
Abzug ihrer Kameraden. In Frankreich 
wurden diese in Internierungslager 
gesteckt und später vom Vichy-Regime 
an die Gestapo ausgeliefert. Im KZ Maut-
hausen brachte die SS Hunderte „Rot-
spanier“ um.

Die materiell-technische Überlegenheit 
der Putschisten – bei Panzern und Flug-
zeugen betrug das Verhältnis 10 : 1 –, die 
offene militärische Intervention der 
faschistischen Mächte und die kapitu-
lantenhafte Politik westlicher Staaten 
gegenüber dem Faschismus, geboren 
aus Haß auf und Furcht vor dem Kom-
munismus, waren wesentliche Ursa-
chen der Niederlage der spanischen 
Volksfront.
Eine bedeutende Rolle spielten auch die 
defätistische Haltung und der Verrat 
gewisser Führer des republikanischen 
Lagers sowie die ernsten Meinungsver-
schiedenheiten zwischen Kommunisten, 
Sozialisten, Anarchisten, Trotzkisten  
u. a. zu Fragen der Strategie und Taktik. 
Dieser Konflikt spitzte sich im Mai 1937 
dramatisch zu, als anarchistische und 
trotzkistische Kräfte einen bewaffneten 
Aufstand gegen die Volksfrontregierung 
anzuzetteln versuchten, um zu diesem 
Zeitpunkt völlig irreale Vorstellungen 
durchzusetzen. Ihre der Lage nicht ent-
sprechende Agitation für einen sofortigen 
Übergang zur proletarischen Revolution 
trug zur Spaltung der republikanischen 
Reihen und zur Untergrabung ihrer Ver-
teidigungskraft bei. 
Die Geschehnisse vor 75 Jahren in Spa-
nien sind zwar Vergangenheit, besitzen 
aber zugleich einen höchst aktuellen 
Bezug. Ein Hauptanliegen des Kampfes 
der Volksfront bestand darin, Menschen 
unterschiedlicher Weltanschauungen 
und politischer Orientierungen im Anti-
faschismus zusammenzuführen. Die 
Geschichte der Niederlage der demokra-
tischen Kräfte im Spanienkrieg lehrt uns, 
daß es im Kampf gegen den Neofaschis-
mus breiter sozialer und demokratischer 
Bündnisse bedarf. 
Erinnert sei in diesem Zusammenhang 
an Lenins Feststellung: „Einen mächtige-
ren Gegner kann man nur unter Anspan-
nung aller Kräfte und nur dann besiegen, 
wenn man unbedingt aufs sorgfältigste, 
sorgsamste, vorsichtigste, geschickteste 
sowohl jeden, auch den kleinsten Riß 
zwischen den Feinden, jeden Interes-
sengegensatz zwischen der Bourgeoisie 
der verschiedenen Länder, zwischen den 
verschiedenen Gruppen oder Schichten 
der Bourgeoisie der einzelnen Länder, 
als auch jede, selbst die kleinste Mög-
lichkeit ausnutzt, um einen Verbünde-
ten zu gewinnen, hinter dem Massen 
stehen, mag das auch ein zeitweiliger, 
schwankender, unsicherer, unzuverlässi-
ger, bedingter Verbündeter sein. Wer das 
nicht begriffen hat, der hat auch nicht 
einen Deut vom Marxismus und vom wis-
senschaftlichen Sozialismus überhaupt 
begriffen.“� Gerhard Scholz, Wolgast
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Sarkozys Militärs die Behauptung, Gbagbo 
ergebene Einheiten hätten französische 
Truppen attackiert.
„Die Vereinigten Staaten und Frankreich 
wollten von Beginn an eine Marionette auf 
den Präsidentenstuhl bringen“, zitierte die 
belgische Wochenzeitung „Solidaire“ den 
marxistischen Panafrikanisten Mohamed 
Hassan. Diese Interessen seien sehr umfas-
send. 
Die Elfenbeinküste gehörte zu klassischen 
Kolonialzeiten wie Senegal, Mauritanien, 

Niger, Burkina-Fasso, Benin und Guinea zu 
einem riesigen Territorium, das als Franzö-
sisch-Westafrika bezeichnet wurde. Auch 
nach der 1960 formell errungenen Unab-
hängigkeit blieb Frankreich politisch wie 
ökonomisch präsent. Zwischen 55 und 60 % 
aller ausländischen Investitionen in Côte 
d’Ivoire wurden von seinen Superkonzernen 
Total, France-Telecom, Bouygues, Electri-
cité de France u. a. getätigt. Entscheidende 
Wirtschaftssektoren – Öl, Kommunikations-
wesen und Wasser – werden durch 1200 Fir-
men kontrolliert, deren Kapital ganz oder 
überwiegend aus Frankreich stammt. Seit 
der staatlichen Selbständigkeit besteht im 
Zentrum Abidjans eine französische Mili-
tärbasis. 
Auch Gbagbo war als Präsident um opti-
male Beziehungen zur politischen und wirt-
schaftlichen „Elite“ der in seinem Lande 
angesiedelten Franzosen interessiert. Allein 
die Tatsache, daß er sich Paris nicht bedin-
gungslos unterwarf und dessen Anspruch 
auf die alleinige Kontrolle der Wirtschaft 
seines Landes zurückwies, brachte die 
französische Kolonialbourgeoisie gegen 
ihn auf.
Seit den 80er Jahren hat die Elfenbeinküste 
als größter Exporteur von Kakao schwere 
finanzielle Rückschläge hinnehmen müs-
sen. Zwischen 1984 und 1993 fiel der Welt-
marktpreis für Kakaobohnen um 80 % und 
1998/99 noch einmal um weitere 30 %. Die 
Folge war ein drastischer Rückgang des 

Beim jüngsten Putsch an der Côte d’Ivoire, 
dem westafrikanischen Staat Elfenbein-

küste, der früher eine französische Kolo-
nie war, hatte Paris mehr als eine Hand 
im Spiel. Frankreich führte – flankiert von 
den USA und anderen imperialistischen 
Mächten – sogar Regie. Während der Welt 
im Fernseh-Psychokino ein spannender 
Krimi vorgesetzt wurde, flossen in dem seit 
2002 de facto geteilten Land buchstäblich 
Ströme von Blut. Ausgangspunkt des Gan-
zen waren die Präsidentschaftswahlen vom 
28. November 2010. Dabei entfielen 
46 % der Stimmen auf den Amtsin-
haber Laurent Gbagbo, der sich 
sofort zum Sieger erklärte, wäh-
rend sein Herausforderer Alassane 
Ouattara das gleiche tat. Doch 
Ouattara, der früher in leitender 
Position beim Internationalen 
Währungsfonds (IWF) gearbei-
tet hatte, galt als Wunschkandi-
dat des Westens. Seine Gönner 
sorgten dann dafür, daß Ouat-
tara von der UNO zum Wahlsie-
ger erklärt wurde. Während der 
vermeintliche Verlierer Gbagbo 
nun als Unperson galt, sorgten die 
Medien der Bourgeoisie weltweit 
und auch hierzulande für sprach-
liche Gleichschaltung, indem sie  
Ouattara zum „international anerkannten 
Präsidenten“ erklärten – eine Formel, die 
selbst das ND übernahm. Monatelang fand 
in Côte d’Ivoire ein blutiger Bürgerkrieg 
statt. Beide Seiten boten starke bewaffnete 
Kräfte auf. Doch das Schicksal Gbagbos war 
besiegelt, weil sich dieser mit den gesell-
schaftlichen Oberschichten verbundene 
Politiker für ein Abgehen von der Allein-
orientierung auf Frankreich und für eine 
Diversifizierung der Wirtschaftsbeziehun-
gen seines Landes eingesetzt hatte. So war 
Ouattaras Sieg bereits beschlossene Sache, 
bevor auch nur die erste Stimme hatte abge-
geben werden können. 
Nur eine Woche nach Ausbruch der Unru-
hen, die der Verkündung des offiziellen 
Wahlergebnisses folgten, richtete Frank-
reichs Präsident Sarkozy ein Ultimatum 
an Gbagbo: Falls dieser seine Niederlage 
nicht innerhalb von 48 Stunden eingestehe, 
würden seitens der EU (!) einschneidende 
Sanktionen verhängt. Das war nackte impe-
rialistische Erpressung!
Ende März begann Paris den Krieg gegen 
die Bevölkerung von Côte d’Ivoire. Vier Tage 
lang bombardierte die französische Luft-
waffe Ziele in der Fünf-Millionen-Stadt 
Abidjan, um Ouattara den Weg freizuschie-
ßen. Dabei wurden der Präsidentenpalast, 
Gbagbos offizieller Wohnsitz, das Gebäude 
des Fernsehens, mehrere Kasernen sowie 
ein Supermarkt im Zentrum der Haupt-
stadt angegriffen. Als Vorwand bemühten 

Brutto-Nationalprodukts im Zeitraum zwi-
schen 1980 und 2009. Er lag bei 44 %. Das 
wiederum hatte verheerende Folgen für die 
ivorische Bevölkerung. Innerhalb von fünf 
Jahren stieg z. B. die ohnehin sehr hohe Kin-
dersterblichkeit von 155 auf 176 bei 1000 
Lebendgeborenen. 
Um die Profite der großen Unternehmen 
trotz gravierender Einbrüche sichern und 
die verelendete Bevölkerung in Schach hal-
ten zu können, bedienten sich die Macht-
haber seit den 90er Jahren der Taktik des 

„Teile und herrsche!“, indem sie 
die Mechanismen der ethnischen 
und religiösen Spaltung zwischen 
Nord und Süd, Muslimen und Chri-
sten bedienten und nutzten. Auch 
Gbagbo und Ouattara spielten auf 
dieser Tastatur. 
Nur ein Prozeß wirklicher natio-
naler Aussöhnung unter den Ivo-
rensern hätte dieser gefährlichen 
Entwicklung einen Riegel vorschie-
ben können. Daran aber war vor 
allem Frankreich in keiner Weise 
interessiert. Im Gegenteil: Paris 
nutzte die sich verschärfenden 
Spannungen aus, um seine stän-
dige Militärpräsenz im Lande 
zu „rechtfertigen“. Vor die Frage 
gestellt, sich zwischen Gbagbo 

und Ouattara zu entscheiden, setzten Paris 
und Washington von Beginn an auf ihren 
Strohmann, den Führer der „Nordkräfte“. 
Am Ende sorgten Sarkozys Militärs dafür, 
daß der „international anerkannte Präsi-
dent“ ans Ruder gebracht wurde. Ouattara 
war übrigens schon zu Zeiten des die Elfen-
beinküste jahrzehntelang im Auftrag des 
französischen Kapitals verwaltenden Prä-
sidenten d’Houphouet-Boigny in Abidjan 
Regierungschef gewesen. 
Selbst die Festnahme Gbagbos erfolgte 
unter unmittelbarer Beteiligung franzö-
sischer Offiziere. Ohne deren Schützenhilfe 
wäre der erfahrene IWF-Würger Ouattara 
wohl kaum zum Staatschef von Côte d’Ivoire 
aufgestiegen.

RF, gestützt auf „Solidaire“, Brüssel

Pariser Putsch an der Côte d’Ivoire 
Wie Frankreichs Kolonialtruppen in Abidjan  

die Staatschefs austauschten

Herzliche Glückwünsche gehen an 
Genossen 

Horst Gröger
Vorstandsmitglied der RF-Regional-
gruppe Bautzen, der am 19. Juli seinen 
70. Geburtstag begeht. Er hat durch 
mehrere sehr interessante und reiches 
Wissen verratende Beiträge zur The-
menvielfalt im RF beigetragen.
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Das Stützpunktsystem des Pentagons
Army, Navy und Air Force umspannen den Erdball mit ihren Basen 

Das Pentagon hat den fünften Erdteil 
und die größte Insel der Welt dazu 

auserkoren, einen wichtigen Part im begin-
nenden Kalten Krieg um den Weltraum zu 
übernehmen. Mit astronomischen Sum-
men wird die streng geheime 
Harold-Holt-Marinebasis im 
westaustralischen Exmouth 
Gulf für eine Schlüssel-
rolle in der internationalen 
Schlacht um die Überlegen-
heit im All ausgebaut. Ohne 
Zweifel soll dabei vor allem 
der chinesische Konkurrent 
in diesem Wettlauf aus dem 
Rennen geschlagen werden. 
Auf dem Höhepunkt des 
„konventionellen“ Kalten 
Krieges – die Sowjetunion 
und die anderen Staaten 
des Warschauer Vertrages 
waren damals voll in Rech-
nung zu stellen –, konzen-
trierten die Vereinigten 
Staaten ihre Militärbasen 
vor allem im europäischen 
Raum, um den Systemgeg-
ner einzukreisen. Aber auch 
nach dem Zusammenbruch 
der UdSSR wurde die Zahl 
der hier angesiedelten Stütz-
punkte in keiner Weise ver-
ringert. Das Gegenteil trat 
ein: Washingtons Kriegsma-
schine errichtete jetzt sogar 
innerhalb des einstigen „Ostblocks“, des-
sen Staaten inzwischen überwiegend der 
NATO einverleibt worden waren, zusätz-
liche militärische Objekte.
Nach den Ereignissen vom 11. September 
2001, die der Bush-Administration anstelle 
des abhanden gekommenen „bolschewisti-
schen Erzfeindes“, zu dessen imaginärem 
Nachfolger in Gestalt des „internationalen 
Terrorismus‘“ verholfen hatten, entstan-
den sofort weitere Basen in vielen Teilen 
der Welt. Heute wird von einer Zahl zwi-
schen 700 und 900 ausgegangen, wobei 
einige davon gigantisch und andere kaum 
wahrnehmbar, aber technisch nicht min-
der hoch bestückt sind.
Das derzeit größte Auslandsobjekt der 
US-Streitkräfte ist Camp Bondsteel in der 
durch die NATO und albanische Separati-
sten Serbien entrissenen Provinz Kosovo. 
Diese Basis befindet sich an der Grenze 
zu Mazedonien und dient vor allem der 
strategischen Absicherung wichtiger Öl-
Pipelines und Energiekorridore aus dem 
kaspischen Raum.
Erheblich ausgebaut werden derzeit gegen 
die KDVR und China gerichtete US-Mili-
tärobjekte in Südkorea. Wertvolle Acker-
flächen und ganze Fischerdörfer in der 
Region Grangju wurden von der rechtsge-
richteten und US-hörigen Seouler Regie-
rung dafür zur Verfügung gestellt – trotz 

schriftlicher Proteste von 94 % der dort 
ansässigen Bevölkerung. Die auf der Basis 
stationierte Aegis-Zerstörer-Flotte der  
U.S. Navy soll die Seeroute durch das Gelbe 
Meer „im Auge behalten“, über die China 

derzeit 80 % seiner Öl-Importe realisiert.
Eine Schlüsselrolle im Stützpunktnetz des 
Pentagons fällt Japan zu – besonders der 
Insel Okinawa, wo die meisten der in Nip-
pon befindlichen US-Truppen konzentriert 
sind. Obwohl diese Präfektur nur 0,6 % des 
japanischen Territoriums ausmacht, hat 
das Pentagon dort 75 % der „Freunde und 
Verbündeten“ Tokios installiert. Der jetzige 
Gouverneur Okinawas gewann übrigens 
seine Wahl durch das Versprechen, kein 
weiteres Objekt der U.S. Marines zuzu-
lassen, während der vorletzte japanische 
Ministerpräsident über sein Unvermögen 
zu Fall kam, die Schließung der Basen auf 
Okinawa durchzusetzen. Japans derzeiti-
ger Regierungschef hat sich offenbar für 
eine Stillhaltetaktik entschieden.
Übrigens genießt das in diesem Land sta-
tionierte Personal der US-Streitkräfte 
einen Sonderstatus: Es unterliegt bei 
Begehung krimineller Delikte nicht der 
Justizhoheit des fernöstlichen Inselstaa-
tes, dessen Autoritäten ohne ausdrückli-
che Einzelfall-Genehmigung Washingtons 
keinen Zugang zu den Basen haben. Wie 
verlautet, muß Nippon den Löwenanteil 
der jährlichen Stützpunktkosten, die etli-
che Milliarden Dollar ausmachen, aus sei-
nem Budget begleichen.
Erwägungen, einen Teil der Basen von 
Japan auf die den USA einverleibte 

Pazifikinsel Guam zu verlegen, konnten 
bislang nicht umgesetzt werden, da sich 
die dort einheimischen Chamarros gegen 
bereits vor Jahrzehnten eingerichtete US-
Militärobjekte heftig zur Wehr setzten.

Doch nicht nur China und die 
KDVR sind von imperialisti-
schen Basen umzingelt. Eine 
ähnliche Situation besteht 
auch im Nahen Osten und in 
Zentralasien, wobei sich vor 
allem Teheran im Visier des 
Weltgendarmen befindet.
Von höchster strategischer 
Bedeutung für die U. S. Navy 
ist Bahrain, das den „Heimat-
hafen“ der 5. US-Flotte beher-
bergt. 
In Lateinamerika, wo in jüng-
ster Zeit zusätzliche Stütz-
punkte auf den Territorien von 
Kolumbien und Panama ein-
gerichtet worden sind, sieht 
sich die US-Administration mit 
besonders energischem Wider-
stand konfrontiert.
In Afghanistan ist die Situa-
tion infolge des seit neun 
Jahren andauernden Aggres-
sionskrieges und der fakti-
schen Besetzung des ganzen 
Landes unvergleichlich kom-
plexer. Kaum anders verhält 
es sich in Irak. 
Um zum Ausgangspunkt zu-

rückzukehren: In Australien hat der 
Kampf gegen die US-Besatzer schon seit 
den frühen 70er Jahren tief verwurzelte 
Traditionen. 1972 rechnete man dort mit 
nicht weniger als 39 ausländischen Mili-
tärbasen, von denen 35 direkt durch die 
Vereinigten Staaten betrieben wurden, 
während sich die übrigen „unter gemein-
samer Kontrolle“ befanden. Der zum Bri-
tischen Commonwealth zählende Staat 
besaß als wichtigste Nachschub- und Ver-
sorgungsbasis der Yankees in deren Ver-
nichtungskrieg gegen das vietnamesische 
Volk für die Aggressoren einen besonders 
hohen Stellenwert. 

RF, gestützt auf The Guardian, Sydney

Dieses Foto wurde 1973 auf dem Luftwaffenstützpunkt Yokota un-
weit von Tokio aufgenommen. Dort hoben die achtstrahligen B 52 
der U.S. Air Force mit ihrer für Vietnam bestimmten tödlichen Fracht 
ab. Damals „besichtigte“ ND-Sonderkorrespondent Klaus Steiniger 
in Begleitung japanischer Kommunisten die streng abgeschirmte 
Basis, an deren Zaun zweisprachig vor jeder Annäherung gewarnt 
wurde.

Am 9. Juli um 10 Uhr findet eine Ver-
anstaltung der RF-Regionalgruppe 
Saalfeld-Rudolstadt in Pößneck, Anlage 
für Betreutes Wohnen der Volkssolidarität, 
Jahnstraße 21–23, statt. Redner ist Jochen 
Traut vom Bundessprecherrat der KPF in 
der Partei Die Linke. Sein Thema lautet

Von Erfurt bis Erfurt – die 
Geschichte von Programmen der 
deutschen Arbeiterbewegung
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Eine tapfere Zeitung verschafft sich Gehör: 
Kolumbiens KP-Organ „Voz“

Hier soll über ein Blatt berichtet wer-
den, welches von der Geschichte 

der Kommunistischen Partei Kolum-
biens (PCC) nicht zu trennen ist. Zwei 
Monate nach dem Sturz der blutigen 
Militärdiktatur von Rojas Pinilla am 
20. Juli 1957 kam die Zeitung – zunächst 
unter dem Namen „Voz de la Democra-
cia“ (Stimme der Demokratie) – erstmals 
heraus, besaß aber bereits eine Reihe 
von Vorgängern. Sie folgte von Beginn 
an der Leninschen Erkenntnis, daß eine 
revolutionäre Partei unbedingt über 
ein Periodikum verfügen müsse, das 
als ihr kollektiver Agitator, Propagan-
dist und Organisator die Massen auf 
den politischen Kampf zum Sturz der 
Herrschaft ihrer Klassenfeinde vorzu-
bereiten imstande sei. 
Zeit ihrer Existenz war die Stimme der 
kolumbianischen Kommunisten ein 
vorrangiges Angriffsziel regierender 
Staatsterroristen. 1963 wurde der „Voz 
de la Democracia“ durch rechtskonser-
vative Kräfte, die in Bogotá an der Macht 
waren, die Lizenz entzogen. Diese Aktion 
korrespondierte mit dem berüchtigten 
„Lasso-Plan“ der kolumbianischen Olig-
archien und des USA-Imperialismus zur 
Auslöschung des kommunistischen Ein-
flusses in den ländlichen Regionen. Die 
Linkskräfte beantworteten die reaktio-
näre Offensive mit der Schaffung der 
bis heute bestehenden, inzwischen aber 
von der KP unabhängigen Revolutio-
nären Streitkräfte Kolumbiens (FARC), 
die den Widerstand gegen die Latifun-
distas sowie deren Armee- und Poli-
zeieinheiten aufnahmen. Ab Oktober 
1963 erschien das kommunistische Blatt 

unter dem Namen „Voz Proletaria“. Es 
sah sich sehr bald einer scharfen Pres-
sezensur gegenüber. Buchstäblich jede 
Zeile einer neuen Ausgabe wurde vor der 
Veröffentlichung kontrolliert. In den 
70er und 80er Jahren machte die Zeitung, 
in deren Spalten die permanenten Men-
schenrechtsverletzungen des Ayala-Re-
gimes angeprangert wurden, besonders 
schwere Zeiten durch. Wiederholt waren 
ihre Redakteure Opfer von Anschlägen 
des militärischen Geheimdienstes.
Ab 1983 nannte sich das PCC-Organ 
dann nur noch „Voz“, was seinem ein-
deutigen Klassenprofil aber keinen 
Abbruch tat. Besonderes Anliegen war 
es nun, für die Einheit der Linken und 
den Zusammenschluß aller demokra-
tischen Sektoren der Gesellschaft ein-
zutreten. Es bemühte sich auch um die 
Geschlossenheit der Guerilla-Bewegung 
und deren enges Bündnis mit den zivi-
len Volkskräften. 
In den 90er Jahren holte Kolumbiens 
regierende Rechte, von der die „Voz“ 
schon immer mit wütendem Haß ver-
folgt worden war, zum großen Schlag 
aus, um die mutige Stimme des Proleta-
riats endgültig zum Schweigen zu brin-
gen. 1994 wurde Manuel Cepeda Vargas, 
der damalige Direktor der Zeitung und 
Führer der PCC, im Zuge der Operation 
„Gnadenputsch“ heimtückisch ermor-
det. Etliche Autoren und Mitarbeiter 
der „Voz“ wurden bedroht und verhaftet, 
obwohl sich die Zeitung inzwischen die 
Legalität erkämpft hatte. Besonders auf 
dem Lande unternahm die Reaktion wie-
derholt Überfälle auf deren Filialen, um 
die Verbreitung der „Voz“ zu verhindern. 

Am 22. Dezember 1996 wurden ihr sei-
nerzeitiger Direktor Carlos Lozano Guil-
lén, Stellvertretender Generalsekretär 
der PCC, und andere Redakteure mit 
dem Tode bedroht. Doch die „Voz“ hat 
auch die finsteren Jahre unter dem US-
hörigen und staatsterroristischen Prä-
sidenten Álvaro Uribe überdauert. 2006 
erschien sie zweimal im Monat mit einer 
Auflage von jeweils 30 000 Exemplaren 
und landesweiter Verbreitung. Sie galt 
am Ende der Ära Uribes als das einzige 
in Kolumbien regelmäßig herauskom-
mende alternative Medium. 
Unter dem 2010 gewählten neuen Prä-
sidenten Juan Manuel Santos, der Uri-
bes scharf rechts ausgerichteter Partei 
angehört und wie dieser die Interes-
sen der einheimischen Oligarchie und 
des Imperialismus vertritt, hat sich 
die innenpolitische Situation Kolum-
biens trotz einer gewissen „Kosme-
tik“ nicht verändert. Das als „Plan 
Colombia“ bezeichnete angebliche 
„Drogenbekämpfungsprogramm“ des  
U.S. Bureau of International Narcotics 
and Law Enforcement Affairs (INL) 
zielt in Wahrheit auf die physische 
Vernichtung der zwar geschwächten, 
ihren Widerstand aber fortsetzenden 
FARC ab.
Erst unlängst inspizierte Wiliam R. 
Brownfield, der Verantwortliche für 
das INL, mehrere Länder der Region, 
darunter auch Kolumbien, um an Ort 
und Stelle Weisungen für die künftig 
noch intensivere „Drogenbekämpfung“ –  
mit anderen Worten: den Export der 
Konterrevolution – zu erteilen. 

RF, gestützt auf „Voz“

Freiheit für Radko Mladic!

Diese Forderung wird in Serbien viel-
hunderttausendfach erhoben, seitdem 
die in Belgrad regierenden proimpe-
rialistischen Kräfte den ehemaligen 
Chef der bosnisch-serbischen Armee 
festgenommen und an das sogenannte 
Kriegsverbrechertribunal in Den Haag 
abgeliefert haben. 
Im Unterschied zu Slobodan Milosevic, 
der in einer Nacht-und-Nebel-Operation 
illegal nach Holland verschleppt wurde 
und dort während seines Prozesses in der 
Haft verstarb, ist der schwerkranke Mla-
dic „ordnungsgemäß“ an die Todfeinde der 
serbischen Unabhängigkeit überstellt wor-
den. Ihm wird das in Stäben der CIA und 

der NATO ersonnene „Blutbad 
von Srebrenica“ angelastet. 
Offenbar wurden dorthin zahl-
reiche bosnisch-moslemische 
Opfer des Bürgerkrieges auch 
aus anderen Regionen ver-
bracht, um Belgrad internatio-
nal zu diskreditieren. 

RF

Junge Belgrader verlangen  
die sofortige Haftentlassung  

des populären Generals
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Vergewaltigte DSK „nur“ eine Zimmerfrau?
Ein Pariser Kaviar-„Sozialist“ als Schänder des Sozialismus-Begriffs

Dominique Strauss-Kahn – inzwi-
schen allgemein DSK genannt – war 

Chef des Internationalen Währungs-
fonds (IWF), der unablässig die armen 
Völker der Dritten Welt 
vergewaltigt. Nun ist er 
offenbar in eine von ihm 
selbst aufgestellte Falle –  
se i ne  he m mu ngslose 
Triebhaftigkeit – gegan-
gen. Es war bekannt, daß 
der berüchtigte Schür-
zenjäger nicht nur hinter 
jedem Weiberrock her war, 
sondern in sexueller Hin-
sicht auch keine Zimper-
lichkeit kannte. 
Aus seiner jüngsten Affäre 
mit der Zimmerfrau eines 
New Yorker Luxushotels 
wurde ein handfester 
Skandal. Wer auch immer 
bei dieser für DSK pein-
lichen, für Sarkozy und 
die Wall-Street-Banken 
aber höchst genüßlichen 
Angelegenheit die Hand 
im Spiel gehabt haben 
mag – den nach Sensatio-
nen pikanter Art gierenden Medien der 
Bourgeoisie wurde ein Dauerbrenner 
erster Klasse frei Haus geliefert. 
Uns interessieren indes nicht die Bett-
affären dieses momentan in Ungnade 
gefallenen Schleppenträgers des Kapi-
tals, sondern allein deren politische 
Auswirkungen. 
Der „Sozialist“ DSK galt als Star-Kandi-
dat der Sozialistischen Partei (PS) für die 
2012 stattfindenden französischen Prä-
sidentschaftswahlen, wobei feststand, 
daß er der einzige denkbare Bewerber 
sein würde, der Merkels Freund Sar-
kozy mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit aus dem Sattel zu stoßen 
imstande gewesen wäre. 
Wer aber ist dieser Mann, den die 
„internationale Gemeinschaft“ mit der 
Abwicklung ihrer globalen Finanzge-
schäfte im Rahmen des IWF betraut 
hatte, wobei er den Spuren Horst Köh-
lers gefolgt war?
Die Pariser Zeitung „Le Soir“ brachte 
die hier abgebildete Karikatur ihres 
Zeichners Pierre Kroll, der die delikate 
Szene mit der von DSK begehrten Zim-
merfrau gewissermaßen „nachstellte“. 
Von einem New Yorker Polizisten ver-
nommen, bezichtigt die vom IWF-Chef 
Attackierte ihren Belästiger mit den 
Worten: „Er hat sogar geäußert, er wolle 
mich glauben machen, daß er Sozialist 
wäre.“
Obwohl DSK in Paris zu den Spitzenpo-
litikern der PS gerechnet wurde, hatte 
er mit dem Sozialismus weit weniger 
am Hut als ein Atheist mit dem lieben 

Gott. Dabei gab sich unser Frauenfreund 
der Karriere halber zeitweilig sogar als 
Halblinker aus. Nachdem er zunächst 
die Interessen eines gigantischen Versi-

cherungskonzerns bedient hatte, schloß 
sich DSK in den 80er Jahren der PS an. 
Deren seinerzeitiger Führer, sein Duz-
Freund Lionel Jospin, war damals schon 
im Anmarsch auf den Sessel des Pre-
miers. 1991 übernahm DSK erstmals 
ein Ministeramt. 
1994 schickte ihn der illustre „Kreis der 
Industrie“ – eine Gruppierung der Spit-
zen des Kapitals – als seinen Cheflobby-
isten zur EU nach Brüssel. 1997 wurde 
DSK Frankreichs Minister für Industrie 
und Finanzen. In dieser Zeit der „plura-
listischen Linken“ unter Jospin sorgte 
er für die größte Privatisierungswelle in 
der französischen Nachkriegsgeschichte. 
Unternehmen der öffentlichen Hand 
wie France-Telecom, Crédit Lyonnais, 
d’Arcelor, Thomson und Aerospatiale 
gingen ganz offiziell an „interessierte 
Käufer“. Für seine Verdienste an dieser 
Operation erhielt der „sozialistische“ 
Finanzminister 1999 die Goldmedaille 
des Börsenblattes „Les Echos“, das ihn 
als „größten Privatisierer der Nation“ 
bezeichnete. 
Nach einem Finanzeklat mußte DSK zwar 
seinen Rücktritt erklären, verschwand 
aber nicht von der Pariser politischen 
Bühne. 2005 wurde er Nationalsekre-
tär der PS, deren Kandidatin Martine 
Aubry bei den Präsidentschaftswah-
len 2007 an Sarkozy scheiterte, dem Le 
Pens Faschisten in der zweiten Runde 
ihre Stimmen gaben. 
Im gleichen Jahr wurde der „Sozia-
list“ DSK mit ausdrücklicher Zustim-
mung Sarkozys Direktor des IWF. Sein 

dortiges Jahresgehalt von 315 000 Euro 
kann der Multimillionär, der etliche 
Häuser und Luxusappartements besitzt, 
als bloßes Zubrot betrachten. 

In letzter Zeit war unser 
„Kaviar-Sozialist“ über-
wiegend mit dem Knüp-
fen der Würgeschlingen 
des IWF für Griechen-
land, Irland und Portugal 
beschäftigt. Diese sollten 
reißfest und so beschaf-
fen sein, daß den Gedros-
selten die Luft genommen 
würde, ohne sie vollends 
zu ersticken. 
Um den Bogen zu schlie-
ßen, sei angefügt, daß 
dieser „sozialist ische“ 
Held ein leidenschaftli-
cher Verfechter des US-
Überfalls auf Irak und 
ein Parteigänger jener 
w a r,  d ie  de m Pe nt a-
gon einen Angriff auch 
auf Iran empfahlen. Auf 
einer „Konferenz für die 
Sicherheit Israels“ hielt 
er im Januar 2010 – Seite 

an Seite mit dessen Premier Netanjahu 
– die Eröffnungsrede. 
Wegen der Affäre um die New Yorker 
Zimmerfrau vorerst aus dem Verkehr 
gezogen, muß DSK dennoch nicht alle 
Hoffnung fallen lassen. Der internatio-
nale Geldadel dürfte auf einen so erfah-
renen „Sozialisten“ wie ihn wohl kaum 
dauerhaft verzichten. So ist ein Come-
back nicht gänzlich ausgeschlossen.

RF, gestützt auf „Solidaire“, Brüssel 

Der RF übermittelt nach-
träglich solidarische Grüße 
und Glückwünsche an die 
Redaktion der in Sydney 
erscheinenden Wochen-
zeitung „The Guardian“ zur 
1500. Ausgabe des seit  
fast 40 Jahren unter ver-
schiedenen Namen und in 
unterschiedlichen Abständen 
publizierten Organs der 
Kommunisten Australiens.
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Brüssel sorgte für Rechts-Sieg in Madrid
Wie die EU den PSOE-Premier Zapatero politisch erdrosselt

Am 22. Mai wurde Spaniens regierende 
Sozialistische Arbeiterpartei (PSOE) – 

rechte Sozialdemokraten bezeichnen sich 
dort mit Täuschungsabsicht als Sozia-
listen – bei den Kommunal- und Regio-
nalwahlen für die durch Brüssel „mit 
vorgehaltenem Revolver“ erzwungene rabi-
ate Sozialdemontage abgestraft. Während 
die Partei von Ministerpräsident Zapa-
tero, der bereits vor dem Abstimmungs-
tag seinen Verzicht auf eine abermalige 
Kandidatur bei den 2012 fälligen Parla-
mentswahlen erklärt hatte, fast landesweit 
abserviert wurde, errang die rechtskon-
servative und zum Teil aus Franquisten 
bestehende Volkspartei (PP) diesmal 38 % 
der Stimmen. Für die PSOE votierten hin-
gegen nicht mehr als 28 % der Wähler. Sie 
büßte nicht nur ihre Führungspositionen 
in einer Reihe von Provinzen ein, sondern 
zog überdies auch in mehreren Großstäd-
ten, in denen sie bisher am Ruder gewesen 
war, den kürzeren. Besonders schmerzhaft 
war für die PSOE ihre Niederlage in Bar-
celona, das Zapateros Partei zusammen 
mit katalonischen Verbündeten lange Zeit 
verwaltet hatte.
Der Rechtssieg vollzog sich im Schatten 
von Ereignissen, die weltweit für Schlag-
zeilen und spektakuläre Medienberichte 
gesorgt hatten: Zehntausende von der 
schweren Wirtschaftskrise Betroffene 
hatten auf der dem Königspalast unmit-
telbar benachbarten Puerta del Sol – dem 
Hauptplatz Madrids – sowie in den Zentren 
anderer Städte Protestcamps eingerichtet, 
in denen sie unerschütterlich ausharrten. 
In Barcelona und anderswo von starken 
Polizeikräften brutal bedrängt und verjagt, 
waren sie nur wenig später an die Stätten 
ihrer Manifestationen zurückgekehrt. 
Die hier geschilderten Aktionen waren 
ein unmittelbarer Reflex auf den als 

„Sparkurs“ deklarierten Generalangriff 
der EU und ihrer Europäischen Zentral-
bank zur weiteren Absenkung des ohne-
hin eher bescheidenen Lebensstandards 
der Bevölkerung ärmerer Mitgliedsstaa-
ten des Brüsseler Paktes. Dieses Europa 
der Monopole steht unter deutsch-franzö-
sischer Führung. 
Für Spanien erweist sich die EU-Mitglied-
schaft als ein wahrer „Segen“: Die offizi-
elle Erwerbslosenrate liegt inzwischen 
bei 21 %. Nach Griechenland, Irland und 
Portugal wird jetzt auch dem iberischen 
Land von der EU ein weiteres Anziehen der 
Daumenschrauben „dringend empfohlen“. 
Im Falle Madrids heißt das die als „Pri-
vatisierung“ bezeichnete Verscherbelung 
des Nationaleigentums, eine fünfprozen-
tige Kürzung der Löhne und Gehälter aller 
im öffentlichen Dienst Tätigen, die Ver-
weigerung jeglichen Inflationsausgleichs 
für Pensionäre und äußerst empfindli-
che Einschnitte bei sämtlichen Ausga-
ben der Regionen, Städte und Gemeinden. 

Nur unter diesen Bedingungen werden 
aus Steuermitteln aufzubringende und 
allein das Bankkapital bereichernde EU-
„Hilfspakete“ zur Überbrückung der enor-
men Staatsverschuldung gewährt. 
Angesichts des verheerenden Wahldeba-
kels der PSOE hat die triumphalistische 

Rechtspartei PP ihren starken Auftrieb 
vom 22. Mai dazu genutzt, Premier Zapa-
tero zu drängen, in den Cortes die Ver-
trauensfrage zu stellen. So könnten 
gegebenenfalls vorgezogene Neuwahlen 
erzwungen werden. Bereits 2008 hatten 
die Sozialdemokraten nur noch mit sehr 
geringem Vorsprung in das Parlament ein-
ziehen können. 
Spaniens Vereinigte Linke (IU), die aus 
der traditionellen Kommunistischen Par-
tei (PCE) und kleineren linken Gruppen 
besteht, hat am diesjährigen Wahltag 
ihre Positionen festigen können. Der IU-
Anteil stieg von 5,48 % (2007) auf 6,33 %. 
Das Bündnis errang insgesamt 200 Sitze 
in den Munizipalräten und 12 Mandate 
in den Vertretungskörperschaften der 

Provinzen. Die PCE mußte allerdings eine 
herbe Enttäuschung hinnehmen: Andalu-
siens Metropole Córdoba fiel nach Jahr-
zehnten kommunistischer Verwaltung 
diesmal an die Rechten. 
Sehr positiv waren die Resultate in den 
baskischen Provinzen Bilbao, San Seba-
stian und Vitória, wo eine neugegrün-
dete linksnationalistische Partei namens 
BILDU, deren durch Zapatero angestrebte 
Nichtzulassung wegen angeblicher Nähe 
zur verbotenen baskischen Guerilla-Or-
ganisation ETA Madrid am Ende nicht 
durchzusetzen vermochte, hervorragend 
abschnitt. BILDU errang 18 von 83 Sitzen 
in den Munizipalräten und zog selbst im 
für die Linke schwierigen Pamplona mit 
drei Vertretern in das Lokalparlament 
ein. 
Die politische Szenerie Spaniens ist unter-
dessen mit der Lage in den noch härter 
drangsalierten südeuropäischen Staaten 
Griechenland und Portugal fast vergleich-
bar. Sie werden ebenfalls von der EU öko-
nomisch garottiert, um das Bild des noch 
unter Franco zu Hinrichtungszwecken 
benutzten mittelalterlichen Würgeeisens 
zu gebrauchen. 
In Madrid und Athen regieren vorerst 
noch Sozialdemokraten, denen Brüssel 
systematisch den Boden unter den Füßen 
wegzieht. Sie müssen sich dem Druck der 
EU, ihrer Zentralbank und des Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF) beugen und 
der Bevölkerung im Zuge aufgezwungener 
„Sparprogramme“ gerade jene „Wohltaten“ 
entziehen, die sie sich einst selbst aus-
gedacht hatten, um ihre Wähler bei der 
Stange zu halten. In Lissabon ist die Sozia-
listische Partei (PS) inzwischen durch eine 
akzentuiert rechte Formation, die sich seit 
1976 aparterweise Sozialdemokratische 
Partei (PSD) nennt, und deren Juniorpart-
ner CDS unlängst aus dem Regierungskahn 
gestoßen worden.
Die kommunistischen Parteien auf spa-
nischem Boden – außer der PCE gibt es 
noch die KP Kataloniens und die auf mar-
xistisch-leninistischen Positionen ste-
hende KP der Völker Spaniens – schneiden 
zwar bei Wahlen nicht schlecht ab, besit-
zen aber derzeit weder im Parlament noch 
auf der Straße den Einfluß und die per-
sonelle Stärke, um die Sozialdemokratie 
zum gemeinsamen Widerstand gegen die 
Großoffensive der EU bewegen zu können. 
Die PSOE, die sich vom Antikommunismus 
leiten läßt, neigt ohnehin nicht dazu, Alli-
anzen mit weiter links stehenden Kräften 
einzugehen. 
Unter den geschilderten Bedingungen muß 
damit gerechnet werden, daß der im kon-
tinentalen Maßstab spürbare Rechtsruck 
über kurz oder lang auch die letzten zwei 
sozialdemokratischen Regierungen Euro-
pas aus dem Sattel heben dürfte. 
RF, gestützt auf „People’s World“, New York

In Spanien hören die Proteste 
des von der EU ausgeplünderten 
Volkes nicht auf.
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Autor mit Diplomatenpaß: Eduard Claudius
Vor 100 Jahren wurde der „Pionier des zeitnahen Romans“ geboren

Eduard Claudius zählte neben Willi 
Bredel, Hans Marchwitza und ande-

ren zu jenen DDR-Schriftstellern, die 
bereits in jungen Jahren am politischen 
Kampf teilnahmen. Er ist überdies einer 
der wenigen DDR-Autoren neben Fried-
rich Wolf, die als Diplomaten für ihren 
Staat tätig waren.
Claudius wurde als Eduard Schmidt am 
29. Juli 1911 in Gelsenkirchen geboren. 
Er erlernte das Maurerhandwerk und 
begab sich in den Jahren der Weltwirt-
schaftskrise zwischen 1929 und 1932 
auf Wanderschaft durch westeuropä-
ische Länder, wobei er in Italien, Öster-
reich und Spanien Station machte. Hans 
Marchwitza konnte den Jungen aus dem 
Ruhrpott als Arbeiterkorrespondenten 
für die kommunistische Presse gewin-
nen. Nach illegaler Tätigkeit für die KPD, 
der er 1932 beigetreten war, mußte Clau-
dius 1934 in die Schweiz emigrieren. 
Zwei Jahre später legte er unter dem 
Pseudonym Edy Brendt seinen ersten 
Roman „Jugend im Umbruch“ in Basel 
vor. Der Autor selbst bezeichnete spä-
ter seinen zweiten Titel „Salz der Erde“ 
(1948) als den ersten. In diesem schil-
derte er, wie ein junger deutscher Prole-
tarier in den Klassenschlachten der 30er 
Jahre seinen Weg zu finden suchte.
Über zwanzig deutsche Schriftstel-
ler unterstützten das spanische Volk 
im Kampf gegen Franco und dessen 
faschistische Mitverschwörer. Unter 
diesen Literaten befanden sich Bodo 
Uhse, Willy Bredel, Ludwig Renn und 
Erich Weinert. Als Kriegskommissar 
nahm Eduard Claudius am Freiheits-
kampf teil, wobei er zweimal verwundet 
wurde. Hier begegnete er Egon Erwin 
Kisch, der Brendts 1938 in der Moskauer 
Zeitschrift „Das Wort“ veröffentlichte 
Erzählung „Das Opfer“ über den Tod 
eines jungen Spaniers gelesen hatte. 
Kischs Urteil lautete: „Da kann noch 
mehr drinstecken …, vielleicht noch 
ein Roman über uns! Wenn der Autor 
nicht schon gefallen ist!“ Dieser wagte 
nichts zu entgegnen und gestand Kisch 
erst später, daß er die Erzählung ver-
faßt habe. 

Der Prager „rasende 
Reporter“ sollte mit 
seiner Prognose recht 
beha lt en .  Wen ige 
Jahre danach – 1944 
– erschien Claudius’ 
großer Spanienroman 
„Grüne Oliven und 
nackte Berge“ (1957 
von Martin Hellberg 
unter dem Titel „Wo 
du hingehst …“ ver-
filmt). Er war eines 

der ersten großen Werke in deutscher 
Sprache zu diesem Thema. Stephan 

Hermlin wertete diesen Roman als „ein 
großes internationales und immens 
deutsches Buch“. Als er 1939 illegal 
in die Schweiz zurückkehrte, wurde 
Claudius verhaftet und in Arbeitsla-
gern interniert. Auf Grund der Fürspra-
che Hermann Hesses und anderer kam 
er schließlich frei und wurde nicht an 
Nazi-Deutschland ausgeliefert. In einem 
Gespräch fragte man Claudius 1974, wie 
er eigentlich an Hesse geraten sei. Er 
erwiderte, dieser habe sich immer für 
junge Autoren und deren Bücher einge-
setzt und vielen deutschen Emigran-
ten zu helfen versucht. 1945 kämpfte er 
dann in den Garibaldi-Partisanenbri-
gaden der IKP in Oberitalien.
Während der Nachkriegsjahre war Clau-
dius zunächst im Auftrag der Alliierten 
Mitarbeiter des bayerischen Mini-
steriums für Entnazifizierung. 1948 
übersiedelte er nach Potsdam. Mitte 
der 50er Jahre wurde er Sekretär des 
DDR-Schriftstellerverbandes, später 
Vizepräsident der Akademie der Künste 
der DDR. Nahezu über Nacht berief ihn 
die Regierung Otto Grotewohls in den 
diplomatischen Dienst. Er war zunächst 
Generalkonsul der DDR in Syrien und 
später Botschafter in der Demokrati-
schen Republik Vietnam. 
Seine Erkenntnisse und Erfahrungen aus 
den Kämpfen des 20. Jahrhunderts, aus 
denen er gestählt hervorging, faßte der 
Schriftsteller in seinen Werken zusam-
men. Indem Claudius die Menschen sei-
ner Zeit zu beschreiben wußte, wurde 
er zu einem Wegbereiter der neuen Lite-
ratur. Aus manchen kleineren Arbei-
ten gingen Bücher hervor. Ein Beispiel 
dafür war die 1950 erschienene Erzäh-
lung „Vom schweren Anfang“, auf der 
sein Erfolgsroman „Menschen an unse-
rer Seite“ (1951) beruhte. Hierzu hatte 
Claudius intensive Studien im Berliner 
VEB Elektrokohle Lichtenberg betrieben. 
Im Mittelpunkt des Geschehens stand 
der damals legendäre Ringofenmaurer 
Hans Garbe. Der Autor schilderte das 
erstarkende Selbstbewußtsein und die 
Individualität des Neuerers. Er diente 
ihm als Vorbild für die Gestalt seines 
Hans Aehre. Mit dem vieldiskutierten 
Buch stellte sich Claudius an die Spitze 
der DDR-Literatur jener Jahre. Seit der 
Rückwende wird es verschwiegen oder 
als „reiner Produktionsroman“ disqua-
lifiziert.
Aus der Fülle von Reportagen, die 
Claudius schrieb, seien hier genannt: 
„Seemannsgarn neu gesponnen“, „Win-
termärchen auf Rügen“ oder „Mit Netz 
und Winsch auf hoher See“. Herausge-
hoben seien von seinen Erzählungen: 
„Das Mädchen sanfte Wolke“, „Aus den 
nahen und fernen Städten“ und „Hoch-
zeit in den Alawitenbergen“. Verwiesen 

sei auch auf die Reiseberichte „Notizen 
nebenbei“ und „Paradies ohne Seligkeit“, 
das Reisebuch „Syrien“ und das Drama 
„Die Söhne Garibaldis“. Als DDR-Bot-
schafter in Vietnam sammelte Claudius 
Märchen und Legenden aus den Ländern 
Indochinas. Diese wußte er poetisch 
in dem Band „Als die Fische die Sterne 
schluckten“ (1976) nachzuerzählen. 
In seiner Autobiographie „Ruhelose 
Jahre“ (1968) gab Eduard Claudius Aus-
kunft über seine Abenteuerlust und wie 
er in den Klassenschlachten gefordert 
wurde. Den geplanten zweiten Band mit 
dem möglichen Titel „Die Reise hat nie 
ein Ende“ konnte er nicht mehr vollen-
den, da ihn am 13. Dezember 1976 der 
Tod ereilte.
„Als Mensch hat Eduard Schmidt-Clau-
dius das Notwendige, historisch Uner-
läßliche stets mit letztem Einsatz seiner 
Person getan, und so war er sich als 
Schriftsteller der strengen Verpflich-
tung zu Bekenntnis und Engagement 
von früh auf bewußt“, urteilte Wolf-
gang Hartwig. In seinen Werken gehen 
gelebtes und gestaltetes Leben bestän-
dig ineinander über. Er wußte überzeu-
gend das gesellschaftlich Entscheidende 
und das geschichtlich Neue künstlerisch 
so zu gestalten, daß er als „Pionier des 
zeitnahen Romans“ bezeichnet wurde. 
Seine einprägsamsten Bücher bilden 
einen wichtigen Bestandteil der frühen 
DDR-Literatur.� Dieter Fechner

Am 20. Juli um 15 Uhr spricht  
Dr. Carsten Penzlin, stellvertretender 
Kreisvorsitzender der Partei Die Linke 
und deren Direktkandidat zu den 
bevorstehenden Landtagswahlen in 
Mecklenburg-Vorpommern, als Gast 
der RF-Regionalgruppe Rostock im 
„Mehrgenerationenhaus“ Evershagen, 
Maxim-Gorki-Straße 52, über das 
Thema

Die Linke kämpft

Unsere Feinde sagen …
Unsere Feinde sagen: Der Kampf ist zu Ende.
Aber wir sagen: Er hat angefangen.
Unsere Feinde sagen: Die Wahrheit ist vernichtet.
Aber wir sagen: Wir wissen sie noch.
Unsere Feinde sagen: Auch wenn die Wahrheit 
	 noch gewußt wird, 
Kann sie nicht mehr verbreitet werden.
Aber wir verbreiten sie.

Bertolt Brecht
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Zum 90. von Lorenz Knorr
Er brandmarkte Adenauers Nazi-Generäle als Kriegsverbrecher

„Nach Rückschlägen vorwärts – im Streit 
für eine humane Welt“, hieß eine Veröffent-
lichung, die vor zwanzig Jahren zu Ehren 
des 70. Geburtstages von Lorenz Knorr 
herauskam. Sie könnte als Lebensmotto 
des Jubilars gelten, der am 18. Juli seinen  
90. Geburtstag begeht. Lorenz Knorr wurde 
schon frühzeitig zum antifaschistischen 
Kämpfer. Er beteiligte sich an Sabotageak-
ten zur Behinderung von Waffentransporten 
der hitlerfaschistischen Truppen. So geriet 
er wegen „Wehrkraftzersetzung“ in ein Straf-
bataillon. Nach dem 2. Weltkrieg reihte sich 
Lorenz Knorr in die Friedens- und Antifa-Be-
wegung ein. In den 50er Jahren war er in der 
Sozialistischen Jugend – Die Falken – aktiv. 
1960 wurde er Mitbegründer der Deutschen 
Friedensunion. Seit einem halben Jahrhun-
dert steht er mit an vorderster Stelle in der 
Friedensbewegung der BRD.
Aus seiner Feder stammen zahlreiche Publi-
kationen. Einige Titel seien hier stellvertre-
tend für alle anderen genannt: Geschichte 
der Friedensbewegung der Bundesrepu-
blik (2. Aufl. 1984), Dritter Griff nach der 

Weltmacht? (1995), Rechtsextremismus in 
der Bundeswehr. Deutsches Militär von Mas-
senmördern geprägt? (1998), Gegen Hitler 
und Henlein (2008), Generäle vor Gericht. 
Oder: Darf man Nazi-Militärs als Massen-
mörder bezeichnen? (2011).
Anfang der 60er Jahre geriet Lorenz Knorr 
in das Visier von „Verteidigungsminister“ 
Franz Josef Strauß und führender Bundes-
wehrgeneräle. Er hatte diese öffentlich als 
Kriegsverbrecher bezeichnet, denen man die 
Jugend nicht anvertrauen dürfe. Strauß ließ 
ihn daraufhin wegen Beleidigung der Bun-
deswehr vor Gericht bringen. In einem spek-
takulären Prozeß, der international stark 
beachtet wurde, erbrachte Lorenz Knorr den 
Nachweis der Richtigkeit seiner Aussagen. 
Die aufs schwerste belasteten Generäle Heu-
singer, Speidel, Foertsch und Kammhuber 
mußten abtreten. 
Lorenz Knorr hat seinen Antimilitaris-
mus nicht nur bei spektakulären Aktionen, 
sondern vor allem auch durch Aufdecken 
der Hintergründe und Ursachen imperia-
listischer Kriege unter Beweis gestellt. Er 

betrachtet diese als „Instrumente der herr-
schenden Klasse zur Gewährleistung ihrer 
Privilegien und ihrer Macht“.
Ich hatte Lorenz Knorrs unbeugsame Hal-
tung schon früher bewundert, lernte ihn 
selbst aber erst nach 1990 bei Friedens-
symposien, Tagungen zu geschichtlichen 
Themen und der gemeinsamen Arbeit an 
Büchern kennen. Das brachte mir großen 
Gewinn, über den ich sehr froh bin. Beson-
derer Dank gebührt Lorenz Knorr dafür, daß 
er leidenschaftlich gegen den Geschichtsre-
visionismus auftritt. „Auch unter den neuen 
Bedingungen ist Antifaschismus mit seinem 
klaren Anti und seinem kreativen Pro gefor-
dert“, lautet seine Devise. – Ein herausragen-
der Publizist, nutzt Lorenz Knorr auch seine 
reichen Erfahrungen als Historiker. Davon 
zeugen – bis heute – mit seinem Namen ver-
bundene Bücher, Vorträge und Artikel. Selbst 
im 90. Lebensjahr hat er sich nicht zur Ruhe 
gesetzt. Möge ihm dieses Wirksamwerden 
noch lange vergönnt sein. Denn Deutschland 
braucht knorrige Eichen.
� Prof. Dr. Horst Schneider

Als die Menschen ihre Liebesbriefe noch 
mit der Post verschickten, sich über Bot-

schaften aus Freundesländern freuten und 
gern bunte Karten aus Urlaubsorten erhiel-
ten, war Briefmarkensammeln weit verbrei-
tet. Es machte Spaß, die kleinen Bildchen mit 
den verschiedenen Wertaufdrucken, die eine 
Postsendung oben rechts schmückten, zu 
erblicken. Alben mit meist eher wertlosen, 
aber schön gestalteten Marken hatten viele 
DDR-Jugendliche zwischen ihren Abenteu-
erbüchern und an das Jugendweihebuch 
gelehnt, in ihren unaufgeräumten Regalen 
stehen. Aber mit der Zeit verblaßte diese Lei-
denschaft. Die einen gaben sie wieder auf, 
die anderen spielten lieber Fußball oder gin-
gen tanzen. Bei der Sache Gebliebene aber 
besorgten sich eine Lupe, arrangierten ein 
Marken-Abo bei der Post und betrieben das 
Sammeln nun als Leidenschaft, traten gar 
einer philatelistischen Arbeitsgemeinschaft 
der Jungen Pioniere oder der FDJ bei. 
Ganze Serien von Briefen wurden an aus-
ländische Freunde mit gleichen Interessen 
verschickt und die Antworten stets sehn-
süchtig erwartet, da sie neben Neuigkeiten 
aus der Sowjetunion, Kuba, Polen oder Viet-
nam in der Regel auch Postwertzeichen mit 
wunderbaren Motiven enthielten. Später 
jagten die Sammler dann Sonderausgaben 
zu den verschiedensten Anlässen hinterher, 
trafen sich regelmäßig mit Gleichgesinn-
ten in Vereinen oder schlenderten aufge-
regt über Tauschbörsen. In der DDR gab 

Die DDR war ein Dorado für Philatelisten
„Amsel, Drossel, Fink und Spatz und der ganze Vogel-Satz …“

es immerhin 160 000 Menschen, die sich 
mehr oder weniger intensiv mit den klei-
nen gummierten Kunstwerken beschäftig-
ten. Das populäre Komikerpaar Herricht 
und Preil brachte dieses Hobby sogar in 
einem Sketch unter, die „leicht“ veränderte 
Liedzeile „Amsel, Drossel, Fink und Spatz /  
und der ganze Vogel-Satz“ rief bei vielen ein 
Schmunzeln hervor. 
Wer in der DDR Briefmarken sammelte, kann 
bis heute so manches berichten. Der Bau-
ingenieur und Wirtschaftswissenschaft-
ler Dr. Peter Tichatzky (Jahrgang 1929) 
war ein Spezialist auf dieser Strecke. Im 
Bund Philatelistischer Prüfer hatte man 
ihn für das Sammelgebiet DDR verantwort-
lich gemacht. Dort beteiligte er sich aktiv 
an der Fälschungsbekämpfung. Denn auch 
DDR-Marken wurden bisweilen nachge-
macht, besonders wenn Form und Inhalt das 
erleichterten. Erinnert sei an die mangelhaft 
gestaltete 20-Pfennig-Sondermarke zum  
40. Jahrestag der Novemberrevolution. 
Jetzt veröffentlichte Tichatzky ein gewich-
tiges Buch: „Bunte DDR-Briefmarkenwelt“. 
Hier kann der eingefleischte Sammler, aber 
auch jeder, der mehr als nur das von der heu-
tigen Presse und Politik Vorgegebene über 
DDR-Geschichte erfahren möchte, zugrei-
fen. Der Autor weiß buchstäblich alles über 
den durch ihn behandelten Gegenstand. 
Im Anhang stellt er die aus seiner Sicht 
schönsten Marken vor, beschäftigt sich mit 
peinlichen Fehlgriffen, erläutert politische 

Botschaften und weist nach, welche Marken 
nie von einer Zunge bearbeitet worden sein 
können, da sie von der Post der DDR über-
haupt nicht in Umlauf gebracht wurden. 
Bei einigen Ausgaben wird endlich geklärt, 
was falsch an ihnen war: So zeigen z. B. die 
Scheibenwischer eines Trabant bei Ruhe-
stellung in die falsche Richtung, sind rus-
sische Worte verballhornt. Dinge, die nur 
einem notorischen Sammler ins Auge sprin-
gen konnten. 
Wer wußte übrigens schon, daß „die größte 
DDR der Welt“ auch den größten Briefmar-
kenblock herausgebracht hat – zu Ehren des 
15. Jahrestages der Republik. Neben sol-
chen Spezifika stellte Peter Tichatzky auch 
ein Abc der Philatelie zusammen, mit dem 
er Grundbegriffe aus der Welt der Brief-
marke vergnüglich und den Leser berei-
chernd erklärt. – Wer das Buch gelesen und 
die dort abgebildeten Postwertzeichen ange-
schaut hat, wird wehmütig an die eigene 
Kindheit zurückdenken und einmal mehr 
die bisweilen bereits vergilbten Alben her-
vorkramen. Die verzaubernden Märchense-
rien oder den herrlichen Rosen-Satz besitzt 
der eine oder andere bestimmt noch. Schade, 
daß das Sammelgebiet DDR abgeschlossen 
ist, man hätte gerne noch weitergemacht … 
� Thomas Behlert, Gotha

Peter Tichatzky, Bunte DDR-Briefmarken-
welt, 192 S., Eulenspiegel-Verlag, Berlin 2011, 
19,95 €, ISBN 978-3-359-02297-8
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Mecklenburgs Lebensader sind die 
Wälder. Seit Jahrmillionen prä-

gen sie das Bild dieses Landstrichs. 
Es gab sie schon, bevor die letzte Eis-
zeit Tannen, Fichten, Eichen, Erlen und 
Buchen zum Rückzug zwang. Doch sie 
kamen wieder und mit ihnen die Tiere – 
Wisente, Auerochsen, Elche, Rehe, Hir-
sche, auch Wölfe und Bären … Wald und 
Flur boten nicht nur ihnen, sondern 
auch den Menschen eine unverzicht-
bare Lebensgrundlage. Jäger-Noma-
den, Germanen und Slawen waren die 
ersten, deren Spuren sich noch heute 
finden lassen. Wer ihnen folgt, wird 
feststellen, daß es „Waldmenschen“, 
wie sie einstmals das norddeutsche 
Land bevölkerten, auch heute noch 
gibt. Einer von ihnen ist Heinz Len-
kat, der diese Bezeichnung mit Fug und 
Recht für sich beanspruchen kann. Sein 
ganzes Leben hat er in den Dienst der 
Pf lege und des Schutzes der Wälder 
gestellt. Er war Förster aus Berufung 
und Jäger aus Passion.
Klepelshagen – ein Dorf im Dreiländer-
eck von Mecklenburg, Brandenburg und 
Pommern – ist der Ausgangspunkt für 
eine Chronik, die Heinz Lenkat in sei-
nem Buch „Wald und Wild – Eigentum 
der Bürger“ festhält. 
Sein Exkurs beginnt weit vor dem Ein-
zug früher Besitzverhältnisse im „Land 
der Wenden“, berührt die Daseinsbe-
dingungen der kleinen Leute in den 
einander ablösenden Gesellschafts-
formationen, das sich stets wandelnde 
Naturgeschehen, die beeindruckende 
Forst- und Jagdchronik und immer 
wieder den Kampf um den Erhalt des 
Waldes. 
In seinen Aufzeichnungen wird eine 
jahrtausendealte Geschichte lebendig 

und mit ihr der Überlebens- und Klas-
senkampf, der selbst um Mecklenburgs 
hinterste Winkel keinen Bogen machte. 
Er dauert, wenn auch anders als zur 
Zeit des Dreißig jährigen Krieges oder 
der bürgerlichen Revolution von 1848, 
bis heute an. 
Heinz Lenkat ist ein unmittelbar Betei-
ligter. Ein Leben lang engagierte er 
sich für andere, setzte sich ehrlichen 
Herzens für den Aufbau eines antifa-
schistischen, demokratischen, soziali-
stischen Staates ein. Man kann das, was 
er über die Aufbaujahre, seine eigene 
Entwicklung und die der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Menschen im 
eigenen Umfeld schreibt, nicht ohne 
innere Bewegtheit lesen. Lückenlos 
dokumentiert er den mühsamen Weg in 
eine Zukunft, auf dem Neues mit Altem, 
Fortschritt mit Rückschlägen, Entwick-
lung mit Stagnation rangen. Der Autor 
resümiert: „Es war ein erfülltes Leben“ –  
ein Leben, das den Menschen, den Tie-
ren, der Natur, der Gesellschaft diente. 
Manch fragwürdiges Leitungsgebaren 
oder Imponiergehabe, wie es sich u. a. 
in „Jagdgewohnheiten“ hoher Funk-
tionäre zeigte, ärgerte ihn, anderes, 
was aus der kollektiven Anstrengung 
zur Gestaltung eines sinnerfüllten 
Lebens wuchs – Vertrauen, Zusam-
menhalt, Freundschaft, gegenseitige 
Hilfe – wurde zu prägenden Werten 
einer neuen Gemeinschaft. 
Heinz Lenkat ist stolz darauf, als 
Revierförster seinen Beitrag zur Schaf-
fung eines „holzreichen, forstlich und 
jagdlich gepflegten Reviers mit natur-
nahen Waldbeständen, einem reichen 
Wildbestand und vielen vom Ausster-
ben bedrohten Tieren und Pflanzen“ 
geleistet zu haben. 

Mit der Zerschlagung der DDR wurde 
diese Bilanz Teil eines Jahrhundertge-
schäfts, bei dem insgesamt „1,8 Millio-
nen Hektar schuldenfreies Ackerland 
und 2,1 Millionen Hektar schuldenfreie 
Wälder, ja sogar ,blühende Landschaf-
ten’“ in finsteren, kriminellen Abgrün-
den verschwanden. Dieses Schicksal 
traf auch Klepelshagen. Nachdem die 
Treuhand alles getan hatte, den in 
Lohn und Brot stehenden Menschen 
der Region die Arbeit zu nehmen, ver-
sprach ein aus Hamburg kommen-
der Unternehmer für Wäscherei und 
Berufsbekleidung, nun die Lebens-
bedingungen der „auf einer niederen 
zivilisatorischen Stufe angetroffenen 
Dorfbewohner“ verbessern zu wollen. 
Klepelshagen ist heute sein Privatbe-
sitz. – Ein gewisser Arnulf Baring ver-
kündete, daß das „DDR-Regime fast ein 
halbes Jahrhundert die Menschen ver-
zwergt, ihre Erziehung und Ausbildung 
verhunzt“ hätte. Heinz Lenkat weiß es 
besser. Mit seinem Buch erbringt er 
einen unwiderlegbaren Beweis für das 
Maß des in vierzig Jahren unter sozia-
listischen Verhältnissen Geschaffenen. 
Dazu zählen nicht nur die ökonomi-
schen und materiellen Güter, sondern 
vor allem der Gewinn an Menschlich-
keit und Solidarität.

Bruni Steiniger

Heinz Lenkat: Wald und Wild – Eigen-
tum der Bürger. Geschichte der Region 
und des Reviers Klepelshagen in Meck-
lenburg-Vorpommern. 
Hrsg. Norbert Raulin. Schibri-Verlag, 
Strasburg (Uckermark) 2011, 308 Sei-
ten, ISBN 978-3-86863-063-3

Mit einem Revierförster auf der Pirsch
Die wechselvolle Chronik einer wald- und wildreichen Region

Liebe Grüße gehen an Genossen Herbert Meyer aus Zwickau, der am 2. Juli seinen 94. Geburtstag begeht. 

Den fortan 90jährigen Mitstreiterinnen Ingeborg Hämmerling (6. 7.) aus Berlin und Hildegard Kahle (10. 7.) aus Potsdam 
wünschen wir maximale Gesundheit.

Zur Vollendung ihres 80. Lebensjahres gratulieren wir den verdienten Veteranen der Arbeiterbewegung Gerhard Nau-
mann (3. 7.) aus Berlin und Günther Lidke (29. 7.) aus Wolfen.

Solidarische Grüße zur Vollendung des 75. Lebensjahres gehen an Martin Runge (6. 7.) aus Schwedt und Erich Niejaki 
(29. 7.) aus Arzberg.

Verstärkt werden auch die Reihen der 70jährigen. Wir gratulieren Hermann Stolze (6. 7.) aus Magdeburg, Ingolf Hahn  
(15. 7.) aus Waren und Albrecht Tolke (16. 7.) aus Freiberg.

Gesundheit und Wohlergehen wünschen wir Michael Kommol (1. 7.) aus Halle, Robert Lenhardt (13.7.) aus Passau und 
Torsten Preußing (22. 7.) aus Berlin, die 65 Jahre alt werden.

In fester Verbundenheit grüßen wir unsere Jung-Veteranen Burghardt Bialecki (2. 7.) aus Pasewalk und Friedrich Busch 
(3. 7.) aus Eggesin zum 60.

In unsere Gratulation sind alle anderen Geburtstagskinder des Monats wie immer eingeschlossen.

Herzlichen Glückwunsch unseren Jubilaren des Monats Juli 2011 !
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Als Glückspilz Archie Schwein hatte

I n volksdemokratischen Zeiten, wie 
sich Archie zu sagen angewöhnt 

hat, wenn er die DDR meint, besaß er 
recht weit vor den Toren der Hauptstadt 
ein preiswert – quasi auf Lebenszeit – 
gepachtetes riesiges Grundstück. Dort 
gab es nachts viele Rehe, und auch Wild-
schweine tummelten sich zum Leidwesen 
der Nachbarn und auch Archies. Sie fra-
ßen sämtliche Tulpen, Erdbeeren, Kar-
toffeln und andere Knollen 
ratzbatz weg. Archie gab 
daraufhin die „Gärtnerei“ 
auf und pflanzte fortan 
nur noch Koniferen, die 
dem Anwesen im Laufe der 
Jahrzehnte ein parkähnli-
ches Aussehen verliehen. 
Wenn er nachts so auf der 
Bank saß, sah er gelegent-
lich im Mondschein Hasen 
hoppeln und Igel durch das 
Gras gleiten. Wildschweine 
schoben sich unterm Zaun 
durch, Rehe sprangen dar-
über. Es kreuchte und 
fleuchte nur so auf „sei-
nem“ Besitz. 
Nach der „Konterrevolu-
tion“, wie seine Freunde 
das Geschehen vor über 20 
Jahren bezeichnen, wurde 
das alles durch die böse Hexe „Wende“ 
nach dem Motto weggezaubert: Kauf geht 
über alles, am allerbesten „cash“, wie 
man neudeutsch zu sagen pflegt. 
Der Nachbar warf oft wütend Mistgabeln 
nach den Wildschweinen, die stets nur 
einen kleinen Schritt gelassen beiseite 
traten und nicht getroffen wurden. Es 
war ganz seltsam, sie wühlten nie den 
Boden auf, wenn Archie still dasaß und 
sich nicht rührte. Sie fraßen die Obst- 
und Gemüseabfälle, und die Frischlinge 
leckten sogar seine nackten Zehen. Sie 
schienen Rücksicht auf ihn zu nehmen. 
Es geschah einmal im „Roten Luch“, 
jenem großen Waldstück in der Nähe von 
Strausberg, wo Archie Pilze suchte, daß 
ein junges Wildschwein aus dem hohen 
Farn hervortrat und grunzte: „Folge mir, 
ich zeige dir, wo Pilze stehen.“ Archie 
lief dem Tier hinterher und kam an eine 
Lichtung. Dort fand er lauter große Stein-
pilze und Rotkappen. 
Förster Grünrock kam ächzend vorbei-
geradelt und fiel fast vom Sattel, als er 
dieses Riesenaufgebot an Waldfrüch-
ten sah. Archie blickte den Alten an 
und sagte: „Das ist Sammlerglück. Ein 
Wildschwein gab mir den Tipp.“ För-
ster Grünrock parierte sofort: „Sie haben 
aber auch Schwein und sind ein Glücks-
pilz! Alle sprechen vom großen Glücks-
schwein im ,Roten Luch‘, und Sie treffen 
es.“ Archie zeigte sich großzügig: „Lieber 
Förster, nehmen Sie so viel, wie Sie wol-
len, für die Frau Försterin mit“, sagte er. 
Der Grünberockte radelte dankend und 

qualmend weiter, hüstelte und schüt-
telte den Kopf. 
Später, als die Abenddämmerung Zwie-
licht erzeugt hatte, erschien das gute 
Schwein noch einmal und kauder-
welschte leicht grunzend, aber dennoch 
für Archie, der der Schwarzkittelsprache 
mächtig ist, verständlich: „Weißt du, es 
herrscht hier eine böse Landflucht, alle 
wollen in die Stadt, sogar die Tiere.“ Der 

so Angesprochene stimmte dem zu: „Da 
hast du vollkommen recht. Im Fernsehen 
gab es sogar einen Bericht über wilde 
Tiere in der Großstadt. In Berlin soll es 
9000 Wildschweine geben, die oft sogar 
von älteren Damen gefüttert werden.“

„Kein Wunder“, grunzte das junge Tier, 
„die Wälder sind manchmal wie leergefegt. 

Da gibt es für unsereins nichts mehr zu 
fressen. Wieder andere stecken voller 
Gerümpel, jeder macht heute mit seinem 
Wald, was er will.“ Und plötzlich sagte 
das Wildschwein zu Archies größtem 
Erstaunen auch noch ein paar gereimte 
Zeilen auf: „Einst war’s nur für Hasen 
und Füchse / Im wildesten Waldesge-
wüchse / Der einsamste Platz. / Jetzt 
liegt dort Matratz / Papier und Konser-

venbüchse.“ Archie war 
begeistert: „Bravo, mein 
liebes Schwein, bravo!“, 
rief er aus. „Der Mann, der 
das schon vor einem hal-
ben Jahrhundert schrieb, 
heißt Eugen Roth. Sein 
Vers trug die Überschrift 
„Waldfrieden“. Darauf das 
Schwein: „Ich hörte die 
Verse von einem Mann, 
der sie im Wald laut dekla-
mierte.“ Es fuhr fort: „In 
Berlin soll es für Tiere wie 
mich viel zu fressen geben. 
Außerdem kann ich ja auch 
ma ncherle i  ver t i lgen , 
was nicht für Menschen 
bestimmt ist, sondern nur 
für Tiere. Schließlich gibt 
es doch auch streunende 
Hunde, warum keine Wild-

schweine, wenn sie friedlich sind?“ 
Die Menschen haben Angst vor den Tie-
ren. Schon stehen private Jäger mit 
Schrotflinten bereit. Wo einer des ande-
ren Feind ist, kommt es auf so ein kleines 
Schweinderl nicht an, höchstens noch 
zum Verzehr, dachte Archie und sagte 
es wohl auch. Da packte ihn das Mit-
leid, nachdem das kluge Schweinchen 
erzählt hatte, daß es beinahe gefangen 
und gebraten worden wäre, noch dazu 
am Spieß! Flugs öffnete er die hintere 
Tür des Autos und ließ das arme Tier 
einsteigen. Er versuchte, es in einem 
Schrebergarten unterzubringen, den er 
seit kurzem besaß. Doch da kam es zu 
einem Aufstand der Hunde, die auf allen 
Wegen plötzlich aus Ärger ihre Geschäfte 
verrichteten. Ein Wildschwein würde 
sie nur stören. Und überhaupt: Eine Sau 
im Schrebergarten, wo kämen wir da 
wohl hin? 
Also fuhr Archie mit Alfie, so hatte er 
das Tier inzwischen genannt, die nähere 
Umgebung ab, immer auf der Suche nach 
einem geeigneten Stand- und Freßplatz 
für sein Schwein. Am Ende fanden sie 
ein passendes Quartier in der Königs-
heide. Gelegentlich besuchte Archie sei-
nen Freund dort, und sie redeten dann 
über Dinge, bei denen sonst kein Schwein 
zugehört hätte. Zu Archies Entzücken 
sagte Alfie bei einer solchen Gelegenheit 
noch einen weiteren Vers von Roth auf: 

„Man schwärmt für bessre Welten sehr. /  
Was dafür tun, will selten wer.“ 

Manfred Hocke
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Leserbriefe an
RotFuchs

Den RF halte ich nicht zuletzt deshalb für unersetzlich, 
weil er beweist, daß selbst bei älteren Semestern 
deren politische Standhaftigkeit keineswegs Kri-
tik- und Lernfähigkeit ausschließt, wodurch auch 
Jüngere zu gewinnen sind. Allerdings kommen wir 
Alten nicht an der Erkenntnis vorbei, daß die junge 
Generation im 21. Jahrhundert den Schwerpunkt 
politischer Auseinandersetzungen weltweit immer 
mehr ins Internet verlagert. Mit anderen Worten: 
Dort geht die Post ab. Wer die Diskussion im 

„Netz“ ignoriert, wird zum Außenseiter. Das gilt 
auch für uns RotFüchse. Es gibt sicher auch 
andere – doch zumindest von den mir bekannten 
Genossen besitzt zwar mancher einen PC und 
schaut sogar gelegentlich ins Internet, hingegen 
ließ sich bisher keiner für eines der vielen Foren 
oder Portale interessieren, in denen Diskussionen 
über historische sowie aktuelle politische Probleme 
geführt werden.
Ich (82) bin vor Jahren per Zufall in einem solchen 
Forum gelandet, wo die primitivsten und übelsten 
Anschuldigungen gegen die DDR bei Moderatoren 
und Hauptakteuren zum „guten Ton“ gehörten. 
Dagegen ließ sich mit sachlichen Argumenten 
nur schwer ankommen, und es lag nahe, diesen 
scheinbar sinnlosen Versuch rasch zu beenden. 
Allerdings meldete sich dann doch die eine oder 
andere zaghafte Stimme mit dem bekannten „Es 
war ja nicht alles schlecht in der DDR, aber …“ 
Auch die „schweigende Mehrheit“ begann sich 
zunehmend für die Thematik zu interessieren. 
Mittlerweile hat sich das Klima verändert. Die 
reaktionärsten Schreihälse sind gegangen, andere 
halten sich zurück. So kann ich unwidersprochen 
oder sogar mit positivem Echo über DDR-Themen 
schreiben. 
Eine Mitwirkung wäre auch für manchen RotFuchs 
geeignet, der sich wie ich selbst nicht mehr an 
anderen Formen der politischen Arbeit beteiligen 
kann.� Ursel Münch, Strausberg

Mit der raschen Anpassung an veränderte Situationen 
seit Jahrzehnten vertraut, faselte Angela Merkel 
plötzlich gewichtig vom „Ende des Atomzeitalters“ 
und einer angeblich anders gewordenen Welt. 
Tatsächlich hat sich in der Politik der Kanzlerin gar 
nichts verändert. Im Gegenteil: Die Katastrophe 
von Fukushima und die Tragödie Hunderttausender 
Japaner rang ihr lediglich eine Moratorium genannte 
Beruhigungspille ab. Bald hieß es, der politische 
Beschluß besitze rechtlich kein Gewicht.
Eine andere Welt? Stinknormaler, ungebremster 
Kapitalismus, der keineswegs auf die Milliarden-
profite der AKWs aus verlängerten Laufzeiten 
verzichten will, auch wenn jetzt weitgesteckte 
Fristen präsentiert werden. 
Wir müssen die Kanzlerin nur immer richtig verste-
hen: Wenn sie Sicherheit als obersten Grundsatz 
benennt und diesem zu folgen gelobt, meint sie 
in Wahrheit Absicherung der Maximalprofite. Als 
sie vor Jahren beteuerte, „die Wirtschaft“ sei für 
die Menschen da, hat sie natürlich auch nicht alle 
darunter verstanden, sondern nur die Reichsten 
der Reichen. 
Und bitte nicht jubeln, wenn sie heute in Libyen 
(noch) nicht offen Krieg spielen will. Mit der in 
Stuttgart angesiedelten Leitstelle des U. S.-Afrika-
Kommandos (Africom) sind wir ohnehin längst 
dabei.� Roland Winkler, Remseck

Das ND schenkte Roland Jahn, dem Nachfolger von 
Gauck und Birthler, am 19. Mai eine ganze Seite, 
auf der er – Harmlosigkeit vorspiegelnd – beteuern 
durfte: „Rache war nie mein Sinnen.“ Anschließend 
schmähte er in den Spalten dieses Blattes die 
DDR munter als „Unrechtsstaat“ und verleum-

dete das MfS nach allen Regeln der Kunst. Jahn 
verkündete eine zeitlich unbegrenzte Abrechnung 
mit der DDR. „Versöhnung“ sei nicht Sache des 
Staates. Jahn wirft MfS-Mitarbeitern vor, einem 

„menschenverachtenden Unterdrückungsapparat“ 
gedient zu haben. Nach Landes- und Völkerrecht 
wie nach persönlichem Empfinden waren sie jedoch 
DDR-Bürger, die dem Frieden und dem Schutz 
ihres Staates dienten. Seit dem „Sachsenspiegel“ 
gilt in Rechtsangelegenheiten die Devise: „Eines 
Mannes Rede ist keines Mannes Rede – man muß 
sie hören alle beede.“ 

Prof. Dr. Horst Schneider, Dresden

Lieber Klaus Steiniger! Du hast in einem vom ND 
veröffentlichten Leserbrief auf das unsägliche 
Interview mit diesem unsäglichen Nachfolger in 
einem unsäglichen Amt Deine unmißverständliche 
Ansicht bekundet. Ich will Dich wissen lassen, daß 
ich mich damit voll solidarisiere und Dir dafür herzlich 
danke. Und solltest Du im „RotFuchs“ dazu etwas 
sagen, kannst Du meine hier geäußerte Meinung 
auch verwenden.� Dein Armin Stolper, Berlin

Bemerkung der Redaktion: In der Leserzuschrift an 
das ND war davon die Rede, daß Roland Jahn nicht, 
wie dort dargestellt, der Versöhner der Nation Nr. 1,  
sondern nach Gauck und Birthler der deutsche 
McCarthy Nr. 3 ist.

Wozu muß sich die BRD am Hindukusch vertei-
digen? Man rechne sich einmal folgendes durch. 
Ich gehe von einem Tagessold von 110 Euro für 
5000 BRD-Militärs in Afghanistan aus, wobei die 
übrigen Kontingente am Horn von Afrika, im ehe-
maligen Jugoslawien und an anderen Einsatzorten 
noch gar nicht mitgerechnet sind. Hinzu kommen 
die Kosten für Sicherstellung der Logistik, Ver-
sorgung der Truppe mit Verpflegung, Munition, 
Waffen, Treibstoff, Ersatzteilen, Unterbringung, 
medizinische Betreuung und Lazarette. Bereits 
aus dieser verknappten Aufzählung wird ersichtlich, 
wohin unser Geld fließt und weshalb drängende 
soziale Probleme im eigenen Land nicht gelöst 
werden können. 

Oberstleutnant a. D. Volker Kretzschmar, 
Potsdam

„Ohne die Mauer hätte es Krieg gegeben“. Unter 
diesem Titel veröffentlichten Armeegeneral a. D. 
Heinz Keßler und Generaloberst a. D. Fritz Streletz 
bei edition ost ein bemerkenswertes Buch. Auf 
einige wirkt es provokativ, bei anderen führt es 
zur Nachdenklichkeit, für mich ist es wie ein Fels 
in der Brandung von Lüge, Hetze und Ausblen-
den historischer Zusammenhänge kurz vor dem  
50. Jahrestag des „Mauerbaus“.
Jeder, der an der Notwendigkeit der Grenzsicherung 
und ihrer militärischen Komponente im Sommer 
1961 und danach zweifelte, findet hier genügend 
Argumente. Das Buch läßt aber auch hinreichend 
Raum zur Diskussion über diese brisante Thematik. 
Man muß den Gedankenaustausch nur wollen. 

Oberst a. D. Hans Linke, Suhl

Schon während meines Studiums Mitte der 50er 
Jahre hatte ich Gelegenheit, an einer Diskussion 
mit westdeutschen Hochschullehrern über Krieg 
und Frieden, NATO, Bundeswehr und Remilita-
risierung der BRD unter gehäufter Verwendung 
von Offizieren der faschistischen Wehrmacht 
und solcher Politiker, die nur noch den „Fall Rot“ 
kannten, teilzunehmen. Mich beschlich damals 
schon der Verdacht, die beiden Doktoren der 
Universität Heidelberg neigten zur Verharmlosung 
des Charakters und des Wirkens der imperialisti-
schen Armee und ihres Bündnissystems. Heute 
operieren NATO und Bundeswehr weltweit und 
ohne alle Skrupel.
Vor einigen Jahren fand ich bei einem Besuch 
des NATO-Hauptquartiers in Brüssel mit einer 
Reisegruppe meine Einsichten und Vermutungen 
bestätigt. Hohe Offiziere bekannten sich dort als 
Referenten zur Erstschlagsdoktrin (dem Ersteinsatz 

von Atomwaffen) und dem Operieren der NATO auch 
„out of area“, also zur Vorne-„Verteidigung“.

Heinz Tellbach, Erfurt

Nach der Einverleibung der DDR durch die BRD 
und der Auflösung des Warschauer Vertrages 
besaß die Bundeswehr keine Feinde mehr. 1991 
erklärte ihr Generalinspekteur Admiral Wellershoff, 
Aufgabe der Truppe sei es, „zu einer dauerhaf-
ten Garantie des Friedens und der Sicherheit 
beizutragen“. 
Seitdem SPD-Wehrminister Struck die Verteidigung 
Deutschlands an den Hindukusch vorverlegte, 
haben sich Rolle und Funktion der Bundeswehr 
grundlegend verändert. Der CSU-Mann zu Gut-
tenberg verkündete dann, die Bundeswehr führe 
in Afghanistan Krieg. Sein CDU-Nachfolger de 
Maizière trieb das von Guttenberg begonnene 

„Reformprojekt“ weiter voran. Inzwischen ist das 
Ziel des „Umbaus“ der Bundeswehr sonnenklar: 
Es geht um ihre jederzeitige und weltweite 
Interventionsfähigkeit im Rahmen der schnellen 
Eingreiftruppen von NATO und EU. 
Dieser Umbau wäre mit einem Milliardenaufwand 
für Eurofighter, Marschflugkörper, Kampf- und 
Transporthubschrauber, Panzer und gepanzerte 
Fahrzeuge verbunden, von Erfordernissen des 
modernen Seekriegs ganz abgesehen. All das 
ist von der im Grundgesetz festgelegten Ver-
teidigungsaufgabe der Bundeswehr meilenweit 
entfernt.�

Oberstleutnant a. D. Egon Eismann, 
Wernigerode

Zwischen 1980 und 2009 arbeitete ich als Bür-
germeister in Nohra. Ich gehörte seit Juni 1962 
der SED an und bin seit deren Auflösung Mitglied 
der PDS bzw. der Partei Die Linke. Leider muß 
ich bekennen, daß diese sehr wenig mit meinen 
Vorstellungen von einer Linkspartei zu tun hat. Seit 
sieben Jahren bin ich Mitglied der PDL-Fraktion 
im Kreistag Weimarer Land. 
Ende vergangenen Jahres wurde ich „RotFuchs“-
Leser. Die in der Zeitschrift veröffentlichten Bei-
träge empfinde ich als sehr lehrreich und in der 
politischen Akzentsetzung präzise. Ich fühle mich 
unter meinesgleichen! Deshalb möchte ich gerne 
Mitglied des RF-Fördervereins werden.

Gerhard Müller, Nohra/OT Ulla

Herzlichen Dank für die Zusendung von insgesamt 
40 RF-Exemplaren. Einige davon konnte ich an 
junge Genossinnen und Genossen der Antifa und 
des SDS Heidelberg weitergeben. Unter ihnen 
befanden sich auch kurdische Studenten.
Unlängst bin ich aus der Partei Die Linke ausge-
treten. Deren Auffassungen stimmen mit meinen 
politischen Positionen nicht überein. Übrigens 
habe ich selbst in meinem Leben Fehler begangen, 
zumal ich noch zu den letzten Republikflüchtigen 
gehörte. Ich habe die DDR am 3./4. November 
1989 verlassen. Elf Jahre lang hatte ich dem 
Marxismus-Leninismus abgeschworen, weitere 
sechs Jahre brauchte ich, um mich wieder zu 
unserer Weltanschauung durchzuringen. Das ist 
bis zum heutigen Tag eine enorme emotionale 
Herausforderung für mich. Leider habe ich viel 
zu spät erkannt und begriffen, daß meine Genos-
sinnen und Genossen der SED aus Mühlhausen 
in Thüringen damals recht hatten. Jetzt bin ich 
Mitglied des RF-Fördervereins.

Kerstin Sterzenbach, Heidelberg

Viele von uns Alten unter den RotFüchsen sind 
in der FDJ zu bewußten DDR-Bürgern erzogen 
worden. Ich selbst war seit 1948 dabei und erin-
nere mich oft und gern an viele schöne Erlebnisse 
im Jugendverband. Unsere Aktivitäten reichten 
vom Wegräumen der Trümmer auf dem Leipziger 
Augustus-Platz – er erhielt später den Namen 
von Karl Marx – bis zum interessanten Gruppen- 
und Sportleben. Die beiden Deutschlandtreffen 
der FDJ und die Weltfestspiele, die Messen der 
Meister von Morgen – das waren Höhepunkte 
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in unseren jungen Jahren. – Im Westen wurde 
die FDJ schon 1952 verboten. Man überließ die 
Jugend sich selbst oder solchen Kräften, die sie 
für den Kapitalismus abrichteten. 

Wolfgang Müller, Bad Düben

Die Welle der Erinnerungen an die FDJ-Gründung 
vor 65 Jahren war überall zu spüren. In Zwickau 
fand ja dazu eigens eine RF-Veranstaltung statt. 
Dort erinnerten viele Teilnehmer an ihre Taten als 
FDJler und junge Genossen der SED. Wir besaßen 
in der DDR eine gut aufgebaute Volksarmee, die 
Volkspolizei und die Kampfgruppen. Alle wurden 
von erfahrenen Kommunisten geleitet. 
Im RF 159 schreibt Generalmajor a. D. Dr. Dieter 
Lehmann in seinem Artikel „Die erste FDJ-Generation“ 
u. a., daß es in Dresden eine Elsa-Fenske-Straße 
und eine Paul-Gruner-Straße gegeben hat, die 
1989/90 umbenannt wurden. „Nach dem Anschluß 
der DDR an den Staat des deutschen Imperialismus 
fielen sie dem Tilgungswillen der Schilderstürmer 
zum Opfer.“
Hat sich die DDR der BRD tatsächlich angeschlos-
sen, obwohl es sich doch um eine Konterrevolu-
tion handelte, bei der die NVA, die KVP und die 
Kampfgruppen Knall auf Fall außer Gefecht gesetzt 
wurden? Wo blieben in dieser Situation all unsere 
erprobten Genossen? Nicht wenige zogen sich 
in ihre vier Wände zurück und sangen dort das 
erwähnte Lied der Waldschlößchen-Gruppe: 

„Nie, nie woll’n wir wieder Waffen tragen.
Nie, nie zieh’n wir in den Krieg,
laßt die hohen Herren sich selber schlagen,
wir machen einfach nicht mehr mit.“

Wolfgang Zierold, Oelsnitz/Erzgebirge

Cosi fan tutte – so machen’s alle. Mozart wählte 
diese Feststellung als Titel für seine komische 
Oper. Allerdings schwebten ihm dabei nur die 
Frauen vor. Mir kam die deutsche Übersetzung 
in den Sinn, als das Platzen der Dissertation des 
Freiherrn zu Guttenberg durch die Medien ging. 
Nachdem auch die Universität Bayreuth zu dem 
Ergebnis gelangt war, der noble Doktorand habe 
bewußt getäuscht, stellte sich der Adelssproß und 
Bürger der alten BRD offenbar auf den Standpunkt: 

„So machen es alle“ und fand deshalb gar nichts 
Verwerfliches dabei.
Themenwechsel: Vor einiger Zeit brachte die 
„Sächsische Zeitung“ einen Artikel über Adolf Hen-
necke. Autor war ein aus dem Westen importierter 
Historiker und Kommunikationswissenschaftler. 
Das DDR-Volk, schrieb der Jenaer Hochschullehrer, 
habe sich schon bald mit der Losung „Überholen 
ohne einzuholen“ über die von Hennecke ausge-
löste Aktivistenbewegung lustig gemacht. Etwa 
14 Tage später erschien ein Leserbrief, in dem die 
Urheberschaft für diese Losung Walter Ulbricht 
zugeschrieben wurde. Ich ließ die Zeitung unter 
exakter Quellenangabe dann wissen, daß der 
namhafte Gelehrte Prof. Peter Adolf Thiessen am 
27. Februar 1958 gesagt hatte: „Wir dürfen nicht 
nur Bekanntem hinterherlaufen. Wir müssen auch 
überholen, ohne einzuholen.“ Ich hatte dieses Zitat 
dem Protokoll der Beratung Walter Ulbrichts mit 
Wissenschaftlern und dem Buch Herbert Grafs 

„Mein Leben, mein Chef Ulbricht, meine Sicht der 
Dinge“ entnommen. Wie und durch wen diese 
Orientierung dann zu einer allgemeinen politischen 
Losung wurde, vermag ich nicht zu sagen. 

Gerhard Lehmann, Dresden

In der Berliner Zeitung vom 28. April war ein Brief 
des „Doping-Opfer-Hilfevereins“ veröffentlicht, in 
dem die Verfasser gegen die Aufnahme Renate 
Stechers und Gustav-Adolf Schurs in die Ruh-
meshalle des Sports plädierten. Dabei verstieg 
sich eine Minderheit der DDR-Leistungssportler 
zu haßerfüllten Formulierungen wie „Schurs Rolle 
als zentrale Propagandafigur des kriminellen DDR-
Sports“. Mit dieser bodenlosen Frechheit werden 
über drei Millionen Mitglieder des DTSB beleidigt. 
Die Arbeit Tausender Übungsleiter, Schieds- und 
Kampfrichter sowie ehren- und hauptamtlicher 

Sportfunktionäre wird durch die Unterzeichner 
dieses Briefes in den Schmutz gezogen. 
Der Freundeskreis der Sport-Senioren und die 
AG Sport der GRH verwahren sich gegen die 
dort geäußerten Unterstellungen. Sie werden ihre 
inhaltliche Tätigkeit verstärken und die Ehre denen 
zukommen lassen, die sie verdienen. Dazu gehören 
vorrangig Renate Stecher und Täve Schur.

Erhard Richter, Berlin

Täve Schur war (und ist) für viele meiner Genera-
tion in sportlicher und menschlicher Hinsicht ein 
Vorbild. Ich denke, er steht weit über den Dingen 
und kann auch ohne Eintrag gesund und mit 
Selbstachtung gut leben. 
Ich war in den 70er und 80er Jahren an zwei Berliner 
Sportschulen pädagogisch tätig. Ein Wort zum 
Doping: In bestimmten Sportarten gab es einige 
ehrgeizige Trainer und gewisse Forderungen. Das 
entscheidende Argument war, alles geschehe 
unter Aufsicht und Begutachtung qualifizierter 
Hochschulmediziner. Erst sehr viel später habe 
ich erfahren, daß gewissen Sportlern ohne deren 
Kenntnis Dopingmittel verabreicht wurden. Ich 
erinnere mich an diesbezügliche Gespräche mit 
Schwimmerinnen in Weißensee.
Doch eines steht fest: Der überragende Erfolg des 
DDR-Sports liegt nicht im Doping begründet, sondern 
in der qualifizierten Förderung von Talenten. 
Westdeutsche Sportler haben mir unverbindlich 
davon berichtet, bei ihnen sei in den meisten 
Vereinen freimütig gedopt worden. Nach immer 
wieder auftauchenden Berichten geschieht das 
heute noch. Wer im Glashaus sitzt, sollte nicht 
mit Steinen werfen.

Wilfried Meißner, Blankenburg

In der Zeitung „der stacheldraht“ (Nr. 3/2011) läßt 
sich ein Horst Schüler unter dem Titel „Halleluja für 
Relativierer“ über Heinz Florian Oertel aus. Dem 
Mann ist es suspekt, daß ein renommierter Sport-
reporter auch politisch zu denken vermag: „Jetzt 
schreibt er Bücher wie ‚Pfui Teufel‘ oder ‚Halleluja 
für Heuchler‘“ beschwert sich Schüler über Oertel. 
Der wolle „uns die Leviten lesen, vor allem den 
Vertretern der christlich-kulturellen Werte“. 
Was versteht Schüler darunter? Etwa  Afghanistan, 
wo angebliche Christen unter Mißachtung des 
fünften Gebots für imperialistische Interessen 
Amok laufen? Oder meint er eine bundesdeutsche 
Regierungschefin und Vorsitzende einer C-Partei, 
die öffentlich ihrer Freude darüber Ausdruck 
verleiht, daß Osama bin Laden durch ein US-
Killerkommando in Pakistan ohne Gerichtsurteil 
gelyncht worden ist?
 � Wilfried Steinfath, Berlin

Sehr geehrter Herr Kuhnt! Man kann ja zu Erich 
Loest stehen, wie man will. Doch wenn man wie 
Sie in Ihrer Leserzuschrift in der Mai-Ausgabe eine 
Meinung über ihn zum Ausdruck bringt, darf man 
auch nicht verschweigen, daß Herr Loest von 1947 
bis 1957 der SED angehörte und siebeneinhalb Jahre 
wegen sogenannter konterrevolutionärer Gruppen-
bildung in Bautzen eingesperrt war. Bedenken Sie 
bitte, daß E. L. bei Kriegsende erst 19 Jahre war, 
so daß man eine NSDAP-Mitgliedschaft nicht als 
Totschlagsargument nutzen darf. 

Frank-Eckhard Stahr, E-Mail

Die neuen braunen Häuser im Sumpfland Euro-
pas ängstigen mich, viele um mich herum aber 
keineswegs, was mich noch mehr ängstigt. Der 
Mainstream wird in seinem Bodensatz immer 
bräunlicher. Berlusconi, Orbán u. a. sind dabei nur 
die sichtbaren Sumpfblüten des Bösen. 

Manfred Hocke, Berlin

Nach meinem RF-Leserbrief zur Aberkennung des 
einer Bautzener Kindestagesstätte in DDR-Zeiten 
verliehenen Namens Clara Zetkin fand ich in meinem 
Postkasten den „Dombrief“ – das Mitteilungsblatt 
der katholischen St.-Petri-Gemeinde Bautzen für 
ihre Gläubigen. Darin wird darüber informiert, daß 

in der katholischen Bautzener Kindertagesstätte 
beschlossen worden sei, den Gruppen statt bisheriger 
Blumen- bzw. Pflanzennamen fortan die Namen 
Heiliger zuzuordnen. An ihrem Beispiel könnten 
die Kinder besser erzogen werden. Das geht also 
am Vorbild der Heiligen Hildegard, nicht aber an 
dem Clara Zetkins, die dem Namen „Löwenzahn“ 
weichen mußte.� Helge Tietze, Bautzen

– Wußten Sie bereits, daß für manchen am Anfang 
schon das Ende ist und für manchen am Ende noch 
immer nicht der Anfang?
– Kannst Du Dich erinnern? Es wurde zuviel über 
Weniges geredet, weil zu wenig über Vieles nach-
gedacht wurde.� Gerd Ziemann, Berlin

Unlängst hatte ich einen Arzttermin, zu dem ich 
sehr früh bestellt worden war. Im Wartezimmer 
verging viel Zeit. Schließlich wurden wir durch 
die Sprechstundenhilfe aufgefordert, uns zur 
Entrichtung der Praxisgebühr anzustellen. „Sie 
wissen doch noch aus DDR-Zeiten, was eine 
Schlange ist“, griff sie dabei zu einer Anspielung 
auf Schwachstellen leider längst vergangener, weil 
insgesamt sehr schöner Tage.
Ich hielt mit meiner Meinung nicht hinter dem Berg 
und ergänzte das Gesagte durch den Kommentar, 
in der DDR habe man allerdings keine Praxisgebühr 
und keine Zuzahlungen beim Erwerb von Medika-
menten entrichten müssen. Im Raum herrschte 
Schweigen, weil ich derart mit der Tür ins Haus 
gefallen war. Ältere Patienten guckten weg, manche 
vielleicht aus Nachdenklichkeit.
Als ich den Warteraum verließ, senkte auf einmal 
jene Dame, die den Göttern in Weiß zur Seite 
steht, ihr Haupt. Vielleicht war ihr inzwischen klar 
geworden, daß sie sich etwas zu weit aus dem 
Fenster gelehnt hatte.
� Dieter Kramp, Grevesmühlen

In dem Beitrag über einen Brief von Friedrich Engels 
zum Problem der materialistischen Geschichtsauf-
fassung (RF 160/Marxismus für Einsteiger) sind 
durch die Redaktion Fehler verursacht worden. 
So wurde ein Autor genannt, der mit dem Beitrag 
wirklich nichts zu tun hat. Schwerwiegender ist 
eine fehlerhafte Quellenangabe, die wißbegierige 
Leser bei der Suche nach dem Text in die Irre 
führt. Es handelt sich um Band 37 – Seiten 463 bis 
465 – was ich korrekt angegeben hatte. Überdies 
ist das Zitat insoweit nicht exakt wiedergegeben 
worden, als Engels im zweiten Satz des Zitats 
nicht den Plural verwendet hat (mehr hat weder 
Marx noch ich …), was übrigens zur damaligen Zeit 
üblich war. Dies zu ändern ist beim Zitieren nicht 
zulässig. Im gleichen Textzusammenhang hätte 
ich allerdings die Namen Marx und Engels nicht 
durch die Worte „unserer Klassiker“ ersetzt, weil 
dieser Begriff nichts verdeutlicht und personell 
auch umfassender ist.� Dr. Ulrich Roehl, Berlin

Trotz ihrer jüngsten Personalkosmetik, die auf üble 
persönliche Querelen gefolgt ist, verliert die FDP 
– die selbsternannte „Partei der Besserverdienen-
den“ – weiter an Wählergunst und Ansehen bei der 
Bevölkerung. Die meisten ihrer Minister – von Frau 
Leutheusser-Schnarrenberger abgesehen – haben 
sich als ausgesprochene Stümper erwiesen. Den 
sachfremden Arzt Philipp Rösler mit der Funktion 
des Wirtschaftsministers zu betrauen, macht jeder-
mann klar, daß dieser Amateur eine – wie zuvor 
schon als Chef des Gesundheitsressorts – absolute 
Marionette in den Händen der Konzerne ist. 
Und überhaupt: Wer von 14,6 % auf knapp 4 % und 
in Bremen noch weit weniger bei Wahlen abstürzt, 
hat wohl fast alles falsch gemacht, was man in der 
Politik überhaupt versieben kann. Der Köder einer 
vorgeblich angestrebten Steuersenkung, den die 
FDP den Wählern vorsetzte, ist längst verdorben 
und bewegt niemanden mehr, kümmert sich diese 
Partei doch einzig und allein um die Profitmaxi-
mierung des Kapitals.

Oberstleutnant a. D. Hans-Joachim Hartlieb, 
Dresden
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Der Artikel „Mit Lenin-Maske gegen den Leninismus“ 
von Willi Gerns aus Bremen ist recht überzeugend 
und trägt zum Verständnis vieler Erscheinungen 
der Vergangenheit bei. Aber der letzte Satz über 
die Notwendigkeit des Bestehens einer lebendigen, 
streitbaren kommunistischen Partei mit breit ent-
falteter innerer Demokratie und ständiger Kontrolle 
der Führung durch die Mitgliedschaft bewegt mich 
zu der Frage: Wann und wo hat es eine solche 
machtausübende Partei gegeben?

Peter Fricker, Berlin

Zu den größten Errungenschaften der DDR gehört 
die 40 Jahre praktizierte Gleichberechtigung der 
Frau. Wir, die wir in der DDR gelebt haben, wissen 
sehr genau, wie das im einzelnen war. Angefangen 
von der verfassungsmäßigen Garantie des Rechts 
auf Arbeit unter absolut gleichberechtigten Bedin-
gungen über eine besonders die Situation der Mütter 
erleichternde gesellschaftliche Infrastruktur – ich 
denke dabei vor allem an Krippen und Kindergär-
ten – umschloß sie auch gleiche Bildungschancen 
für beide Geschlechter. Meine Frau arbeitete im 
VEB Steingutwerk Dresden als Porzellanmalerin. 
Es war klar, daß sie den gleichen Lohn wie ihre 
männlichen Kollegen bekam. Unsere beiden 
Kinder wurden in entsprechenden Einrichtungen 
hervorragend betreut. Wie alle anderen Frauen 
in der DDR erhielt meine Frau einen bezahlten 
monatlichen Haushaltstag.
Unsere gewerkschaftlichen Forderungen, die der 
FDGB bereits 1946 formulierte – bezogen auf die 
vollständige Gleichstellung der Frauen – gingen 
in Erfüllung.� Gerhard Kmoch, Aachen

Eine Kritik am Beitrag „Größe durch Schlichtheit: 
Erwin Strittmatter“ im RF 160: Als jahrzehntelanger 
Leser und guter Freund Erwin Strittmatters freue 
ich mich über jede Würdigung seines Werkes. Doch 
ich bitte darum, bei den Fakten größere Sorgfalt 
walten zu lassen. Der „Ochsenkutscher“ erschien 
bereits 1950 als Erstausgabe dieses Titels in der 
Büchergilde Gutenberg Berlin, nicht aber erst 1956. 
Ihm folgten 1953 „Katzgraben“ und 1954 „Tinko“ 
(nicht 1957). „Die Holländerbraut“ kam erst 1960, 
nicht Anfang der 50er Jahre heraus. Strittmatters 
(DDR-)Start begann also mit Prosa. Die Hauptge-
stalt im „Wundertäter“ Band 1 heißt Büdner, nicht 
Büttner! Der 2. Band der Trilogie erschien bereits 
1973, nicht 1980. Alle diese Fakten sind in Meyers 
Taschenlexikon „Schriftsteller der DDR“, Leipzig 
1975, zu finden.
Ich habe „Tinko“ schon 1955 im Kinderheim gelesen 
und war von der frischen, urkräftigen Sprache des 
Dichters begeistert.� Werner Voigt, Kromsdorf

Mit einiger Verspätung habe ich Dieter Fech-
ners verdienstvolle Würdigung Harry Thürks im  
RF 159 gelesen. Der Autor präsentiert einen gan-
zen Strauß von Titeln des äußerst produktiven 
Schriftstellers, dessen Bände ich seit den 70er 
Jahren verschlungen habe. Mich hat allerdings 
gewundert, daß ein Schlüsselwerk, nämlich „Der 
Gaukler“ (Verlag Das Neue Berlin, 1978), mit keinem 
Wort Erwähnung fand. 
Daran wird am Beispiel der fiktiven Figur des Ignat 
Issaakowitsch Wetrow hinreißend und realitätsnah 
entwickelt, wie Leute dieses Schlages an der lan-
gen Leine der CIA ihre Rolle im Kampf gegen die 
Sowjetunion gespielt haben. Im Klappentext heißt 
es: „Eine Geschichte von Intrige und Manipulation, 
Irreführung und grandiosem Bluff“. Natürlich ging 
es nicht nur um Fiktion, sondern das leibhaftige 
Vorbild war der von den westlichen Zentralen der 
Konterrevolution zum „Großdichter“ hochstilisierte 
Alexander Solschenizyn.
Das Werk hat damals viele Hintergründe des 
internationalen Klassenkampfes beleuchtet und 
besitzt noch heute seine Bedeutung, wenn man 
sich z. B. die in Washington, Berlin, Paris, Rom 
oder London ausgeheckten Versuche ansieht, 
immer wieder solche Figuren in Kuba, China oder 
sonstwo aufzubauen.
� Heinz-W. Hammer, Essen

Der Freundeskreis Walter Womacka e. V. beabsich-
tigt, 2012 eine thematische Wanderausstellung zum 
Gemälde „Am Strand“ zu veranstalten. Dabei soll 
es um Geschichte und Geschichten dieses weithin 
bekannten Bildes gehen. Es wurde erstmals auf 
der V. Deutschen Kunstausstellung im Dresdner 
Albertinum vorgestellt und von 63 % der 210 000 
Besucher zum Lieblingswerk auserkoren. Seitdem 
sind 50 Jahre vergangen. Das Bild erschien auf 
Postern, Briefmarken und Buchtiteln, war Thema 
von Schulaufsätzen, hing in unzähligen Wohn-
zimmern, Klubs und Kultureinrichtungen sowie 
in „Studentenbuden“. Es handelt sich um das am 
häufigsten reproduzierte Gemälde der DDR, über 
das heftig diskutiert worden ist. 
Die Veranstalter suchen für diese Ausstellung 
niedergeschriebene Erinnerungen, frühe Repro-
duktionen, Fotos, Rezensionen, Texte aus Zeit-
schriften, Büchern und Katalogen, Schulaufsätze, 
kunstwissenschaftliche Ausarbeitungen u. v. a. 
Kunstliebhaber, wissenschaftliche Experten und 
Mitarbeiter kunstwissenschaftlicher Einrichtungen 
können sich an der Arbeit beteiligen. Gesucht wird 
auch ein ständiger Ausstellungsort. Sponsoren 
und Spenden sind erwünscht.
Interessenten werden gebeten, sich an den Freun-
deskreis Walter Womacka e. V., Pettenkofer Straße 
40, 10247 Berlin, zu wenden.

Dieter Lämpe, Hoppegarten

Wie immer habe ich auch die Mai-Ausgabe unseres 
RF gewinnbringend gelesen, studiert und anregend 
nutzen können. Dafür zunächst Dank. Doch an 
einem insgesamt sehr anerkennenswerten und 
aktuellen Beitrag stolperte ich hinsichtlich der 
Angaben über Schäden, die von den deutschen 
Faschisten seit dem 22. Juni 1941 in der UdSSR 
angerichtet wurden. In seinem Extra-Beitrag 

„Geschichtsentsorgung“ spricht Bruno Mahlow 
von 17 000 in der UdSSR zerstörten Städten. Im 
Band 2 der Chronik zur Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung (Dietz Verlag 1966) ist von 1700 
Städten die Rede. Vielleicht hat sich beim RF ein 
Druckfehlerteufel eingeschlichen, oder es wurde 
einfach eine Null zu viel geschrieben, die man bei 
der redaktionellen Bearbeitung übersah. Bei 17 000 
und 1700 liegt diese Vermutung nahe.
 � Günther Bandel, Berlin

Bemerkung der Redaktion: In solchen Fällen – 
Druckfehlerteufel hin, Autorenirrtum her – liegt 
es immer an der Redaktion, die sich für die dritte 
Null entschuldigt. 
Übrigens: Herzlichen Glückwunsch zum 85., lieber 
Günther!

Der Artikel des Neubrandenburger Autors Wolfgang 
Giensch im RF 158 „Erfahrungsschatz muß rasch 
geborgen werden“ findet unsere volle Zustimmung. 
Der Zufall wollte es, daß meine Frau und ich anhand 
derzeitiger Kosten und Preise wieder einmal über 
grundsätzliche Fehler unserer DDR-Preispolitik 
diskutierten, als wir mit Genugtuung diesen RF-
Beitrag lesen konnten. 
Er wirft manche Fragen auf. Beispielsweise: Wieso 
hat Walter Ulbricht bei allen Bemühungen um eine 
eigenständige DDR-Politik nicht Moskaus Fehler 
in der Preisgestaltung vermieden und diesbezüg-
liche Erfahrungen Stalins aus den 30er Jahren für 
die DDR positiv genutzt, so daß es schließlich zu 
solchen Verwerfungen kam, wie sie im RF-Artikel 
dargestellt werden? Bekanntlich hatte Stalin den 
Versuch unternommen, im Zeichen des „nahenden 
Kommunismus“ an die Bevölkerung kostenlos 
Brot abzugeben. 
Wieso hat die DDR diesen der Realität nicht 
entsprechenden voreiligen Schritt des Jahres 
1936 in modifizierter Form wiederholt? Die Kon-
sequenz waren Niedrigstpreise wie 0,20 M für 
eine S-Bahnkarte, 0,80 M für ein Brot, 50 M Miete 
für eine 60 m² große Wohnung und ca. 60 M für 
einen Ferienscheck (14 Tage mit Vollverpflegung). 
Solche „Geschenke“, die wir als Errungenschaften 
empfanden, haben zu unserer Niederlage beigetra-

gen und sollten deshalb – bei aller Würdigung der 
DDR-Sozialpolitik – nicht vergessen werden.

Harry W. Schröder, Berlin

Beim Ordnen und Sortieren von Erinnerungen aus 
zwar vergangener, aber unvergessener Zeit fiel 
mir eine Arbeit des bekannten Zeichners, Malers 
und Grafikers Gerhard Vontra in die Hände, die ich 
beilege. (Wir kommen in einer unserer nächsten 
Ausgaben darauf zurück – d. R.)
Uns verband über viele Jahrzehnte eine Freundschaft, 
die Gerhards Tod im vergangenen Jahr – er wurde 
fast 90 – leider beendete. Als damaliger Mitarbeiter 
der FDJ-Zeitschrift „Junge Generation“ war ich mit 
G. V. des öfteren unterwegs. Ich erinnere mich an 
unser Herumkrabbeln in Schächten des Mans-
felder Reviers, wo Gerhard unter schwierigsten 
Bedingungen zeichnete.
In Erinnerung ist mir der immer klare Klassenstand-
punkt des keiner Partei Angehörenden geblieben. 
Er war ein gütiger und aufrechter Begleiter unserer 
Sache. So behalte ich ihn im Gedächtnis.

Jürgen Leichsenring, Döbeln

Zweifellos ist es sehr verdienstvoll, daß die proleta-
rische Revolution von 1871 durch den Beitrag über 
die „Pariser Himmelsstürmer“ im Mai-RF in das 
aktuelle Bewußtsein politisch Interessierter gerückt 
wird. Dafür dem „RotFuchs“ ausdrücklich danke! 
Dennoch ist der Zeitschrift ein textlicher Mißgriff 
unterlaufen. Er betrifft den Mord an den letzten 
Kommunarden auf dem Friedhof Père Lachaise. 
Die Mauer, an der dieses Verbrechen geschah, ist 
nicht als „Mauer der Füsilierten“ in die Geschichte 
eingegangen, wobei mancher Hobby-Historiker 
diese Bezeichnung benutzt haben könnte. Indes 
darf man nicht vergessen, daß die Friedhofswand 
tatsächlich als „Mauer der Föderierten“ geschichts-
trächtig geworden ist. � Dieter Hornung, Berlin

Ich wende mich gegen die Nivellierung unserer 
Geschichte. Zum Anlaß nehme ich einen Artikel 
der Sächsischen Zeitung unter der Schlagzeile 

„VVN wehrt sich gegen anonyme Tafeln“.
Zum Sachverhalt: 1945 erfolgte die kampflose 
Übergabe der Stadt Meißen durch beherzte Bürger 
an die Rote Armee. Kaltblütigkeit und Zivilcourage 
gehörten damals dazu, fanatisierten Nazis entge-
genzutreten. In den letzten Kriegstagen bedurfte 
es besonders großer Tapferkeit, Heimatliebe und 
Willenskraft, die eigene Angst zu überwinden und 
sich den Wahnsinnigen zu widersetzen, die eine 
historische Stadt wie Meißen zur Festung erklären 
und damit für die Vernichtung freigeben wollten. 
Ein Menschenleben galt in jenen Tagen absolut 
nichts. Wenn also solche Meißener wie Willy Anker 
und Herbert Böhme alles auf eine Karte setzten, 
dann sollte das namentlich gewürdigt und der 
Nachwelt übermittelt werden. Bereits über 1000 
Bürger der Stadt haben sich unterschriftlich zu 
einer Namenserwähnung bekannt. Dem müßte 
durch die Behörden Rechnung getragen werden. 
Statt dessen sucht man sich in die Anonymität 
zu flüchten. Die derzeit in Sachsen praktizierte 

„Gedenkstätten-Politik“ ist mir als einem langjäh-
rigen VVN-Mitglied völlig unbegreiflich.
Dipl.-Ing. Hermann Ziegenbalg, Riesa-Weida

Hallo, ich habe an die vielen sozialistischen 
Parteien und Verbände nur eine Frage: Warum 
handelt Ihr nicht gemeinsam? Nur zusammen 
sind wir stark!
Überall auf der Welt raucht es gewaltig, und kei-
ner weiß, wohin das führt. Wir sind der rettende 
Anker und müssen mit anderen linken Organisa-
tionen – so der PDL, die derzeit hierzulande wohl 
am einflußreichsten ist – in Verbindung treten. In 
meinen Augen ist das der einzige Weg, um etwas 
verändern zu können. Alle Gleichgesinnten müß-
ten sich zusammenschließen, sonst erreichen wir 
gar nichts. Für mich gilt nach wie vor die Losung 

„Proletarier aller Länder, vereinigt euch!“ Sie ist 
auch heute noch aktuell. Bitte tut was!
� Rigo Dötsch, E-Mail 
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Am 30. Juli um 10 Uhr spricht 
Armeegeneral a. D. Heinz Keßler  
auf einer Veranstaltung der RF- 
Regionalgruppe Dresden in der 
Drogenmühle Heidenau, Dresdner 
Straße 26, über das Thema

Der 50. Jahrestag der ver- 
stärkten Grenzsicherung

Am 21. Juli um 16.30 Uhr spricht 
Genosse Egon Krenz auf einer Ver-
anstaltung der RF-Regionalgruppe 
Güstrow im Bürgerhaus, Sonnen-
platz 1, über das Thema

Der 13. August 1961  
und 50 Jahre danach

Am 18. Juli um 15 Uhr spricht 
Oberstleutnant a. D. Günter  
Ganßauge, auf einer Veranstaltung 
der RF-Regionalgruppe Bernau im 
Klub 23, Breitscheidstraße 43, zu 
dem Thema

50 Jahre nach dem  
13. August 1961

Radsportlegende und  
Kämpferherz

Am 15. Juli um 17 Uhr ist der 80jäh-
rige Gustav-Adolf Schur – unser 
Täve – bei der RF-Regionalgruppe 
Berlin im Sportmuseum Marzahn-
Hellersdorf, Eisenacher Straße/Ecke 
Blumberger Damm, zu Gast. 
Die Berliner RotFüchse freuen sich 
riesig, daß er ihre Einladung zu 
einem Gespräch unter Freunden 
angenommen hat.

Teilen und herrschen� Grafik von Klaus Parche


